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Entwicklung muss
möglich bleiben

Per 1. Mai 2014 hat der Bundesrat die
neuen Bestimmungen in der Raumpla-
nung in Kraft gesetzt. Damit liegt der
Ball nun bei den Kantonen und Ge-
meinden. Einzelne Kantone haben zu
Recht darauf hingewiesen, dass die
neuen Bestimmungen nicht jene be-
strafen dürfen, die ihre Hausaufgaben
bereits gemacht haben. Zahlreiche
Kantone haben eine Kulturland und
Ressourcen schonende Siedlungsent-
wicklung bereits in die Wege geleitet.
Für viele Gemeinden gilt dasselbe. Sie
haben in ihrer Ortsplanung nur so viel
Land eingezont, wie für eine nachhal-

tige Entwicklung der
Gemeinde notwendig
ist. Und das eingezonte
Bauland entspricht den
Anforderungen einer
nach innen gerichteten
und mit den umliegen-
den Gemeinden abge-
stimmten Siedlungsent-
wicklung. Die Kantone
sind folglich gefordert,
diese Gemeinden nicht
ihrerseits zu bestrafen. 
Jenen Gemeinden, die
Handlungsbedarf ha-
ben, sind von Bund und
Kantonen miliztaugli-

che, praxisbezogene Hilfsmittel zur Ver-
fügung zu stellen. Mit solchen Werk-
zeugen müssen die Verantwortlichen in
allen Gemeinden befähigt werden, ihre
Hausaufgaben mithilfe und Unterstüt-
zung, aber nicht unter Bevormundung
und Einschränkung ihrer Autonomie 
zu erledigen. Der Schweizerische Ge-
meindeverband hat mit dem Leitfaden
«Revitalisierung von Stadt- und Orts-
kernen» gezeigt, wie ein Wegweiser für
die Gemeinden aussehen kann. An der
Tagung vom 15. Mai zum Thema «Zer-
siedelung stoppen – aber wie?» wur-
den weitere praxisnahe Anregungen
vermittelt (ab Seite 13). Mit zusätzli-
chen Anstrengungen wird es darum
gehen, konkrete Projekte für eine sinn-
volle Siedlungsentwicklung auch im
ländlichen Raum zu ermöglichen. Letzt-
lich soll in der Raumplanung zwar nicht
mehr überall alles möglich sein. Doch
darf dies nicht dazu führen, dass in ein-
zelnen Gemeinden gar nichts mehr
möglich ist.

Le développement
doit rester possible

Alors que le Conseil fédéral a mis en
vigueur les nouvelles dispositions en
matière d’aménagement du territoire
le 1er mai 2014, la balle est maintenant
dans le camp des cantons et des com-
munes. Certains cantons ont fait re-
marquer à juste titre que ces nouvelles
dispositions ne doivent pas les pénali-
ser pour avoir déjà rempli leurs de-
voirs. Plusieurs cantons ont en effet
mis en place un développement terri-
torial respectueux des terres cultiva -
bles et des ressources foncières. Il en
va de même pour de nombreuses
communes. Dans leur aménagement
local, elles n’ont prévu que la quantité
de zones à bâtir nécessaire à leur déve-
loppement durable. Et ces terrains ré-
pondent aux exigences d’un dévelop-
pement territorial orienté vers l’ inté-
rieur et concerté avec les communes
aux alentours. Il est par conséquent
impératif que les cantons ne sanction-
nent pas ces communes de leur côté.
Les communes que les nouvelles di-
rectives vont amener à prendre des
mesures doivent bénéficier d’outils
pratiques et compatibles avec le sys-
tème de milice de la part de la Confé-
dération et des cantons. Ces instru-
ments doivent mettre les responsables
de toutes les communes en état de
remplir leurs devoirs avec aide et as-
sistance, mais sans mise sous tutelle ni
limitation de leur autonomie. L’Asso-
ciation des Communes Suisses a mon-
tré avec sa publication «Revitalisation
des centres de villes et de localités» à
quoi peut ressembler un guide pour
les communes. Lors de la journée du
15 mai intitulée «Arrêter le mitage du
territoire – mais comment?», d’autres
pistes pratiques étaient présentées
(voir dès page 13). En s’armant d’ef-
forts supplémentaires, il s’agira de per-
mettre, avec des projets concrets, un
développement  territorial durable éga-
lement dans l’espace rural. Enfin, tout
ne doit plus être possible partout en
matière d’aménagement du territoire,
certes, mais cela ne doit pas signifier
que plus rien n’est possible dans cer-
taines communes.

Ständeratspräsident Hannes Germann
Präsident/président
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Rentenreform: finanzielle 
Folgen für Gemeinden klären
Der Schweizerische Gemeindeverband (SGV) unterstützt den Vorentwurf zur Reform 
der Altersvorsorge 2020. Er fordert aber, dass die Auswirkungen auf das Sozialsystem 
aufgezeigt werden. Auch Gemeinden und Städte werden von der Reform tangiert.

Erwachsenen- und Kindesschutz

Der SGV beurteilt den Vorentwurf zur
Reform der Altersvorsorge 2020 als ziel-
führend. Er begrüsst den Ansatz einer
Gesamtschau, weist jedoch darauf hin,
dass die Auswirkungen der Reform auf
das Sozialsystem berücksichtigt werden
müssten. «Der heutige Kostendruck auf
Kantone respektive Gemeinden und
Städte infolge starker Zunahme der Er-
gänzungsleistungen und Sozialhilfe ist
erheblich und muss auf Dauer reduziert
werden», hält der SGV in seiner Stel-
lungnahme fest. Es sei darauf zu achten,
dass gegenwärtige und zukünftige Leis-
tungsversprechen nicht zulasten späte-
rer Generationen gemacht werden.
Er unterstützt den Grundsatz, dass die
Renten nicht gekürzt werden sollen,
sondern die Sanierung vor allem durch
erhöhte Beiträge, längere Beitrags-
dauer, Prämien und Steuern auf der Ein-
nahmeseite erfolgen soll. Dabei dürfe
nicht vergessen werden, dass Gemein-
den und Städte als Arbeitgeber durch
höhere Beiträge, Steuern usw. von der
Revision tangiert seien. «Die finanziel-
len Konsequenzen der Reform müssen

offen und nachvollziehbar aufgezeigt
werden, damit die finanzielle Tragbar-
keit der Revision überprüft werden
kann.» Der SGV verlangt deshalb, dass
die Vorlage mit den entsprechenden
Grundlagen ergänzt wird.
Im Weiteren begrüsst der SGV die Ein-
führung eines einheitlichen Rentenal-
ters. Er unterstützt auch die Flexibilisie-
rung des Rentenbezugs. Ebenfalls ein-
verstanden ist er mit der schrittweisen

Anpassung des Mindestumwandlungs-
satzes in der beruflichen Vorsorge.
«Diese Massnahme darf aber nicht zu
Rentenkürzungen und damit zu Mehr-
kosten in der Sozialhilfe und bei den Er-
gänzungsleistungen führen», fordert
der SGV. Deshalb seien die vorgeschla-
genen Ausgleichsmassnahmen unver-
zichtbar. pb

Stellungnahme: www.tinyurl.com/p99e3ze

Der SGV unterstützt die Stossrichtung
der Parlamentarischen Initiative «Publi-
kation von Erwachsenenschutzmass-
nahmen». Diese fordert, die Erwachse-
nenschutzbehörde zu verpflichten, «das
Betreibungsamt am Wohnsitz der be-
troffenen Person über die Ergreifung
oder die Aufhebung einer Massnahme
des Erwachsenenschutzrechts zu infor-
mieren». Zudem verlangt sie, dass die
Information im Betreibungsregister ein-
getragen wird. Der SGV begrüsst die
Publikation im Betreibungsregisteraus-
zug. Er beantragt jedoch, dass die Er-
wachsenenschutzbehörde auch den Ein-
wohnerdiensten mitteilt, wenn sie einer
volljährigen Person die Handlungsfä-
higkeit entzieht oder diese einschränkt.
Dies, damit die Einwohnerdienste, die
bis zum Inkrafttreten der neuen Erwach-
senenschutzmassnahmen per 1. Januar

haben und nicht einem Berufsgeheim-
nis unterstehen. Der SGV befürwortet
diese Ausdehnung der Meldepflicht. Er
begrüsst auch die Bestimmung, wonach
Personen, die dem Berufsgeheimnis un-
terstehen, z.B. Ärztinnen und Ärzte, ra-
scher eine Meldung machen können.
Gleichzeitig weist der SGV darauf hin,
dass die grössere Regelungsdichte im
Bereich des Kindesschutzes die Komple-
xität erhöhe und den Vollzug für die be-
troffenen Behörden auf kommunaler
Ebene erschwere. Er verlangt deshalb,
das Gesetz auf das Wesentliche zu redu-
zieren, und fordert, dass Bund und Kan-
tone den Behörden und Fachpersonen
gezielte Informationen geben und Hilfe
anbieten. pb

Stellungnahmen: www.tinyurl.com/ocu86yb
und www.tinyurl.com/og9lkt5

2013 für die Ausstellung der Handlungs-
fähigkeitszeugnisse zuständig waren,
diese Dienstleistung auch zukünftig er-
bringen können.

Besserer Schutz der Kinder
vor Misshandlung und Missbrauch
Der SGV hat zu einer Änderung des
Schweizerischen Zivilgesetzbuches be-
züglich Kindesschutz Stellung genom-
men. Die Änderung stützt sich auf die
Motion «Schutz des Kindes vor Miss-
handlung und sexuellem Missbrauch»
aus dem Jahr 2008. Nach geltendem
Recht sind nur Personen in amtlicher Tä-
tigkeit verpflichtet, eine Meldung an 
die Kindesschutzbehörde zu erstatten,
wenn das Wohl des Kindes gefährdet ist.
Diese Verpflichtung soll neu auf Fach-
personen ausgedehnt werden, die be-
ruflich regelmässig Kontakt mit Kindern

Bundesrat Bersets Botschaft zur Reform der Altersvorsorge soll Ende Jahr vorliegen. Bild: zvg
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Gezieltes Engagement für
leistungsfähige Gemeinden
Der Schweizerische Gemeindeverband (SGV) hat 2013 unter anderem 29 Stellungnahmen 
verfasst, einen Leitfaden zur Revitalisierung von Ortskernen publiziert und drei Fachtagungen
(mit-)organisiert. Ein grosser Erfolg ist der Einbezug der Gemeinden im neuen Energiegesetz.

Die Raumentwicklung war im vergange-
nen Jahr einer der politischen Schwer-
punkte des SGV. Für die Abstimmung
zur Revision des Raumplanungsgeset-
zes fasste er die Ja-Parole, da aus kom-
munaler Sicht die Vorteile überwiegen,
etwa die Massnahmen zur Bewahrung
der landschaftlichen Qualität, die Schaf-
fung von Handlungsspielräumen für die
wirtschaftliche Entwicklung sowie der Er-
halt von ausreichend Kulturland für die
Landwirtschaft. Nach Annahme der Vor-
lage engagierte sich der SGV in den Ar-
beitsgruppen für die Ausarbeitung der
Raumplanungsverordnung, der techni-
schen Richtlinien zur Bauzonenredimen-
sionierung sowie der erneuerten Leitfä-
den für die Richtplanung der Kantone.

Raumplanungsverordnung:
zahlreiche Korrekturen verlangt
Im Vernehmlassungsverfahren zur neu -
en Raumplanungsverordnung verlangte
der SGV zahlreiche Anpassungen: Ihm
fehlt eine Gesamtschau, der Eingriff in
die kantonalen und kommunalen Kom-
petenzen ist zu gross, und die Informa-
tionspflichten sind zu umfangreich.
Besonders befasste sich der SGV mit
dem Thema «Verdichtung nach innen».

In Zusammenarbeit mit dem Schweize-
rischen Gewerbeverband publizierte er
den Leitfaden «Revitalisierung von
Stadt- und Ortskernen», der unter
www.chgemeinden.ch zum Download
bereitsteht. Basierend auf den Erkennt-
nissen aus den elf Praxisbeispielen wur-
den fünf Erfolgskriterien und zehn Hand-
lungsempfehlungen für die Revitalisie-
rung von Stadt- und Ortskernen formu-
liert. Mit dem Leitfaden sollen Städte
und Gemeinden ermuntert werden, Re-
vitalisierungsprojekte zu lancieren.

Gemeinden werden
im neuen Energiegesetz genannt
Anfang 2013 erarbeitete der SGV Positio-
nen zur Energiestrategie 2050 des Bun-
des. Ein Teil davon ist in die Stellung-
nahme zur Strategie Stromnetze sowie
in Stellungnahmen zu zwei weiteren
energiepolitischen Vorlagen des Bundes
eingeflossen. Zudem setzte sich der SGV
gezielt dafür ein, die für die Gemeinden
wichtiger werdende Rolle im Energiebe-
reich zu konkretisieren. Ein grosser Er-
folg des SGV ist die vorgesehene Auf-
nahme der Gemeinden ins neue Energie-
gesetz: «Bund und Kantone koordinieren
ihre Energiepolitik und berücksichtigen

die Anstrengungen der Wirtschaft und
der Gemeinden», heisst es in Artikel 5.
Und in Artikel 11: «Die Kantone erarbei-
ten mit der Unterstützung des Bundes
ein Konzept für den Ausbau der erneuer-
baren Energien, insbesondere für die
Wasser- und für die Windkraft. Sie bezie-
hen die Gemeinden und die betroffenen
Kreise angemessen ein.» Damit wird der
besonderen Bedeutung der kommuna-
len Ebene im Energierecht des Bundes
Rechnung getragen.

Den Wissenstransfer
und den Dialog fördern
Der SGV informiert jeweils an Fachta-
gungen praxisbezogen über beispiel-
hafte Lösungen, damit Gemeinden ge-
genseitig vom vorhandenen Fachwissen
und von Erfahrungen profitieren. Im ver-
gangenen Jahr fanden drei Tagungen
statt, die auf breites Interesse stiessen:
Im Juni im Rahmen der Generalver-
sammlung in Bern die Tagung «Gemein-
den und Wirtschaft – gemeinsam für
starke Standorte» (u.a. mit einer Rede
des damaligen Bundespräsidenten Ueli
Maurer), im September in Olten die Ta-
gung «Kommunale Gesundheitspolitik –
gleichwertige Grundversorgung für
alle» und im November, ebenfalls in Ol-
ten, in Zusammenarbeit mit der Schwei-
zerischen Konferenz der Stadt- und Ge-
meindeschreiber und dem Schweizeri-
schen Städteverband die Tagung «Infor-
mation ist alles – wie Städte und
Gemeinden kommunizieren». Im Juni
fand zudem die 21. Ausgabe der Suisse
Public statt. Der SGV ist Patronatspart-
ner dieser alle zwei Jahre stattfindenden
Schweizer Fachmesse für öffentliche Be-
triebe und Verwaltungen.
Der SGV erneuerte Anfang 2013 seinen
Internetauftritt. Mit dem Relaunch der
Website wurde ebenfalls der monatlich
erscheinende Newsletter neu gestaltet.
Die «Schweizer Gemeinde» feierte 2013
ein doppeltes Jubiläum: den 50. Jahr-
gang und die 500. Ausgabe. pb

Jahresbericht:
www.tinyurl.com/ppw7wboDer SGV setzt sich auf Bundesebene für die Anliegen der Gemeinden ein. Bild: Miryam Azer
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Gezielt kommunizieren dank   Gemeindeadressen
Die Geschäftsstelle des Schweizerischen Gemeindeverbandes verkauft die Post-, E-Mail- und
Websiteadressen der Schweizer Gemeinden als Excellisten oder als Klebeetiketten.

Schweizerischer Gemeindeverband, Laupenstrasse 35, 3001 Bern, Tel. 031 380 70 00, verband@chgemeinden.ch
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Lärm an der Quelle bekämpfen
Abschnitte von Gemeindestrassen, die übermässigen Lärm verursachen, müssen bis Ende März
2018 saniert werden. Eine Möglichkeit ist der Einbau lärmarmer Beläge. Damit können Gemeinden
auch allfälligen künftigen Forderungen nach Lärmentschädigungen entgegenwirken.

Tamiflu und Pandemieplanung

Gemäss neuen Berechnungen des Bun-
desamts für Umwelt (Bafu) ist in der
Schweiz tagsüber jede fünfte Person am
Wohnort von schädlichem Strassenlärm
betroffen. In der Nacht ist es jede sechste
Person. Das Umweltschutzgesetz und
die Lärmschutzverordnung verpflichten
Bund resp. Kantone und Gemeinden,
Strassenabschnitte, die übermässigen
Lärm verursachen, bis 2015 resp. 2018 zu
sanieren. Schon heute können Eigen -
tümer von Liegenschaften Lärmentschä-
digungen geltend machen. Anstelle der
bisherigen richterlichen Entschädigungs-
praxis soll eine neue Regelung im Um-
weltschutzgesetz geprüft werden. Mit
 einer Lärmausgleichsnorm (LAN) soll
den betroffenen Grundeigentümern ein
gesetzlicher Anspruch auf eine jährliche
Auszahlung von Ausgleichsleistungen
gewährt werden. Die finanziellen Folgen
wären vor allem für Gemeinden und
Kantone, welche die meisten Strassen
besitzen, beträchtlich.
Die Schweizerische Bau-, Planungs- und
Umweltdirektoren-Konferenz hat sich
im Rahmen der Vorkonsultation gegen
die LAN ausgesprochen. Das Eidgenös-
sische Departement für Umwelt, Ver-
kehr, Energie und Kommunikation prüft
jetzt Alternativen.

Lärmarme Strassenbeläge
wirken flächendeckend
Die Lärmbekämpfung muss laut Bafu in
Zukunft noch stärker an der Quelle an-
setzen. Eine Möglichkeit im Strassenbe-
reich ist der Einbau lärmarmer Beläge.
Der Bund beteiligt sich an der Erfor-
schung lärmarmer Beläge und leistet
Beiträge an deren Einbau auf Innerorts-
strecken. «Im Gegensatz zu Schall-
schutzwänden wirken lärmarme Stras-
senbeläge flächendeckend und kosten

weniger pro geschützte Person», sagt
Sophie Hoehn, Sektionschefin Stras-
senlärm beim Bafu. Um den Erfah-
rungsaustausch und den Einbau lärm-
armer Strassenbeläge zu fördern, hat
das Bafu auf seiner Website u.a. eine
Liste mit Best-Practice-Beispielen auf-
geschaltet. pb

Informationen: www.tinyurl.com/n7fyp3o
www.tinyurl.com/kpytzcp

Das Grippemedikament Tamiflu wirke
nur schwach und habe ausgeprägtere
Nebenwirkungen als bisher bekannt,
die Einlagerung des Medikaments
durch Regierungen sei zu hinterfragen:
Zu diesem Schluss kommen Wissen-
schaftler des Forschernetzwerks Coch-
rane. Ihre Resultate wurden Mitte April
in der britischen Medizinzeitschrift «Bri-
tish Medical Journal» veröffentlicht. Die
Herstellerfirma Roche widerspricht den
Ergebnissen der Cochrane Collabora-
tion in einer Stellungnahme.

Pandemiebewältigung dank
guter Vorbereitung
Auch die Schweizer Regierung hat im
Zuge des Vogelgrippeausbruchs von
2003 sowie bei der Schweinegrippe von
2009 Tamiflu eingelagert. «Für unsere

Pandemieplanung hat die neue Coch-
rane-Analyse keine unmittelbaren Kon-
sequenzen», sagte Daniel Koch, Leiter
Abteilung Übertragbare Krankheiten
beim Bundesamt für Gesundheit ge-
genüber dem «Tagesanzeiger». Man
werde die Fachdiskussion weltweit ab-
warten. Der Schweizerische Gemeinde-
verband (SGV) empfiehlt den Gemein-
den, Konzepte zur Vorbereitung auf eine
Pandemie zu erarbeiten (siehe Artikel in
der Märzausgabe). Aus seiner Sicht hat
die Fachdiskussion um das Medika-
ment  Tamiflu ebenso wenig wie auf
Bundesebene direkten Einfluss auf die
Vorbereitungsarbeiten für einen mögli-
chen Pandemiefall in Gemeinden. «Für
die Verwaltungen der Gemeinden geht
es während einer Pandemie primär um
die Sicherstellung von lebenswichtigen

Dienst leistungen für die Bevölkerung»,
sagt Maria Luisa Zürcher, stellvertre-
tende Direktorin des SGV und Mitglied
der Eidgenössischen Pandemiekommis-
sion. Es gehe um die Information der
Bevölkerung, die Sicherstellung des
kommunalen Gesundheitswesens, die
Sicherstellung der Trinkwasser- und
Energieversorgung und der Abfallent-
sorgung und die Aufrechterhaltung der
öffentlichen Sicherheit. Für die weiteren
konkreten Schutzmassnahmen sind
Bund und Kantone zuständig. «Eine op-
timale Pandemiebewältigung hängt
wesentlich von den Vorbereitungsarbei-
ten ab», sagt Zürcher. Darauf habe der
SGV Gemeinden und Städte mit dem
Artikel in der «Schweizer Gemeinde»
über die Pandemieplanung aufmerksam
gemacht. pb/sda

Einbau eines Strassenbelags. Bild: Baerlocher Partner AG
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ren Geschwindigkeit des Verkehrs die
Strasse dort überqueren sollten, wo sie
sich am sichersten fühlten. Entfalle die
Pflicht, den Fussgängerstreifen zu be-
nutzen, seien die Passanten auch nicht
mehr zu Umwegen gezwungen. sda

Energiestadt
Zahl der Energiestädte 
steigt auf 355

Die Schweiz hat neun neue «Energie-
städte». Die Zahl der Städte und Gemein-
den, die als Auszeichnung für ihre nach-
haltige Energiepolitik das Label tragen
dürfen, erhöht sich damit auf 355, wie
derTrägerverein mitteilte. Neu zertifiziert
wurden Altbüron, Cugnasco-Gerra, Ein-
siedeln, Hagenbuch, Sementina, Stam-
mertal, Steinach, Trogen und Walenstadt.
Das Gütezeichen erhalten Orte, die 79 in
eine Liste aufgenommene energiepoliti-
sche Massnahmen ergriffen oder be-
schlossen haben. Wer das Label trägt,
muss sich regelmässig überprüfen las-
sen. Nach Angaben des Trägervereins
Energiestadt lebt mehr als die Hälfte der
Menschen in der Schweiz in einer Ener-
giestadt. Über 600 Städte und Gemein-
den sind Mitglied des Trägervereins und
erhalten damit Unterstützung auf dem
Weg, eine Energiestadt zu werden. sda

Bergdietikon
Kanton weist 
Beschwerde ab

Der Gemeinderat von Bergdietikon hat
bei der Behandlung eines Gestaltungs-
plans für eine Überbauung keine Fehler
gemacht. Die Gemeindeabteilung des
aargauischen Departementes Volks -
wirtschaft und Inneres wies eine Be-
schwerde ab. Diese hatten verlangt, dass
der Gemeinderat von einer Zuger Bau-
herrin eine vertraglich vereinbarte Kon-
ventionalstrafe in Höhe von 300 000 Fran-
ken einfordern müsse. Als Grund führ-
ten sie an, dass die Bauherrin den 
Gestaltungsplan für eine Überbauung
nicht fristgerecht eingereicht habe und
dass somit die Strafe wirksam wurde.
Die Frist für die Einreichung des Gestal-
tungsplans lief am 31. März 2013 ab.
Das beauftragte Architekturbüro hatte
die Unterlagen bereits am 31. Januar
2013 der Gemeinde unterbreitet. Die
Einwohner machten trotz Einhaltung
der Frist geltend, dass die Unterlagen
nicht genügten und noch einmal über-
arbeitet werden mussten, also nicht
bewilligungs fähig waren. Die Gemein-

Bellinzona
Rekurs gegen
Windpark

DerTessiner Heimatschutz (STAN) wehrt
sich weiterhin gegen ein Windparkpro-
jekt am Gotthard. Gegen den Richtplan
der Gemeinde Airolo (TI) legte der Ver-
band Rekurs beim Staatsrat, der Kan-
tonsregierung, ein. Die Heimatschützer
fürchten negative Folgen für das Land-
schaftsbild der Gotthardregion. Die ver-
schiedenen Interessen – sprich Natur-
schutz gegenüber der Nutzung von
Windenergie – sind nach Ansicht der
STAN nicht ausreichend gegeneinander
abgewogen worden. Der Rekurs wird
auch von der Stiftung für Landschafts-
schutz unterstützt. sda

Berner Jura
Zwei Gemeinden
spannen zusammen

Die Stimmberechtigten von Péry und
La Heutte im Berner Jura haben deut-
lich Ja gesagt zur «Hochzeit»  ihrer Ge-
meinden. In La Heutte betrug die Zu-
stimmung zum Fusionsvertrag 90%, in
Péry 82%. Die neue Gemeinde Péry–  La
Heutte wird etwa 1900 Einwohner zäh-
len. Die Stimmbeteiligung betrug 48%
in Péry und 54% in La Heutte, wie Mi-
chel Vogt, Präsident der zuständigen
Kommission, mitteilte. Die Ergebnisse
sind nicht überraschend, zumal die bei-
den Gemeinden schon vorher auf ver-
schiedenen Gebieten zusammengear-
beitet haben. sda

Schwyz
Verzicht auf 
Tempo-30-Zone

Das Zentrum von Schwyz ist nach An-
sicht des Gemeinderates für Fussgänger
am sichersten, wenn für Autos das nor-
male Tempo-50-Regime herrscht. Die
Gemeinde verzichtet deshalb darauf, flä-
chendeckend Tempo 30 einzuführen, wie
sie mitteilte. Die Gemeinde hatte die
Frage durch einen externen Verkehrsin-
genieur abklären lassen. In Tempo-30-
Zonen hätten die Autos gegenüber den
Fussgängern Vortritt. Fussgängerstrei-
fen könnten aber nur in Ausnahmefäl-
len angebracht werden. Den weitgehen-
den Verzicht auf Fussgängerstreifen in
Tempo-30-Zonen begründet die Bera-
tungsstelle für Unfallverhütung (bfu)
damit, dass Fussgänger dank der tiefe-

Klein Matterhorn
Der Gipfel darf nicht 
überbaut werden

Der Gipfel des Klein Matterhorns darf
nicht überbaut werden. Dies hat der
Walliser Regierungsrat entschieden. Da-
mit hiess er Beschwerden von Natur-
und Heimatschutzorganisationen gegen
die Teilrevision des Zonennutzungs-
plans «Klein Matterhorn» der Ge-
meinde Zermatt teilweise gut. Diese
hatte beantragt, das Klein Matterhorn in
die Skisportzone einzuzonen. Die Walli-
ser Regierung hat beschlossen, dass
eine Einzonung in die Ski- und Touris-
muszone am Klein Matterhorn nur un-
terhalb von 3840 m ü. M. sinnvoll er-
scheint. Eine Einzonung bis zum Gipfel
(3883 m ü. M.) wurde abgelehnt, «damit
den Interessen des Natur- und Land-
schaftsschutzes, den Gipfelbereich des

Klein Matterhorns von zusätzlichen Bau-
ten und Anlagen frei zu halten, Rech-
nung getragen werden kann». sda

E-Voting-Sicherheit
Keine Lücke bei Open-SSL-
Systemen einiger Kantone

Der sogenannte «Heartblead» Bug
konnte den E-Voting-Systemen einiger
Kantone nichts anhaben. Die im April be-
kannt gewordene Lücke in bestimmten
Versionen der Verschlüsselungsbiblio-
thek OpenSSL ermöglichte es, aus Ser-
vern sensible Daten wie Passwörter aus-
zulesen, die zuvor über das Internet an
diese Server gesandt worden waren.
Wie die Standeskanzlei Graubünden
mitteilte, seien die Server der Kantone
Aargau, Freiburg, Graubünden, Schaff-
hausen, Solothurn, St. Gallen, Thurgau
und Zürich sicher. Im E-Voting-System,
einem Pilotprojekt, wurde keine der feh-
lerhaften Versionen des OpenSSL-Ver-
schlüsselungsprotokolls eingesetzt. red
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sind die Zweitwohnungen in den sechs
Gemeinden im Durchschnitt zwischen
35 und 40 Tagen pro Jahr belegt. Das Be-
rechnungsmodell wolle Besitzer nicht
unbedingt dazu zwingen, ihre Wohnun-
gen mehr zu vermieten, sagt Pascal Rey,
Präsident der interkommunalen Vereini-
gung, die das Projekt ausgearbeitet hat.
Vielmehr sollten Zweitwohnungsbesit-
zer dazu angeregt werden, öfters nach
Crans-Montana zu kommen. Die geplan-
ten Steuern belaufen sich auf 20 Fran-
ken pro Quadratmeter Wohnfläche. 
Für eine Wohnung von 80 Quadratme-
tern würde dies eine jährliche Steuer
von 1600 Franken bedeuten. sda

Aarburg
Gemeinderat steigt auf
die Barrikaden

Der Gemeinderat von Aarburg wehrt
sich gegen einen Entscheid des Kantons
Aargau, der in der Gemeinde 90 asylsu-
chende Familien einquartieren will. Auf
Anfrage der «Schweizer Gemeinde»
sagte Gemeindeammann Hans-Ulrich
Schär: «Der Kanton hat seine Zusiche-
rungen, keine weiteren Asylbewerber in
der Gemeinde unterzubringen, nicht
eingehalten.» Die Gemeinde sei jahre-
lang mit dem Departement Gesundheit
und Soziales im Gespräch gewesen.
«Man hat uns versprochen, dass keine
weiteren Asylsuchenden in Aarburg ein-
quartiert werden.» Dass der Kanton die
Gemeinde am 1. April vor vollendete
Tatsachen gestellt habe, «ist ein absolu-
ter Vertrauensbruch», wird Schär in der
«Aargauer Zeitung» zitiert. Er betont
aber, «in anderen Bereichen ist die Zu-
sammenarbeit mit dem Kanton Aargau
gut». Hintergrund des Widerstands der
Gemeindeexekutive ist, dass Aarburg
einen Ausländeranteil von 42% aus-
weist. Vielen ehemaligen Asylbewer-
benden wurde die Aufenthaltserlaubnis
oder die Niederlassung gewährt. Aar-
burg hat damit verbunden auch die
höchste Sozialquote im Kanton. Die
Kosten übersteigen die Ausbildungs-
kosten, so die Gemeinde. Ausserdem
stösst die Infrastruktur an Grenzen. «Es
fehlen Plätze und Möglichkeiten an den
Schulen und die finanziellen Mittel.» Im
Rahmen der Stadtaufwertung und des
«ProjetUrbain» habe Aarburg Schritte
unternommen, um die Gemeinde at-
traktiver zu machen und die Schulden-
quote zu senken. «Mit zusätzlichen Asyl-
bewerbenden ist ein weiterer Anstieg
der Sozialquote zu erwarten, was die
Verschuldung der Gemeinde erhöht»,
sagte Schär weiter. czd

sunde finanzielle Basis. Die finanziellen
Unterschiede im Einzelfall, sei es auf-
grund der mangelnden Ressourcen
oder aufgrund der übermässigen Las-
ten, seien aber weiter gross und hätten
sich in den letzten Jahren noch vergrös-
sert. Solche Unterschiede liessen sich
nur durch einen modernen und wirksa-
men Finanzausgleich massvoll reduzie-
ren, heisst es weiter. Nach rund zehn
Jahren und 21 Gemeindefusionen mit
insgesamt 83 beteiligten Gemeinden
lasse sich erstmals eine konkrete Aus-
sage über die Entwicklung der Steuer-
füsse machen. Die zum Zeitpunkt der
Fusion festgesetzten Steuerfüsse er-
wiesen sich als nachhaltig. 19 fusio-
nierte Gemeinden hätten den Steuer-
fuss unter dem durchschnittlichen
Steuerfuss der einzelnen Gemeinden
festsetzen können. Seit der Fusion habe
St. Antönien den Steuerfuss anheben
müssen. Tomils und Bregaglia konnten
ihn senken. red

Crans Montana
Steuer für Zweitwohnungen
vor dem Volk

Die sechs Gemeinden des Walliser Fe -
rienortes Crans-Montana wollen eine
Steuer für Besitzer von Zweitwohnun-
gen einführen. Je kälter die Betten der
Ferienwohnungen, desto höher sollen
Besitzer besteuert werden. Das letzte
Wort haben die Einwohner am 16. Juni.
Die Infrastruktur und die Tourismusanla-
gen könnten nicht mehr durch die bishe-
rigen Steuereinnahmen finanziert wer-
den, teilten die Gemeinden mit. Die
Steuer soll nur Zweitwohnungsbesitzer
betreffen, deren Wohnungen weniger
als 75 Tage im Jahr belegt sind. Derzeit

deabteilung ist laut der Gemeinde zum
Schluss gekommen, dass die verlangte
Nachbearbeitung nicht zu beanstanden
sei, weil die fristgerechte Einleitung des
 anschliessenden Genehmigungsverfah-
rens nicht tangiert wurde. sda

Kriens
Defizit fällt 
kleiner aus

Im Jahr 2013 ist das Defizit von Kriens
kleiner ausgefallen als budgetiert. 
Bei einem Gesamtaufwand von rund
157 Mio. Fr. weist die Luzerner Vor -
ortsgemeinde einen Fehlbetrag von 
1,8 Mio. Fr. aus. Veranschlagt war ein
Minus von 2,7 Mio. Fr. Wie die Ge-
meinde mitteilte, hat sich der Rech-
nungsabschluss im Verlaufe des Jahres
verbessert. Noch im Herbst war Kriens
davon ausgegangen, dass das Defizit
grösser ausfallen dürfte als veran-
schlagt. Entlastet wurde die Rechnung
etwa, weil bei den Schulen weniger
Lohnkosten anfielen. Die Heime schlos-
sen finanziell besser ab als budgetiert,
und für die Pensionskasse mussten
keine Sanierungsbeiträge mehr bezahlt
werden. Mehreinnahmen gab es bei den
Nach- und Straf- sowie den Erbschafts-
steuern. Allerdings gab es auch Ver-
schlechterungen. So musste Kriens mehr
Geld als erwartet für die Fürsorge und die
Sozialhilfe ausgeben. Die ordentlichen
Steuern blieben 2,4 Mio. Fr. unter Budget.
Mindereinnahmen gab es auch wegen
neuer Bestimmungen zu den Unterhalts-
kosten, die Hausbesitzer geltend machen
können. Die Gemeinde Kriens habe noch
immer ein strukturelles Defizit von rund
2 Mio. Fr., schreibt Finanzvorsteher Paul
Winiker in der Mitteilung. Vorgesehen
sei, ab 2017 wieder schwarze Zahlen zu
schreiben. Weil die Stimmberechtigten
aber die Abschaffung der Liegenschafts-
steuer beschlossen hätten, müsse die
Gemeinde ab 2015 Mindereinnahmen
von jährlich 1,5 Mio. Fr. verkraften. sda

Graubünden
Solide Steuerfüsse nach 
Gemeindefusionen

Diese Bündner Gemeindefinanzstatistik
zeigt, dass sich der positive Trend soli-
der Gemeindefinanzen im Jahr 2012
fortgesetzt hat. «Als positiv zu werten ist
die Entwicklung des durchschnittlichen
Steuerfusses», teilte das Amt für Ge-
meinden des Kantons mit. Die meisten
Gemeinden verfügten über eine ge-

Schweizer Gemeinde 5/14 11

GEMEINDEN

Crans Montana. Bild: zvg
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«Die Ortsplanung ist zentral
für die Entwicklung»
Die intensive Auseinandersetzung mit der Ortsplanung motivierte Christian Reusser, Gemeinde-
schreiber von Worb (BE), zu einer Weiterbildung. In der 11 300 Einwohnerinnen und Einwohner
zählenden Ortschaft steht ein Neuanlauf für die Revision der Ortsplanung an.

«Schweizer Gemeinde»: Sie sind seit
zwölf Jahren Gemeindeschreiber in
Worb. In welcher Form befassen Sie
sich mit der Ortsplanung?
Christian Reusser: In diesem Bereich
bin ich vor allem für die Öffentlichkeits-
arbeit zuständig, beteilige mich aber
auch, wenn es darum geht, eine Revi-
sion methodisch zu planen. Die Orts -
planung, mit der wir aktuell arbeiten,
stammt aus dem Jahr 1993. Seit ich im
Amt bin, haben wir ungefähr siebenTeil-
revisionen vorgenommen. Es ist meine
Aufgabe, solche Planungsschritte an die
Bevölkerung zu kommunizieren. Wer-
den Teilrevisionen vorgenommen, ist
die Information allerdings relativ ein-
fach, weil man den genauen Bereich
nennen kann, den die Revision betrifft. 

Eine Gesamtrevision der Ortsplanung
war schon einmal vorgesehen…
Ja. 2006 starteten wir mit einem Kon-
zept, das wir «Gesamtrevision 06Plus»

nannten. Die Gemeinde hatte darin ver-
schiedene Gebiete zur Neueinzonung
vorgesehen und beabsichtigte, Mass-
nahmen zur Verdichtung im Ortszen-
trum zu ergreifen. Die Vorlage kam 2011
zur Abstimmung und wurde abgelehnt.
Besonders mit einer beabsichtigten Neu-
einzonung waren wir bei den Anwoh-
nern auf Widerstand gestossen.

Was war schiefgelaufen?
Im Abstimmungskampf lag der Fokus
stark auf den Neueinzonungen. Von Sei-
ten der Gemeinde gelang es uns nicht,
unseren Grundsatz, haushälterisch mit
dem Land umzugehen und deshalb
nicht nur einzuzonen, sondern auch ver-
dichtet zu bauen, wirksam zu kommuni-
zieren. Die Situation war unbefriedi-
gend: Während der ganzen Planungs-
phase war es uns nicht gelungen, das
Interesse der Bevölkerung für das Pro-
jekt genügend zu wecken. Der Wider-
stand begann sich erst in der Schluss-
phase zu regen, als die Planung schon
abgeschlossen war.

Wie erlebten Sie persönlich die Ableh-
nung?
Verwaltungsintern waren wir über-
zeugt, dass die Ortsplanrevision eine
gute Sache ist. Nach dem Engagement,
mit dem wir die Sache aufgegleist hat-
ten, war die Ablehnung ein Dämpfer für
mich und die anderen involvierten Ver-
waltungsstellen. Während des Abstim-
mungskampfs habe ich mich aber neu-
tral verhalten, da ich es als Gemeinde-
schreiber nicht als meine Aufgabe an-
sehe, politische Aussagen zu machen. 

Welche Lehren zog die Gemeinde aus
der Abstimmungsschlappe? 
Im März stimmte das Gemeindeparla-
ment einem Kredit für einen Neuanlauf
für die Ortsplanung zu. Die Gemeinde
zieht bei diesem neuen Projekt die Be-
völkerung von Anfang an in den Ent-
wicklungsprozess mit ein. So fanden
letztes Jahr drei öffentliche Foren statt,
an denen sich jeweils 60 bis 80 Perso-
nen beteiligten. Es kristallisierten sich
dabei fünf Stossrichtungen für die wei-

tere Entwicklung heraus, die in einem
Schlussbericht veröffentlicht wurden.

2011 war die Kommunikation nicht op-
timial…
Dieses Mal haben diejenigen Massnah-
men Priorität, welche die innere Ver-
dichtung und Umzonung behandeln.
Ausserdem erhalten wir Unterstützung
von einem externen Kommunikations-
büro. Bezüglich der internen Aufgaben-
verteilung wird die Planungskommis-
sion beim aktuellen Entwicklungspro-
zess zudem stärker in die Führung des
Projekts eingebunden. So finden etwa
Veranstaltungen zur Ortsplanungsrevi-
sion immer mit Vertretern der Kommis-
sion und des Gemeinderats statt.

Wie geht die Gemeinde vor, wenn es
um die innere Verdichtung geht?
Um das Zentrum verdichten zu können,
müssen die Eigentümer der Parzellen
ins Boot geholt werden. Deshalb finden
nun viele Gespräche mit Landbesitzern
statt, um abzuklären, was wo möglich
ist. 

Als studierter Historiker und Betriebs-
ökonom haben Sie zuerst in der Berner
Stadtverwaltung auf dem Finanzin-
spektorat gearbeitet. Bevor Sie Ge-
meindeschreiber in Worb wurden, wa-
ren Sie hier stellvertretender Leiter der
Abteilung Finanzen. Wie haben Sie Zu-
gang zum Thema Siedlungsentwick-
lung gefunden?
Bei der intensiven Beschäftigung mit
dem ersten Konzept der Gesamtrevi-
sion des Ortsplans merkte ich, dass ich
in diesem Bereich Wissensdefizite habe.
Deshalb entschloss ich mich dazu, den
Fachausweis für Gemeindeangestellte
zu machen. Diese Ausbildung enthält
auch Module zum Bau- und Planungs-
wesen. Mir wurde zudem stark bewusst,
dass die Ortsplanung das wichtigste In-
strument für die Entwicklung einer Ge-
meinde ist: Wird eine Revision abge-
lehnt, ist die gesamte Gemeindeent-
wicklung auf Jahre hinaus blockiert.

Interview Julia Konstantinidis

Christian Reusser, Bild: zvg

Gemeindeschreiber in Worb.
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sie beträchtliche Gestaltungsspielräume
haben. Natürlich ist es für die Gemein-
den eine enorme Aufgabe, Lösungen
für strukturelle Probleme zu entwickeln –
ich beobachte aber oft, dass sie mit der
Zeit Freude daran bekommen. Die Sied-
lungsentwicklung gehört zu den ureige-
nen Kernaufgaben der Gemeinden. Sie
sind nun gefordert, etwas aus dem Be-
stehenden zu machen – wie sie das tun,
können sie selber am besten bestim-
men. 

Welche neuen Fragen kommen auf die
Gemeinden zu?
Die Anliegen, mit denen sich die Ge-
meinden an uns wenden, sind vielfältig,
doch drehen sie sich um ähnliche struk-
turelle Probleme. Meist werden diese
zuerst im Ortszentrum bewusst, oft an
einzelnen Problemliegenschaften: Soll
die Gemeinde eine Wirtschaft am Dorf-
platz kaufen, für die sich kein Pächter
mehr findet? Bei der Begehung merken
wir dann, dass man die Frage in einem
grösseren Rahmen betrachten muss:
Der ganze Ortsteil hat Probleme, Läden
ziehen weg, Durchgangsverkehr macht
das Wohnen unattraktiv, Wohn- und
Ökonomiegebäude stehen leer usw.
Aus der Distanz können wir eine ge-
samtheitliche Sicht einbringen, Poten-
ziale für mögliche Entwicklungen erken-
nen und zeigen, wie andere Gemeinden
mit ähnlichen Situationen umgehen.

Wo brennt es mehr, in den Agglomera-
tionen oder in Randgebieten?
Überall. In boomenden Agglomerations-
gemeinden ist zwar die Ausgangslage
eine ganz andere als in schrumpfenden
Berggemeinden. Die Aufgabe einer
nachhaltigen Siedlungsentwicklung ist
aber für alle eine enorme Herausforde-
rung.

Planen im Bestand ist gewiss komplex,
vor allem, wenn noch Auflagen vom
Ortsbild- und Denkmalschutz hinzu-
kommen. Der Eindruck entsteht, dass
Gemeinden das Potenzial ihres Be-

Wie kommt das verschärfte Raumpla-
nungsgesetz in den Gemeinden an?
Unterschiedlich. Einige treten sogar aus
der VLP-ASPAN aus mit der frustrierten
Begründung, sie könnten nun nicht
mehr planen, der Kanton schreibe ja
jetzt alles vor. Viele merken aber, dass

Ruedi Weidmann: Die VLP bietet ihr
Beratungsprogramm «Dialog Sied-
lung» Gemeinden an, die Fragen im Be-
reich der Ortsplanung haben. Wie hel-
fen Sie den Gemeinden?
Lukas Bühlmann: Zuerst gehen wir auf
Ortsbesichtigung mit einem Gemeinde-
rat, dem Bauverwalter oder einer Be-
hördendelegation. Wir lassen uns die
Probleme erläutern, schauen aber auch
nach links und rechts und stellen Fra-
gen. Dann schreiben wir einen Bericht
mit einer Einschätzung der Lage und
schlagen der Gemeinde nächste Schritte
vor (vgl. Kasten). Diese bieten wir nicht
selber an, sondern empfehlen dafür pri-
vate Büros oder Hochschulinstitute. Je
nach Ausgangslage und Problemstel-
lung schlagen wir eine Machbarkeitsstu-
die, einen Studienauftrag oder eine Test-
planung mit zwei bis drei Planungsbü-
ros vor. Oder als günstigere Variante ein
Projekt mit Studierenden.

Warum war in ländlichen Gemeinden
Verdichten bisher kein Thema?
Weil die Gemeinden einfach neues Bau-
land ein zonen konnten, wenn jemand
bauen wollte. Das ist viel einfacher als
Bauen im Bestand. Das ist nun vorbei.
Das Volk hat im März 2013 der Revision
des Raumplanungsgesetzes zugestim mt.
Nun merken die Gemeinden, dass sie
nicht mehr um die Innenentwicklung
herum kommen. Kleine und mittlere
Gemeinden – mit nebenamtlichen Ge-
meinderäten und minimalen Verwaltun-
gen – sind damit rasch überfordert. 
Darum bieten wir die Beratung an.

Sie sprechen von Innenentwicklung,
nicht von Verdichten. Mit Absicht?
Ja. Verdichten, im Sinn von dichter und
höher bauen, ist nur ein Teil der Sied-
lungsentwicklung nach innen. Zu dieser
gehören auch Massnahmen, die das
Bauvolumen nicht vergrössern, son-
dern bestehende Bauten besser und
vielfältiger nutzen. «Innenentwicklung»
ist im ländlichen Raum auch weniger
ein Reizwort als «Verdichten».

«Gemeinden haben 
viel Gestaltungsspielraum»
Die Revision des Raumplanungsgesetzes, die das Volk im März 2013 beschlossen hat, bedeutet
für Schweizer Gemeinden, dass sie kein Bauland mehr einzonen können. Planen und Bauen 
im Bestand verlangt kleinen Gemeinden viel ab. Direktor Lukas Bühlmann von der Vereinigung 
für Landesplanung (VLP-ASPAN) erzählt, was er in den Dörfern erlebt.

Dialog Siedlung
Das Bevölkerungswachstum, die
zahlreichen Ansprüche an den Raum,
die zunehmende Mobilität und der
scharfe Standortwettbewerb verlan-
gen von den Städten und Gemein-
den eine sorgfältige Weiterentwick-
lung ihrer Siedlungen. Das neue Be-
ratungszentrum «Dialog Siedlung»
der Vereinigung für Landesplanung
(VLP-ASPAN) unterstützt Städte und
Gemeinden bei Fragen zur Verdich-
tung, Zentrumsplanung, Gebietser-
neuerung und zur Förderung der
Siedlungsqualität. Dabei hilft ihnen
eine noch im Aufbau befindliche
 Datenbank mit Best-Prac tice-Bei -
spielen. Die Dienstleistung wird lan-
desweit angeboten und erfreut sich
schon im ersten Jahr einer regen
Nachfrage. 

Informationen: www.vlp-aspan.ch

Lukas Bühlmann, Bild: zvg

Direktor VLP-ASPAN. 
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stands nicht erkennen: Wertvolle Alt-
bauten, Gärten, Plätze oder Bachufer
bleiben ungenutzt oder werden gar be-
seitigt. 
Ja, das stimmt leider. Ich glaube, das ist
die Folge einer Überforderung. Die Ge-
meinden sind ja nicht nur in der Raum-
planung, sondern auch bei der Bildung,
im Sozialwesen laufend stärker gefor-
dert; gleichzeitig steht weniger Geld zur
Verfügung. Das kann Frust erzeugen.
Aber ich treffe auch erfreuliche Situatio-
nen an und staune, wie stark sich man-
che Gemeindebehörden engagieren. 

Lähmend für die Innenentwicklung ist
das Horten von Bauland: Eigentümer
von eingezontem Land bebauen es
nicht, weil sie hoffen, später mehr Geld
dafür zu erhalten. 
Viele Gemeinden konnten Bauwilligen
deswegen kein Land anbieten und zon-
ten darum neues ein. Das revidierte
RPG weist nun die Kantone an, rechtli-
che Massnahmen gegen die Bauland-
hortung vorzusehen, etwa ein Kaufrecht
der Gemeinde nach zehn Jahren, wie es
Obwalden kennt. So entsteht eine Bau-
pflicht. Appenzell Ausserrhoden kann
solche Flächen wieder auszonen; des-
halb kommen solche Parzellen dort
heute auf den Markt. 
Ein Problem sind auch unternutzte
Grundstücke: leere Scheunen oder ein-
stöckige Gewerbehallen an gut er-
schlossenen Lagen, wo eigentlich Woh-
nungen und Läden sinnvoll wären.
Im Entwurf für ein neues Planungs- und
Baugesetz im Kanton St. Gallen schlägt
die Regierung vor, dass die Gemeinden
über solche Parzellen Entwicklungszo-
nen mit einem kommunalen Enteig-
nungsrecht verhängen können. Nur
schon, dass solche Verfahren möglich
sind, bringt Bewegung in den Grund-
stückmarkt. Was auch nützt, sind Ge-
spräche. Die Luzerner Gemeinde Ruswil
hat den pensionierten Verwalter der Re-
gionalbank als «Kümmerer» angestellt.
Als Respektsperson, die die lokalen Ver-
hältnisse gut kennt, führt er Gespräche,
versucht zu überzeugen und Gelegen-
heiten wahrzunehmen. Das ist unbefan-
gener, als wenn der Gemeindepräsident
auftaucht, und günstiger, als wenn es
der Ortsplaner macht.

Wo liegen weitere Möglichkeiten für
die Innenentwicklung ausser im Füllen
von Baulücken und im Ersetzen von
leer stehenden Bauten?
Im Umnutzen von nicht mehr genutzten
Ökonomiegebäuden und in Umzonun-
gen: Viele ländliche Gemeinden haben
zu grosse Industrie- und Gewerbezo-
nen. Auch Aufzonen kann sinnvoll sein.

Wir hören zwar oft: «Verdichten ist et-
was für die Stadt, wir sind hier ein
Dorf.» Doch auch in ländlichen Gemein-
den gibt es Potenzial für Aufzonungen,
etwa um die Bahnstation herum. Man
muss allerdings behutsam vorgehen!
Gute Beispiele für sorgfältige Anbauten
und Aufstockungen sind da sehr wert-
voll.

Ein zentrales Problem ist sicher, dass in
kleinen Gemeinden das Wissen fehlt,
wie man solche Planungsverfahren auf-
gleist und steuert. Dieses Wissen kann
man einkaufen – oder ist das für die Ge-
meinden zu teuer?
Ja, die Kosten sind ein grosses Problem.
Wenn Gemeindevertreter hören, was
eine Testplanung oder ein Studienauf-
trag kostet, verwerfen sie oft die Hände.
Selbst wenn der Gemeinderat vom Nut-
zen überzeugt ist, kann der Kredit in der
Gemeindeversammlung scheitern. Da-
bei geht es um niedrige sechsstellige 
Beträge – wenig Geld, verglichen mit
dem, was eine Gemeinde für die Er-
schliessung von neu eingezontem Land
ausgibt. 
Aber das Resultat eines Studienauftrags
ist eben nicht vorhersehbar, und danach
folgen noch weitere Planungsschritte.
Wir merken, dass wir die Gemeinden
hier etwas länger begleiten und besser
mit Argumenten versorgen müssen.
Eine andere Möglichkeit ist, das Projekt
als Modellvorhaben des Bundes anzu-
melden oder Finanzierungshilfen beim
Kanton, bei Patengemeinden oder Stif-

tungen zu organisieren. Qualität kostet
eben, aber eine gute Planung lohnt sich
später x-fach. Letztlich kommt man nicht
um Studienaufträge herum, trotzdem
suchen wir nun nach günstigeren Ver-
fahren, die wir kleinen Gemeinden an-
bieten können. 

Was könnte das sein?
Gut moderierte eintägige Workshops
können schon viel leisten: die entschei-
denden Akteure für Probleme sensibili-
sieren, verschiedene Sichtweisen eines
Problems erfassen, Gründe für Blocka-
den aufspüren und auch bereits mögli-
che Lösungswege andenken. Natürlich
entsteht so noch kein Projekt, aber man
kann einen Prozess lancieren und auf
der wichtigen Ebene der Kommunika-
tion schon erstaunlich viel erreichen.

Der Erfolg solcher Entwicklungspro-
zesse hängt wohl gerade in kleinen
 Gemeinden davon ab, ob die Bevölke-
rung dahintersteht. Das bedeutet, die
Bevölkerung einzubinden – eine weitere
Überforderung? Was raten Sie Gemein-
den bei diesem Thema?
Es gibt ein paar allgemeine Regeln: Die
Frage nach dem richtigen Zeitpunkt für
die Information der Bevölkerung ist zen-
tral, man darf nicht zu hohe Erwartun-
gen wecken – aber ein allgemeingülti-
ges Rezept gibt es nicht. Es kommt auf
die Art des Projekts, die Grösse des Pe-
rimeters und die Vorgeschichte eines
Orts an: Wo schon mehrere Anläufe in
Konflikten geendet haben, muss man
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Verdichten durch Anbauen in Fläsch GR: Der Altbau bleibt erhalten, Bild: Ruedi Weidamann

Kurt Hauensteins angebaute «Casascura».
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umsichtiger vorgehen als an Orten, wo
sich alle einig sind, dass etwas gesche-
hen muss. 
Mich überzeugt nach wie vor die Vor -
gehensweise in unserem Programm
«Netzwerk Altstadt», das wir schon län-
ger für Gemeinden mit einer Altstadt
anbieten (vgl. Kasten). Dort beginnen
wir – noch ohne die Bevölkerung – mit
einer «Stadtanalyse»: einer ersten gro-
ben Einschätzung des Bestands, der

uns ihre Probleme, Wünsche, Bedenken
und Möglichkeiten – ganz offen, denn
niemand von der Gemeinde ist anwe-
send. So spüren wir, was nötig und
möglich ist, und es entstehen neue
Ideen. In Delsberg ist das ausgezeichnet
gelungen. Diese Erfahrungen von mit-
wirkenden Prozessen aus dem «Netz-
werk Altstadt» übertragen wir nun ins
Programm «Dialog Siedlung». Denn das
Vorgehen kann durchaus auch in Land-

RAUMPLANUNG
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laufenden Veränderungen und von vor-
handenem Potenzial. Dann erarbeiten
wir – nun zusammen mit wichtigen Ak-
teuren, vor allem dem Gewerbe – eine
Nutzungsstrategie. Sie zeigt mögliche
Entwicklungen auf und diskutiert mögli-
che Massnahmen. Diese Strategie dis-
kutieren wir dann mit der Bevölkerung.
Dann richten wir «Gassenclubs» ein:
Die Eigentümer aus einer Gasse setzen
sich an einen Tisch und diskutieren mit

Erhalten, Umnutzen und Verdichten im Dorf: ein Beispiel aus Fläsch (GR). Bild: Ruedi Weidmann
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und Agglomerationsgemeinden funk-
tionieren.

Sind solche Methoden nicht anfällig?
Kann da nicht ein einziger Besitzer, der
sich querstellt, den Prozess blockieren?
Jedem Planungsprozess drohen Blo-
ckaden etwa durch Rekurse. Der Erfolg
ist immer eine Frage von erfolgreicher
Kommunikation. Der Einbezug aller
Stakeholder scheint zunächst aufwen-
dig, und natürlich muss man dann auch
mit Leuten diskutieren, die zunächst
partout nichts ändern wollen. Aber mich
überzeugen die Erfolge, die wir damit
erzielen.

Design und Moderation von Mitwir-
kungsprozessen und eine gute Öffent-
lichkeitsarbeit brauchen Erfahrung.
Wenn sie nicht vorhanden ist, braucht
eine Gemeinde Unterstützung: Ent-
steht hier ein neuer Beruf?
Ja, tatsächlich, das kann ich mir vorstel-
len. Solche Projektbegleitungen sind zu-
nehmend gefragt. Das muss kein Planer
sein, es kann auch eine Kommunika -
tionsspezialistin oder eine Fachperson
mit Erfahrung in soziokultureller Ent-
wicklung und Kenntnis der raumplane-
rischen Instrumentarien sein. 

Wäre es eine Aufgabe der Kantone, die
Gemeinden hier zu unterstützen?
Ja. Die Kantone würden nämlich entlas-
tet, wenn alle Gemeinden in der Lage
wären, selbstständig eine nachhaltige
Siedlungsentwicklung zu planen. Einige
Kantone unterstützen die Gemeinden

bereits fachlich, etwa der Kanton Aar-
gau, der dafür vor einigen Jahren ein
Team eingerichtet hat. Finanzielle Hilfe
vom Kanton für eine Prozessbegleitung
können Gemeinden jedoch nicht erwar-
ten. Es wäre aber grundsätzlich zu über-
legen. 

Für die Gemeinden ist die Situation be-
lastend – Sie sehen sie als Chance?
Ja, die Entwicklung macht mir viel
Freude! In der Kommunalplanung wird
eine ganz neue Dimension erkennbar.
Ich bin zuversichtlich, dass sich bald in
vielen Gemeinden etwas bewegt. Es
sind ja nicht nur Bund und Kantone und
das RPG, die eine nachhaltige Entwick-
lung fordern. Es ist auch die Bevölke-
rung, die begriffen hat, dass wir das
Siedlungsgebiet nicht mehr ausdehnen
dürfen. Heute wehren sich auch die Bau-
ern für das Kulturland. Und immer mehr
Leute, alte und junge, in der Stadt oder
im Dorf, möchten wieder in einem le-
bendigen Ortskern wohnen, nah beim
Geschehen, bei den Dingen des tägli-
chen Bedarfs und den öffentlichen Ver-
kehrsmitteln. Es besteht also auch ein
Wunsch nach Innenentwicklung. So ent-
stehen neue Koalitionen. Die Siedlungs-
qualität erhält einen grösseren Stellen-
wert. Was hier gerade geschieht, ist
mehr als eine Trendwende beim Boden-
verbrauch: Ich sehe, dass sich ein Para-
digmenwechsel in der Siedlungsent-
wicklung abzeichnet. Damit er wirklich
stattfindet, muss die Aufbruchstim-
mung, die in einem Teil der Gemeinden
schon herrscht, sich auf andere übertra-
gen und möglichst lange anhalten.

Steckt darin nicht ein gehöriger Schuss
Wunschdenken?
Zugegeben: Zu uns kommen nur Ge-
meinden, die etwas tun wollen. Das
prägt meine Wahrnehmung. Die Kan-
tonsplaner sind da sicher skeptischer,
da sie sich auch mit allen anderen Ge-
meinden auseinandersetzen müssen.
Natürlich ist der Paradigmenwechsel
erst in einigen Pioniergemeinden deut-
lich sichtbar – die ja dann den Wakker-
preis erhalten. Viele Gemeinden lassen
die Ortsentwicklung immer noch schlit-
tern, andere sind erst am Anfang. 

Was sind Erfolgsfaktoren für die Innen-
entwicklung?
Sich nicht zu viel vornehmen, behutsam
vorgehen, gut informieren, die Bevölke-
rung einbeziehen. Wenn die Bevölke-
rung nur hört, dass etwas imTun ist und
dass es Geld kostet, aber nichts Ge-
naues weiss und sich nicht äussern
kann, dann ist die Gefahr des Scheiterns
gross. Lang bevor gebaut wird, braucht

es sichtbare Meilensteine gegen die
Ungeduld: Veranstaltungen, eine Aus-
stellung, ein Fest, öffentliche Zwischen-
nutzungen… Hilfreich sind auch gute
Beispiele. Ganz wichtig ist eine Schlüs-
selperson, die sich des Prozesses an-
nimmt, idealerweise eine Gemeinde -
rätin oder der Bauverwalter, eventuell
eine Bürgergruppe oder ein Investor mit
Sinn für den Gemeinnutzen. Es braucht
eine engagierte Projektleitung. Die ge-
eigneten Planungsinstrumente müssen
gefunden und ein Netzwerk für fachli-
che, ideelle und finanzielle Unterstüt-
zung aufgebaut werden. 
Wir empfehlen auch dringend eine
 aktive Bodenpolitik: Dass die Gemeinde
in den Besitz von Land kommt, ist ein
Schlüsselelement der Innenentwick-
lung. Es schafft vor allem Spielraum:
Gute Projekte können dann mit einem
Landabtausch ermöglicht werden. Die
Gemeinde kann ihr Land danach wieder
verkaufen, aber vorher dafür sorgen,
dass darauf ein gutes Projekt entsteht,
in das die Interessen der Dorfgemein-
schaft einfliessen. Noch besser kann sie
ein Projekt steuern, wenn sie das Land
im Baurecht abgibt.

Man sieht heutzutage Bauten, die Pos-
tulate der Innenentwicklung erfüllen.
Doch oft fehlt die architektonische Qua-
lität. Was können Sie in dieser Hinsicht
ausrichten? 
Um diesen Aspekt wird man sich künftig
stärker kümmern müssen. Denn nur ein
schönes Dorf ist ein nachhaltiges Dorf.
Wir weisen die Gemeinden darauf hin,
dass gute Architektur allen nützt, und
empfehlen Architekturwettbewerbe. Ei-
nige Gemeinden erlassen Gestaltungs-
regeln für bestimmte Bauzonen oder
verlangen von den Grundeigentümern
vor Einzonungen Überbauungsstudien,
die in der Gemeinde diskutiert werden.
Der Kanton Luzern hat dazu eine Ar-
beitshilfe geschaffen. Der Kanton Grau-
bünden bietet Bauherrschaften und Ge-
meinden Beratung in Gestaltungsfra-
gen an. Gemeinden wie Disentis oder
Fläsch haben die Elemente der traditio-
nellen Bauweise analysieren lassen und
daraus Regeln für die bauliche Weiter-
entwicklung abgeleitet. Dort wissen In-
vestoren, dass die Gemeinde sie unter-
stützt, dass aber über die Qualität der
Gestaltung diskutiert wird. Da ab jetzt
im Bestand gebaut wird, werden sich
ästhetische Fragen häufiger und schär-
fer stellen.

Ruedi Weidmann 

Das Interview ist in der Ausgabe 1-2/2014 von
TEC21 erschienen. www.espazium.ch/tec21
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Netzwerk Altstadt

Das Kompetenzzentrum Netzwerk
Altstadt bietet Expertenwissen und
einen Werkzeugkasten für Gemein-
den, die strukturellen Problemen in
ihrer Altstadt begegnen wollen. Die
2007 von Urs Brülisauer und Paul
Hasler entwickelte Initiative fand
Unter stützung beim Bundesamt für
Wohnungswesen (BWO); die Ge-
schäftsstelle wurde zunächst beim
Städteverband angesiedelt und 2011
zur VLP-ASPAN transferiert. Seither
wurden weitere Experten ausgebil-
det und der Service auf die Roman-
die ausgedehnt. Die Dienstleistung
wird stark nachgefragt, sie soll künf-
tig in das Be ratungszentrum «Dialog
Siedlung» integriert werden. rw

Informationen: 
www.netzwerk-altstadt.ch
Input SRF 3: www.tinyurl.com/nxz6tyl
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RAUMENTWICKLUNG

visionen auf Gemeindeebene. Das Re-
pertoire der informellen, kooperativen 
Verfahren ist reichhaltig. Masszuschnei-
dernde Testentwürfe, Testplanungsver-
fahren und Ideenkonkurrenzen sind da-
für geeignete und bewährte Methoden.
Eine zusätzliche Herausforderung wird
darin bestehen, die vor allem in grösse-
ren Gemeinden und Städten erprobten
Verfahren den Möglichkeiten kleinerer
und mittlerer Gemeinden anzupassen.

Bedeutung der kleineren und mittleren
Gemeinden für die Innenentwicklung
Aus unseren Forschungen ist bekannt,
dass sich beispielsweise knapp 70 Pro-
zent der Siedlungsflächenreserven in
den mit Raum+ erhobenen Gemeinden
in den kleineren und mittleren Gemein-
den befinden. Auch 65 bis 80 Prozent
der Geschossflächenreserven des Mit-
tellandes befinden sich in den kleinen
und mittleren Gemeinden. Etwa 60 Pro-
zent der Gemeinden haben weniger als
2000 Einwohner. Viele dieser Gemein-
den verfügen nicht über die Mittel und
das Personal, um anspruchsvolle Aufga-
ben der Innenentwicklung zielgerichtet
anzugehen und bis zur Umsetzung zu
begleiten. Sie stehen vor der grossen
Herausforderung, wie der Denkmuster-
wechsel von der Einzonung neuer Sied-
lungsflächen hin zur Innenentwicklung
mit Aktivierung der inneren Nutzungs-
reserven, massvoller Verdichtung des
Siedlungsbestandes und der Abstim-
mung mit weiteren Aufgaben der Ge-
meindeentwicklung gemeistert werden
kann. 
Es liegt im gesamtschweizerischen In -
teresse, die kleineren und mittleren 
Gemeinden bei dieser Aufgabe zu unter-
stützen. Die Professur für Raument -
wicklung der ETH Zürich ist bereit, mit
in teressierten Gemeinden in einem mit -
telfristig angelegten Erfahrungsaus-
tausch drängende Fragen zu erörtern,
taugliche Methoden zu testen und viel-
versprechende Beispiele zur Diskussion
zu stellen. 

Bernd Scholl, Professor für Raument-
wicklung ETH Zürich 

Wirkung bedachte Raumplanung und
Raumentwicklung sind zweckmässige
Methoden, verstanden als geregelte
Vorgehensweisen, unerlässlich. Metho-
den sollen folgerichtiges Handeln und
Entscheiden in der Raumplanung unter-
stützen.

Verteilungsmuster der
Nutzungsreserven erkennen
Ein erster wichtiger methodischer
Schritt zur Innenentwicklung ist das
Schaffen und Wahren der Übersicht vor-
handener Nutzungsreserven und damit
verbundener Fragestellungen. Eine Mö -
glichkeit dazu bietet die von der Profes-
sur für Raumentwicklung entwickelte
Methode Raum+. Durch gemeindeweise
erhobene Reserveflächen wird es mög-
lich, ihre Verteilungsmuster im grösse-
ren gemeindeübergreifenden Zusam-
menhang zu erkennen und Schwer-
punkte für die Mobilisierung zu setzen.
Die Umsetzung daraus entwickelter
Konzepte und Programme ist meist nur
in geeigneten Prozessen, sogenannten
informellen und kooperativen Verfahren,
möglich. Sie schaffen wichtige Grund -
lagen und ergänzen die formellen Ver-
fahren, wie zum Beispiel Zonenplanre -

«Innenentwicklung vor Aussenentwick-
lung» ist die Mindeststrategie für den in
der Bundesverfassung verankerten
haus hälterischen Umgang mit dem Bo-
den. Diese Stossrichtung wurde durch
die Annahme des teilrevidierten Raum-
planungsgesetzes im März 2013 erneut
deutlich bekräftigt. Auch die Annahme
der Zweitwohnungsinitiative und der
Kulturlandinitiative im Kanton Zürich
weisen in dieselbe Richtung.
Der Auftrag lautet, Siedlungsausdeh-
nung zu begrenzen und zukünftige Sied-
lungsentwicklung in das weitgehend
überbaute Gebiet zu lenken. Die Umset-
zung dieser Strategie ist nur möglich,
wenn alternative Möglichkeiten zur
Siedlungsentwicklung «auf der grünen
Wiese» aufgezeigt werden können.
Dazu müssen Grössenordnung, Lage,
Qualitäten und Verfügbarkeiten der für
die Innenentwicklung infrage kommen-
den Flächen bekannt sein. Darüber hi-
naus wird es, stärker als bisher, darauf
ankommen, dass Gemeinden Vorstel-
lungen für das Mobilisieren möglicher
Nutzungsreserven entwickeln und ge-
meinsam mit Grundstückeigentümern
und anderen Akteuren deren Umset-
zung an die Hand nehmen. Für eine auf

Methoden für eine
nachhaltige Raumentwicklung
Ein wichtiger erster Schritt zur Siedlungsentwicklung nach innen ist es, eine Übersicht 
vorhandener Nutzungsreserven zu schaffen. Eine Möglichkeit dazu ist die von der Professur für
Raumentwicklung der ETH Zürich entwickelte Methode Raum+.

Die Ermittlung erfolgt in drei Phasen. Bild: Professur für Raumentwicklung, ETH ZH

Oben die Luftbildauswertung anhand der Erhebung. 
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Un développement 
territorial durable
Concentrer le développement de l’urbanisation à l’intérieur du milieu bâti implique, d’abord, 
d’établir une vue d’ensemble des réserves d’utilisation existantes. Pour cela, il est possible 
de recourir à la méthode Raum+ élaborée par la chaire de développement territorial de l’EPFZ. 

«Concentrer plutôt qu’étaler»: tel est le
précepte stratégique minimal pour assu-
rer une utilisation mesurée du sol telle
qu’elle est ancrée dans la Constitution fé-
dérale. Le peuple a confirmé cette di-
rection générale en mars 2013 en accep-
tant à une large majorité la révision par-
tielle de la Loi sur l’aménagement du ter-
ritoire. Deux autres objets, eux aussi
acceptés en votation populaire, vont
dans le même sens: l’ initiative sur les ré-
sidences secondaires et, à Zurich, l’ initia-
tive sur les terres cultivées.
Le mandat à mettre en œuvre consiste à
limiter l’extension du tissu bâti et à con-
centrer le développement de l’urbanisa-
tion sur les surfaces déjà bâties. Cette
stratégie ne peut être appliquée que si
l’on réussit à montrer qu’ il est possible
de construire ailleurs qu’au milieu des
champs. Pour cela, il convient de connaî-
tre l’étendue, la situation, la qualité et la
disponibilité des surfaces susceptibles
d’être densifiées. Il faut aussi, bien plus
qu’avant, que les communes formulent
des propositions pour mobiliser les ré-
serves d’utilisation potentielles et qu’el-
les entreprennent de les matérialiser de
concert avec les propriétaires fonciers
et les autres acteurs en présence. Un
aménagement et un développement du
territoire visant l’efficacité doivent im-
pérativement se fonder sur des métho-
des adéquates réglant les marches à
suivre et soutenant des décisions et des
activités cohérentes.

Connaître la répartition 
des réserves d’utilisation
La première étape méthodologique im-
portante pour concentrer le développe-
ment de l’urbanisation est d’établir et
de maintenir une vue d’ensemble des
réserves d’utilisation existantes et des
problématiques qui vont de pair. La mé-
thode Raum+ élaborée par la chaire de
développement territorial de l’EPFZ of-
fre un instrument adéquat. En relevant
les réserves d’utilisation par commune,
on peut connaître le schéma de réparti-
tion de ces réserves à l’échelle supra-
communale et définir des priorités pour
leur mobilisation. La mise en œuvre des

concepts et des programmes dévelop-
pés dans ce but n’est souvent possible
que dans des processus coopératifs in-
formels. Ces processus permettent de
poser des bases importantes et complè-
tent les procédures formelles telles que
les révisions des plans de zones au ni-
veau des communes. L’éventail des pro-
cessus coopératifs informels est vaste.
Les projets tests sur mesure, les procé-
dures de planification tests et les con-
cours d’ idées sont des méthodes adé-
quates qui ont apporté la preuve de leur
efficacité. Une difficulté reste toutefois à
surmonter puisqu’il s’agit d’adapter ces
méthodes, qui ont surtout fait leurs
preuves dans les villes et les grandes
communes, aux possibilités des petites
et moyennes communes. 

Importance des petites et moyennes
communes pour la densification
Nos recherches ont révélé par exemple
que pour l’ensemble des communes
analysées par Raum+, près de 70% des
réserves de surfaces affectées à l’urba-
nisation se concentrent dans les petites
et moyennes communes. De même, sur
le Plateau suisse, entre 65 et 80% des 
réserves de surfaces de plancher sont

situées dans les petites et moyennes
communes. Quelque 60% de ces com-
munes comptent moins de 2000 habi-
tants. Beaucoup ne disposent ni des
ressources ni du personnel nécessaires
pour maîtriser les tâches exigeantes de
la densification et accompagner celles-
ci jusqu’à leur réalisation. Le grand défi
pour elles est d’apprendre à changer leur
manière de penser: privilégier les densi-
fications plutôt que les mises en zone à
bâtir, en activant les réserves d’utilisa-
tion internes, en densifiant modérément
les surfaces déjà bâties et en assurant la
coordination avec les autres tâches du
développement communal.
Il est dans l’ intérêt du pays d’aider les pe-
tites et moyennes communes à relever
ce défi. La chaire de développement ter-
ritorial de l’EPFZ est prête à analyser les
questions qui se posent avec les commu-
nes intéressées au cours d’un échange
d’expériences s’inscrivant dans une
perspective à moyen terme, à tester des 
méthodes réalistes et à lancer la discus-
sion sur les exemples les plus promet-
teurs. 

Bernd Scholl, professeur de développe-
ment territorial, EPFZ

DÉVELOPPEMENT TERRITORIAL
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Le modèle virtuel de ville ModularCity permet de rendre visible Photo: tsquare gmbh

les rapports économiques et immobiliers.
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MEHRWERTABSCHÖPFUNG

von öffentlichen Aufenthalts-
und Spielplätzen oder der Bau
eines Kindergartens. Es geht
darum, den Nutzen des abge-
schöpften Mehrwerts für die
künftigen Bewohner oder Ar-
beitenden im Auge zu behal-
ten. Weil die Mehrwertleistung
so in direktem Zusammenhang
mit der Überbauung steht, för-
dert sie die Akzeptanz, sowohl
bei den Grundeigentümern
und Bauherren als auch bei
den Stimmbürgerinnen und
Stimmbürgern. Das leistet ei-
nen Beitrag gegen die Zersie-
delung und hilft der Gemeinde
beim Umsetzen der Planungs-
ziele.

Dichter bauen dank höherer
Akzeptanz beim Stimmbürger
Die Mehrwertabschöpfung hat
sich in der langen Anwen-
dungszeit als problemloses In-
strument bewährt. Die Behör-
den haben nicht den Eindruck,
dass die Mieten oder die Kauf-
preise wegen der Abschöpfung
steigen. Grund ist, dass der
Bauherr seine Miet- und Kauf-
preise nicht nach dem Mehr-
wert kalkuliert. In der Regel

wird ein Marktzins verlangt – auch ein
Verkauf erfolgt zu Marktpreisen. Dank
der höheren Akzeptanz beim Stimmbür-
ger kann ein Bauherr dichter bauen.
Dies führt zu einem höheren Wert der
Liegenschaft. Kurz: Es entsteht eine
Win-win-Situation. 
Aus raumplanerischer Sicht hilft die
Mehrwertabschöpfung, die Landflächen
zu schonen. Die Einwohnerzahl Ittigens
ist seit den 1960er-Jahren um den Fak-
tor drei gestiegen, auch die Arbeits-
plätze sind um den Faktor zwei bis drei
gestiegen. Dies alles war über Verdich-
tungen möglich, ohne zusätzliche Bau-
flächen einzuzonen – eine wichtige
Massnahme gegen die Zersiedelung.

Beat Giauque, Gemeindepräsident
Ittigen

Fällig wird der Betrag, wenn der Mehr-
wert realisiert wird.

Mehrwert in Form von
Landanteilen abgeschöpft
Es sind aber auch andere Lösungen als
finanzielle Abgeltungen an die Ge-
meinde möglich. Bei der Überbauung
Kirschenacker etwa, die im Baurecht auf
Land der Burgergemeinde Bern reali-
siert wurde, wurde der Mehrwert in
Form von Landanteilen abgeschöpft.
Die Bernburger stellten sich während
der Verhandlungen auf den Stand-
punkt, sie würden viele soziale Aufga-
ben erfüllen. Trotzdem hat die Ge-
meinde dann einen Teil des Baulandes
ausgehandelt und erhalten. In einem
Vertrag können verschiedenste Werte
angerechnet werden, etwa das Erstellen

In Ittigen wird seit 1976 der
Mehrwert abgeschöpft. Die Ge-
meinde war damit unter den
ersten Gemeinden in der
Schweiz. Wesentliches Ziel der
damaligen Ortsplanung war, in
bestehenden Bauzonen eine
höhere Dichte zuzulassen und
die wertvollen Hangpartien der
Gemeinde freizuhalten. Die 
Erhöhung der Ausnützungs -
ziffern in den Bauzonen hat be-
trächtlichen Mehrwert geschaf-
fen. Dies führte dazu, dass auch
die Auszonungen von den
Grundeigen tümern entschädi-
gungslos akzeptiert worden
sind.

Kein kommunales Reglement,
sondern Richtlinie
Geregelt ist das Verfahren im
Grundsatz in Art. 142 des Bau-
gesetzes des Kantons Bern.
Das Gesetz besagt, der abge-
schöpfte Mehrwert müsse «für
bestimmte öffentliche Zwe-
cke» eingesetzt werden. Das
Geld soll also nicht in die lau-
fende Rechnung der Ge-
meinde fliessen. Im heute gel-
tenden kommunalen Baure-
glement wird der Gemeinderat
verpflichtet, «vor Genehmigung der
Planung von Überbauungsordnungen
in den Zonen mit Planungspflicht mit
den Grundeigentümern Verhandlun-
gen über die Abgeltung von Infrastruk-
turleistungen und/oder die teilweise
Abschöpfung von Planungsvorteilen
zu führen».
Die Regelung ist bewusst sehr flexibel
gehalten, es gibt kein kommunales Re-
glement, sondern lediglich eine Richt -
linie. In Verhandlungen kann sowohl die
planerische Situation als auch die wirt-
schaftliche Situation des Bauherrn be-
rücksichtigt werden. Um Willkür zu ver-
meiden, ist geregelt, wie der Mehrwert
berechnet werden soll. Entscheidend
ist der neue Verkehrswert des Baulan-
des bei Plangenehmigung. Aufgeteilt
wird der Mehrwert im Verhältnis 50 : 50.

Ein wichtiges Instrument
für Gemeinden
In der Gemeinde Ittigen hat sich die Mehrwertabschöpfung als problemloses Instrument bewährt.
Dabei sind auch andere Lösungen als finanzielle Abgeltungen möglich. Aus raumplanerischer Sicht
hilft die Mehrwertabschöpfung, die Landflächen zu schonen.

In Ittigen ist die Verdichtung nach innen Bild: Gemeinde Ittigen

gelungen (Luftaufnahme aus dem Jahr 2012).
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Un instrument important 
pour les communes
Dans la commune d’Ittigen, le prélèvement sur la plus-value est un instrument éprouvé qui 
ne pose aucun problème. Du point de vue de l’aménagement du territoire, il aide à préserver 
des terres agricoles.

Ittigen prélève une taxe sur la
plus-value depuis 1976. Elle a
été l’une des premières com-
munes de Suisse à le faire.
L’objectif principal de la planifi-
cation locale était alors de per-
mettre d’accroître la densité
dans les zones à bâtir existan-
tes et de sauvegarder les pré-
cieux  terrains en pente de la
commune. La hausse des coef-
ficients d’utilisation du sol
dans les zones à bâtir a généré
de considérables plus-values,
et les propriétaires fonciers ont
accepté des déclassements
sans demander d’ indemnisa-
tion.

Pas de règlement, 
mais une directive
Le principe de la procédure est
régi par l’article 142 de la loi
bernoise sur les constructions.
La loi prévoit que la plus-value
prélevée soit affectée à «cer-
tains buts d’ intérêt public». Le
produit de la taxe n’alimente
donc pas les comptes courants
de la commune. Selon l’actuel
règlement sur les constructions, le con-
seil communal est tenu, avant l’appro-
bation d’un plan de quartier dans une
zone faisant obligatoirement l’objet
d’un plan, de mener des négociations
avec les propriétaires fonciers pour 
ré gler l’ indemnisation des prestations
d’ infrastructure et/ou prélever une par-
tie des avantages résultant de mesures
d’aménagement.
La réglementation a été conçue de
 manière à offrir une très grande sou-
plesse: il n’y a pas de règlement com-
munal dans ce domaine, uniquement
une directive. Durant les négociations,
tant la situation en matière d’aménage-
ment que la situation économique du
maître d’ouvrage peuvent être prises en
compte. Pour éviter l’arbitraire, le mode
de calcul de la plus-value a été régle-
menté. Le calcul se base sur la nouvelle
valeur vénale du terrain à bâtir au mo-
ment de l’approbation du plan. La plus-

value est répartie pour moitié entre les
deux parties. Le montant est exigible au
moment de la réalisation de la plus-va-
lue.

Prélèvement sur la plus-value sous
forme de parts de terrain
Les solutions ne passent pas obligatoi-
rement par des compensations finan-
cières allant à la commune. Lors du pro-
jet Kirschenacker, par exemple, qui a été
réalisé en droit de superficie sur un ter-
rain de la Bourgeoisie de Berne, la plus-
value a été prélevée sous forme de lots
de terrain. Durant les négociations, les
bourgeois de Berne ont argué qu’ ils
remplissaient de nombreuses tâches
sociales. La Commune a néanmoins né-
gocié, avec succès, une part du terrain 
à bâtir. Un contrat peut mettre en ligne
de compte toutes sortes de valeurs,
comme l’aménagement de places de
jeux ou d’aires de loisirs, ou la con-

struction d’un jardin d’enfants.
L’objectif est de ne pas perdre
de vue l’utilité de la plus-value
prélevée pour les futurs habi-
tants ou travailleurs. Le lien di-
rect entre le prélèvement sur la
plus-value et la construction a
pour effet d’encourager son ac-
ceptation, tant auprès des pro-
priétaires fonciers et des maî-
tres d’ouvrage qu’auprès des
citoyens. Le système contribue
à lutter contre le mitage du ter-
ritoire et aide la Commune à
réaliser ses objectifs en matière
d’aménagement.

L’excellente acceptation 
par la population
Appliqué depuis longtemps, le
prélèvement sur la plus-value
est un instrument éprouvé qui
ne pose aucun problème. Les
autorités n’ont pas l’ impres-
sion qu’ il fasse augmenter les
loyers ni les prix de vente. En
effet, le maître d’ouvrage ne
calcule pas les loyers ou les
prix de vente selon la plus-va-
lue. En règle générale, le loyer

exigé suit le marché, et les prix de vente
aussi. Grâce à la bonne acceptation de
cet instrument dans la population, un
maître d’ouvrage peut construire de
manière plus dense, ce qui accroît la va-
leur de l’immeuble. En résumé, chaque
partie y trouve son compte. 
Du point de vue de l’aménagement du
territoire, le prélèvement sur la plus-va-
lue contribue à préserver des terres
agricoles. La population d’Ittigen a tri-
plé depuis les années 60. Le nombre
d’emplois a lui aussi augmenté entre
deux et trois fois. Ce développement a
passé par des densifications, sans né-
cessiter aucune nouvelle mise en zone à
bâtir. Le prélèvement sur la plus-value a
donc été une mesure importante contre
le mitage du territoire.

Beat Giauque, président de la Com-
mune d’Ittigen

LE PRÉLÈVEMENT SUR LA PLUS-VALUE
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A Ittigen, l’urbanisation vers l’ intérieur Photo: Swissair

a réussi (photo aérienne de 1986).
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ZENTRUMSENTWICKLUNG

zahl der Durchfahrten verringerte sich
um 17,5 Prozent. 

Preisgünstiges Wohnen und
Alterswohnen im Zentrum
Nach der Umgestaltung der Kantons-
strasse und weiteren Massnahmen im
Rahmen des Projekts Zentrumsaufwer-
tung arbeitet die Gemeinde weiter da-
ran, ihren Ortskern zu entwickeln. Zur-
zeit werden neue Bauten von Bauge-
nossenschaften realisiert, die von der
Gemeinde im Baurecht abgegeben wur-
den und preisgünstiges Wohnen und Al-
terswohnen im Zentrum ermöglichen
sollen. Im Zusammenhang mit den
neuen Bauten und der Sanierung des
Oberstufenschulhauses wird die Frei-
raumgestaltung des Ortskerns über-
dacht und ergänzt. 
Angrenzend an den Ortskern befindet
sich ein Entwicklungsschwerpunkt von
kantonaler Bedeutung mit rechtskräfti-
ger Planung, die einen neuen Stadtteil
ermöglicht. Dieses Areal (120 000 m2),
dessen Zentrum der Bahnhof bildet und
das teilweise an den Ortskern sowie an
den Hochschulcampus grenzt, soll eine
verbindende Funktion haben.

Manuela Bernasconi,
Gemeinderätin Horw

und Signaldichte kein Thema mehr –
Fussgängerstreifen gibt es keine. Die
umliegenden Quartiere wurden eben-
falls in das Tempo-30-Regime integriert.
Für die Beruhigung des Verkehrs sorgen
ausserdem die Bushaltestellen, die
ohne Haltebuchten auskommen und di-
rekt auf der Strasse markiert sind.

Zentrum mit neuer Identität, aber
immer noch vielen Durchfahrten
Mit der Umgestaltung der Kantons-
strasse und der Verkehrsberuhigung
wurde der öffentliche Raum zurücker-
obert. Davon profitieren auch die Ge-
schäfte an der Kantonsstrasse. Das Fla-
nieren und Einkaufen ist nun ein Erleb-
nis. Das Horwer Zentrum erhielt damit
eine neue Identität. Die 13 800 Einwoh-
ner zählende Gemeinde wird über ihre
Grenzen hinaus als attraktiver wahrge-
nommen. Die Erschliessung, die zentra-
len kundenfreundlichen Parkplätze, die
guten Fuss- und Radwegverbindungen
und der Ladenmix tragen viel dazu bei.
Eine im Jahr 2009 durchgeführte Er-
folgskontrolle, bei der ebenfalls die Be-
völkerung und das Gewerbe befragt
wurden, ergab einen positiven Grundte-
nor. Es wurde aber auch ersichtlich,
dass die Halbierung des Durchgangs-
verkehrs nicht erreicht wurde. Die An-

Lange Zeit mussten die Einwohner der
Gemeinde Horw, die zwischen Vier-
waldstättersee, Pilatus und der Stadt
Luzern liegt, auf einen belebten Orts-
kern verzichten. Denn auf der Kantons-
strasse passierten täglich 13 000 Perso-
nen- und Lastwagen das Zentrum. Die
Lärm- und Luftbelastung schränkte die
Lebensqualität ein, die Durchgangs-
strasse war für Fussgänger und  Velofah-
rer unattraktiv. Im Jahr 2004 erhielt
Horw einen neuen Autobahnanschluss
und -zubringer. Für diese Arbeiten war
der Kanton zuständig. Die Gemeinde
musste im Gegenzug Auflagen zur Ver-
kehrsberuhigung im Zentrum erfüllen.
Dies war die einmalige Gelegenheit, die
langjährige Ortskernplanung zusam-
men mit der Gestaltung der Kantons-
strasse als planerische Einheit anzuge-
hen und damit den Strassendorfcharak-
ter loszuwerden.

Hindernisfreie, lebendige
Geschäftsstrasse
Dank baulichen und verkehrstechni-
schen Massnahmen hat sich die Kan-
tonsstrasse im Horwer Zentrum auf ei-
ner Länge von 500 Metern zu einer mo-
dernen und fussgängerfreundlichen
 Geschäftsstrasse entwickelt. Mit Dienst-
barkeiten oder Landerwerb wurde vor
den Liegenschaften eine hindernisfreie
Fussgängerpassage geschaffen. Der ge-
samte Fahr- und Gehbereich ist einheit-
lich in Asphalt gestaltet. Natursteinplat-
ten mit schlanken Metallpfosten und
Leuchten trennen die Gehbereiche op-
tisch von der Fahrbahn. Die Mittelzone
mit Parkfeldern, die von beiden Seiten
angefahren werden können, ist gepflas-
tert und wird mit einer Baumreihe ak-
zentuiert.
Der Abbau von Schwellen und Hinder-
nissen trägt dazu bei, dass sich Men-
schen mit einer Behinderung – in Horw
gibt es ein Blindenheim und eine Ar-
beitsstätte für Sehbehinderte – selbst-
ständiger bewegen können. Der Fuss-
gängerbereich wurde zusätzlich durch-
gehend mit einem taktilen Blinden -
leitsystem versehen. Dank tieferen
Geschwindigkeiten und gegenseitiger
Rücksichtnahme sind hohe Regelungs-

Eine Lebensader, die ihren
Namen verdient
In der Agglomerationsgemeinde Horw führte die Kantonsstrasse einst als Hauptverkehrsachse
mitten durchs Zentrum. Heute ist die beruhigte Strasse Mittelpunkt des Gemeindelebens.

Die neu gestaltete Kantonsstrasse in Horw. Bild: Gemeinde Horw

22-23_Zentrumsentwicklung_Bernasconi_Fachartikel  05.05.14  11:44  Seite 22

mailto:manuela.bernasconi@horw.ch


DÉVELOPPEMENT DU CENTRE D’UNE LOCALITÉ

23Commune Suisse 5/14

n’avait pas été atteint: le nombre de vé-
hicules de passage a diminué de 17,5%. 

Des logements avantageux et des
locations pour personnes âgées
Après le réaménagement de la route
cantonale et la réalisation d’autres me-
sures dans le cadre du projet de revalo-
risation du centre, la Commune s’est at-
telée à de nouveaux projets afin de
poursuivre le développement du centre-
ville. Actuellement des projets réalisés
par des co opératives d’habitation, sont
en train de voir le jour. Erigés sur des 
terrains cédés par la commune en droit
de superficie, ils abriteront des loge-
ments et de structures répondant aux 
besoins des personnes âgées. Dans le
prolongement de ces travaux et de la 
rénovation du bâtiment de l’école secon-
daire, l’aménagement des espaces du
centre-ville sera repensé et complété.
Jouxtant le centre-ville, un pôle de dé-
veloppement d’ importance cantonale,
dont la planification est entrée en force,
permettra de créer un nouveau quartier.
En partie contiguë au centre-ville et au
campus de la haute école, cette zone de
120 000 m2 a pour centre la gare.

Manuela Bernasconi, conseillère com-
munale de Horw

que, la surabondance de réglementa-
tion et de signalisation appartient au
passé. Il n’existe aucun passage piéton.
La vitesse maximale autorisée a égale-
ment été abaissée à 30 km/h dans les
quartiers avoisinants. Marqués directe-
ment sur la chaussée et dépourvus d’ai-
res spécifiques, les arrêts de bus contri-
buent eux aussi à ralentir le trafic.

Le centre a une nouvelle identité, 
mais le trafic de transit reste dense
Le réaménagement de la route canto-
nale et la régulation du trafic ont mar-
qué la reconquête de l’espace public.
Les commerces qui bordent la route
cantonale en profitent aussi. Il est de-
venu agréable de flâner et de faire ses
achats le long de l’artère commerciale.
Le centre de Horw a un nouveau visage.
La commune de 13 800 habitants a
gagné en attrait. L’accessibilité, la situa-
tion centrale des places de stationne-
ment, les espaces pour le déplacement
des piétons et des cyclistes et la mixité
des commerces sont autant de facteurs
à l’origine de ce succès. Une enquête
menée en 2009 notamment auprès des
habitants et des commerçants a enre-
gistré un écho globalement positif. Elle
a toutefois aussi révélé que l’objectif de
réduction de moitié du trafic de transit

Pendant longtemps, la population de
Horw, une commune lucernoise qui
s’étend entre le lac des Quatre-Cantons,
le Pilate et la ville de Lucerne, a dû re-
noncer à un centre-ville animé. La route
cantonale qui traverse la commune était
en effet empruntée chaque jour par
13000 voitures et camions. Bruyante et
polluée, et portant donc atteinte à la qua-
lité de vie, elle était inhospitalière pour
les piétons et les cyclistes. En 2004,
Horw a été reliée à un nouvel échangeur
autoroutier. Le canton était compétent
pour diriger les travaux, mais a exigé en
contrepartie que la commune se con-
forme à des prescriptions de réduction
du trafic routier dans le centre. Il s’agis-
sait là pour les autorités d’une occasion
unique de mener à bien un projet englo-
bant à la fois la planification du centre et
le réaménagement de la route cantonale
afin de faire perdre à Horw sa réputation
de commune de transit.

Une artère commerciale animée et
sans obstacle
Grâce à des travaux de génie civil et à
des mesures sur le trafic, la route canto-
nale qui traverse le centre de Horw est
devenue, sur une distance de 500 mè-
tres, une artère commerciale moderne
et accueillante pour les piétons. Des ser-
vitudes et des acquisitions foncières ont
permis de créer un espace piéton sans
obstacle. Toute l’artère, qu’ il s’agisse de
l’espace réservé à la circulation ou de
l’espace piéton, est asphaltée. Des dal-
les en pierre naturelle, des potelets mé-
talliques et des lampadaires séparent
l’espace piéton de la voie de circulation.
La zone médiane, consacrée au station-
nement et accessible de part et d’autre,
est pavée et parcourue d’une rangée
d’arbres.
La suppression des trottoirs surélevés
et des obstacles permet aux handica-
pés – Horw abrite un foyer pour aveu-
gles et un atelier de travail pour mal -
voyants – de se déplacer de manière
plus autonome. La zone piétonne a été
équipée sur toute sa longueur d’un sys-
tème de guidage tactile. Grâce à une ré-
duction de la vitesse maximale autori-
sée et à une attitude de respect récipro-

Une artère digne 
de ce nom
Autrefois, la route cantonale était un axe de circulation majeur traversant le centre de Horw, une
commune de l’agglomération lucernoise. Aujourd’hui, la voie est bien moins empruntée.

La route cantonale avant le renouvellement. Photo: Fussverkehr Schweiz

22-23_Zentrumsentwicklung_Bernasconi_Fachartikel  05.05.14  11:44  Seite 23

mailto:manuela.bernasconi@horw.ch


Schweizer Gemeinde 5/1424

SIEDLUNGSENTWICKLUNG

gangs mit den drei kernnahen Sied-
lungsgebieten zu einem zentralenThema
der Ortsplanung erklärt und mit fol -
genden Massnahmen umgesetzt. In al-
len drei Gebieten wurde die Ausnüt-
zungsziffer halbiert. Auf der Grundlage
von detaillierten Studien und zahlrei-
chen Gesprächen mit den Grundeigen-
tümern wurde die Nutzfläche durch Nut-
zungskonzentration direkt oder indirekt
(Quartierplanpflicht) an die Ränder der
einzelnen Gebiete verlegt. Wo eine Kon-
zentration an den Rändern nicht mög-
lich war, wurde die Nutzfläche ausser-
halb des Ortskerns real ersetzt. Dazu hat
Maienfeld etwa 3000 m2 Land einge-
zont. Als Mehrwertabschöpfung hat sie
die Abtretung der Hälfte des Bodens
vereinbart. Dieses Land wurde für den
Realersatz eingesetzt.

Was die Stadt erreicht hat
und Erfolgsfaktoren
Massgeblich für den Erfolg waren als
Grundlage ein Siedlungsinventar. Der
klare Auftrag der Kantonsregierung und
ein konsolidiertes Leitbild mit dem Auf-
trag der Bevölkerung. Die zielstrebige
Suche nach pragmatischen Lösungen
mit Mut zu ungewöhnlichen Schritten
wie der oben erwähnte Realersatz war
nötig. Und nicht zuletzt die intensive
Kommunikation mit den betroffenen
Grundeigentümern.

Orlando Menghini, Geschäftsleiter
Stauffer & Studach Raumentwicklung,
Chur

Das ursprünglich ummauerte mittelal-
terliche Städtchen mit Schloss Brandis
bildet den Kern der Siedlung von Mai-
enfeld. Im 18. und 19. Jahrhundert ent-
wickelte sich die Stadt ausserhalb der
Stadtbefestigung zur sogenannten Vor-
stadt. Die Lage an wichtigen Handels-
wegen im Rheintal und über den Luzi-
steig sowie der Weinbau und die Land-
wirtschaft prägten das Muster der
Stadtentwicklung. Entstanden sind da-
bei baumartig verzweigte Siedlungs-
äste mit dicht bebauten Ausfallstrassen.
Siedlung und Kulturland sind eng mitei-
nander verflochten. Die Kulturland-
schaft ragt «fingerartig» bis an den
Stadtkern heran.
Mit der Eröffnung der Eisenbahnlinie
Chur–St. Margrethen im Jahre 1858
setzte eine neue Entwicklung der Stadt
in Richtung Süden ein. Im Bereich zwi-
schen Städtchen und Bahnhof sind neu-
zeitliche Wohn- und Arbeitsquartiere
entstanden. Mit dem Aufkommen der
Automobilität in der zweiten Hälfte des
20. Jahrhunderts setzte sodann die Zer-
siedelung mit Einfamilienhausquartie-
ren ohne räumlichen Bezug zum Stadt-
kern ein. Das Städtchen mit der Vorstadt
ist heute als Ortsbild von nationaler Be-
deutung eingestuft.

Detailliertes Siedlungsinventar,
Leitbild und Ortsplanungsrevision
1988 hat die Kantonsregierung die Stadt
angewiesen, weitergehende Massnah-
men zur Erhaltung und Freihaltung der
wichtigen Siedlungsstrukturen in den
kernnahen Siedlungsbereichen zu tref-
fen. In der Folge hat die Stadt ein detail-
liertes Siedlungsinventar erarbeiten

 lassen. Bei den drei kernnahen Sied-
lungsgebieten «Marschallgut», «Torkel-
wingert» und «Kruseckgasse/Lurgasse»
wurde dringender Handlungsbedarf
festgestellt.
1997 wurde die Ausnützungsziffer in
den drei Gebieten reduziert und eine
Quartierplanpflicht mit Nutzungskon-
zentration festgelegt. In der Folge ver-
suchten die Grundeigentümer ohne Er-
folg, Quartierplanungen durchzuführen.
Es gab Streit um die Frage, wo genau
verdichtet werden sollte.
Im Jahre 2002 hat der Stadtrat zusam-
men mit der Bevölkerung ein Leitbild
mit Leitlinien (vgl. Kasten) erarbeitet.
Der Stadtrat hat die Klärung des Um-

Dank kooperativer Planung
Siedlungsräume erhalten
Der Stadt Maienfeld gelang es, ihre prägenden Siedlungsräume und damit das Ortsbild
von nationaler Bedeutung sowie wertvolles Kulturland zu erhalten. Massgeblich für den Erfolg
waren unter anderem Leitlinien, die der Stadtrat zusammen mit der Bevölkerung erarbeitet hat.

Siedlungsentwicklung. Gelb sind die Neu-
baugebiete aus dem 20. Jahrhundert.

Zonenplan 2010. Grafiken: Stauffer & Studach 

Die Pfeile zeigen die Verdichtungen.

Die Resultate
Reduktion der Bauzonen um über 
vier Hektar durch Abzonung, Nut-
zungskonzentration, Verdichtung und
Nutzungsverlegung. Beschränkung
der Bevölkerungszunahme. 
Erhaltung von über vier Hektar Kul-
turland. Erhaltung von ortsbildprägen-
den Siedlungsfreiräumen und des
Ortsbildes von nationaler Bedeutung.

Die Leitlinien
Max. ein Prozent Bevölkerungswachs-
tum pro Jahr (Steuerung mit Zonen-
plan). Pflege des Ortsbildes (Bauten
und Grünflächen). Lösung der Kon-
flikte zwischen Rebland und Bauland.
Reduktion des Verkehrs im Ortskern.
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La petite ville moyenâgeuse, à l’origine
entourée de murailles, forme avec le
château fort de Brandis le cœur de 
Maienfeld. Aux XVIIIe et XIXe s., elle s’est
étendue hors de son enceinte, créant un
faubourg. Sa situation géographique
sur d’ importantes voies commerciales
ainsi que la viticulture et l’agriculture
ont marqué le schéma de développe-
ment de la ville. Les axes d’urbanisation
ont suivi une forme ramifiée avec des
voies d’accès densément construites.
Le milieu bâti et les terres agricoles sont
étroitement imbriqués, le paysage rural
s’immisçant jusqu’au centre-ville.
Suite à l’ inauguration de la ligne de che-
min de fer Coire-Sankt Margrethen en
1858, la bourgade a entamé une nou-
velle extension en direction du sud. 
Des quartiers d’habitation et de travail
modernes voient alors le jour entre la
petite ville et la gare. Avec l’arrivée de
l’automobile dans la seconde moitié du
XXe s., son expansion s’est faite de ma-
nière plus dispersée avec des quartiers
de maisons individuelles sans lien spa-
tial avec le centre-ville. La petite ville
dotée d’un faubourg est aujourd’hui
classée site construit d’importance na-
tionale.

Inventaire détaillé du milieu bâti, révi-
sion du plan d’aménagement local
En 1988, le gouvernement cantonal a
donné pour instruction à la ville de
prendre des mesures supplémentaires
pour conserver et préserver les structu-
res importantes de son milieu bâti dans
les secteurs proches du noyau histori-
que. La ville a alors fait établir un inven-
taire détaillé de son milieu bâti. Cette

Lignes directrices
1% au maximum de croissance de la
population par an.
Conservation du site construit.
Résolution des conflits entre zones
viticoles et zones à bâtir.
Réduction du trafic au centre-ville. 

(voir encadré). Déclarant que la gestion
des trois secteurs proches du centre-
ville est l’un des éléments fondamen-
taux du plan d’aménagement local,
l’exécutif a alors pris les mesures sui-
vantes: l’indice d’utilisation du sol est
réduit de moitié dans les trois secteurs.
Sur la base d’études détaillées et de
nombreux entretiens menés avec les
propriétaires fonciers, la surface utile
est transférée directement ou indirecte-
ment (obligation de plan de quartier) en
périphérie des différents secteurs en y
concentrant l’utilisation.
Compensation en nature: lorsqu’il
n’etait pas possible de concentrer l’utili-
sation en périphérie, la surface utile était
compensée en nature sur une parcelle si-
tuée en dehors du noyau de la localité,
classée en zone à bâtir spécialement à
cet effet. La Ville classe environ 3000 m2

en zone à bâtir. A titre de prélèvement sur
la plus-value générée, il est convenu que
la moitié du terrain lui est cédé. Celui-ci
est utilisé pour procéder à la compensa-
tion en nature.

Réussites de la ville et 
facteurs de succès
Le plan d’aménagement local et l’inven-
taire du milieu bâti étaient les bases du
succès. Finalement, la communication
intensive avec les propriétaires fonciers
concernés était d’une grande impor-
tance.

Orlando Menghini, directeur de Stauffer
& Studach Raumentwicklung, Coire

démarche a permis de constater qu’ il
était urgent d’agir dans les trois
secteurs proches du centre, à savoir
«Marschallgut», «Torkelwingert» et «Kru-
seckgasse/Lurgasse».
En 1997, la Ville a réduit l’ indice d’utilisa-
tion du sol dans ces trois secteurs et fixé
une obligation de plan de quartier vi-
sant la concentration de l’utilisation. Par
la suite, les propriétaires fonciers ont
essayé sans succès d’élaborer des
plans de quartiers.
En 2002, l’exécutif a élaboré avec la par-
ticipation de la population une charte 
fixant les lignes directrices suivantes

Préserver les espaces urbains –
planification coopérative
Maienfeld a réussi à préserver ses espaces urbains caractéristiques et, ainsi, son site construit
d’importance nationale, tout comme de précieuses terres arables. Les lignes directrices conçues
par l’exécutif en collaboration avec la population sont l’un des facteurs déterminants de ce succès.

DÉVELOPPEMENT URBAIN
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Vue aerienne de la ville Photos: màd

de Maienfeld (GR).

Le plan d’aménagement Projet: màd

1988-1997 avant la révision.

Les résultats 
Réduction de la surface de zones à
bâtir de plus de 4 hectares. Limita-
tion de la croissance de la population
en réduisant la zone à bâtir. Préserva-
tion de plus de 4 hectares de terres
arables de qualité. Préservation d’es -
paces non construits en milieu bâti et
conservation du site construit d’ im-
portance nationale.
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ÜBERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT

Gemeinden verpflichten
sich zur Umsetzung
Der überkommunale Ar-
beitszonenpool soll nicht
ein lebloses Konzeptpa-
pier bleiben, sondern suk-
zessive umgesetzt wer-
den. Dazu haben die Ge-
meinderäte der Stadt
Thun sowie der Gemein-
den Steffisburg, Spiez,
Heimberg und  Uetendorf
Anträgen des Projekt-
teams zugestimmt. Darin
verpflichten sich diese
Gemeinden unter ande-
rem, neue Arbeitszonen
nur noch für das Binnen-
gewerbe mit einer Grösse
von maximal 8000 bis
10 000 m2 zu schaffen. Die
Realisierung des regiona-
len Arbeitszonenpools
soll vorangetrieben und
dafür eine Trägerschaft
geschaffen werden. Diese
soll das Arbeitszonenma-
nagement übernehmen. 
In einer ersten Phase hat

der Entwicklungsraum Thun (ERT) mit
seiner Kommission Wirtschaftsraum
Thun (WRT) diesen Auftrag erhalten. Als
zentrales Steuerungsinstrument für
diese Aufgabe ist die bereits beste-
hende GIS-Datenbank vorgesehen, die
nun weiter verfeinert wird. Nach einem
einheitlichen Raster werden für jede
Parzelle des Arbeitszonenpools die
wichtigsten Informationen erhoben. Je-
der potenzielle Ansiedler soll dann alle
relevanten Daten über Parzellengrösse,
Grundeigentümer, Verfügbarkeit, Ar-
beitszonentyp, Nutzungsmöglichkeiten,
Altlasten usw. abrufen können. Die
Frage der aktiven Vermarktung wird in
einer nächsten Phase angegangen.

Melchior Buchs, ehemaliger Geschäfts-
führer Entwicklungsraum Thun

Ausgangspunkt für das
Projekt «Überkommunale
Nutzungsplanung» war das
Agglomerationsprogramm
Thun, das eine verstärkte
Koordination der raumpla-
nerischen Aufgaben zwi-
schen den Agglomerations-
gemeinden fordert, die in
einen zusammenhängen-
den Zonenplan über die
ganze Agglomeration mün-
den könnte. Eine verstärkte
Zusammenarbeit bei den
Arbeitszonen drängt sich
zudem auf, weil Standort-
marketing und Raumpla-
nung kaum zu trennen
sind. Ziel war es, heute
nicht benötigte, nicht be-
baute Arbeitszonen aufzu-
geben und dafür neue, ge-
nügend grosse Areale mit
Entwicklungspotenzial ein-
zuzonen.

Keine grossflächigen 
Reserven vorhanden
Bei der Analyse und der Be-
wertung der vorhandenen Arbeitszonen
zeigte sich, dass von den 330 Hektaren
Arbeitszonen in den fünf Gemeinden
nur noch rund 40 Hektaren wirklich un-
verbaut waren. Es handelte sich mehr-
heitlich um kleine Restflächen oder um
nicht verfügbare Parzellen. Das ur-
sprüngliche Ziel des Pilotprojektes, freie
Reserven überkommunal an zentrale
Standorte um- und zusammenzulegen,
liess sich aufgrund dieses Befundes
nicht weiter verfolgen. Weil die gross-
flächigen Reserven fehlten, wie es sie
für sinnvolle Landumlegungen an einen
zentralen Standort unbedingt gebraucht
hätte, rückten nun Arbeitszonen in den
Mittelpunkt, in denen durch Verdichtung
und Umnutzung neue Arbeitsplätze ge-
schaffen werden sollten.

Entwicklungsschwerpunkte Thun Nord
und Bahnhof Steffisburg im Zentrum
An der Idee eines überkommunalen Ar-
beitszonenpools wurde festgehalten

Auf dem Weg zu einem 
regionalen Arbeitszonenpool
Der Entwicklungsraum Thun startete vor vier Jahren das Projekt «Überkommunale Nutzungspla-
nung». Beim von Bund und Kanton Bern unterstützten Modellvorhaben legten Thun, Steffisburg,
Spiez, Uetendorf und Heimberg gemeinsam geeignete regionale Arbeitszonen fest.

und als dessen Kerngebiet der Entwick-
lungsschwerpunkt (ESP) Thun-Nord zu-
sammen mit den in der Nähe liegen-
den Arealen ESP Bahnhof Steffisburg,
Heimberg Süd und Industriestrasse/
Mittlere Strasse bestimmt. In Thun-
Nord werden in den nächsten Jahren
verschiedene Gebäude und Areale von
VBS/Armasuisse und Ruag frei. Der
Standort hat aufgrund seiner Grösse,
der zentralen Lage sowie der guten Er-
schliessung durch den Bypass Thun
Nord, dessen Realisierung im Juni
2014 beginnen wird, und den zukünf -
tigen Nutzungsmöglichkeiten ein enor-
mes Potenzial. Der ESP Bahnhof 
Steffisburg umfasst eine noch nicht be-
baute Landfläche von rund 30 000 Qua-
dratmetern, welche bereits für Ge-
werbe-, Industrie- und Dienstleistungs-
betriebe (hohe Arbeitsplatzdichte) ver-
fügbar ist. Zusätzlich wurden regionale
Unterstandorte in Gwatt-Schoren und
Wimmis-Spiez definiert.

Entwicklungsgebiet des Agglomerationsprogramms Thun. Bild: zvg
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Un pôle régional de zones
d’activités économiques
L’ Association «Entwicklungsraum Thun (ERT)» a lancé le projet d’un plan d’affectation inter-
communal. Dans le cadre du projet-modèle soutenu par la Confédération et le Canton de Berne,
les communes ont défini en commun des zones régionales d’activités économiques appropriées.

Le projet de plan d’affectation intercom-
munal est parti du projet d’aggloméra-
tion de Thoune, qui revendique un ren-
forcement de la coordination des tâches
d’aménagement du territoire entre les
communes de l’agglomération. Cette
coordination pourrait déboucher sur un
plan de zones d’un seul tenant englo-
bant toute l’agglomération. De plus,
une collaboration renforcée au niveau
des zones d’activités économiques
s’ impose car la promotion économique
et l’aménagement du territoire sont pra-
tiquement indissociables. L’objectif était
d’abandonner des zones d’activités ac -
tuellement non utilisées pour classer en
zones à bâtir de nouvelles surfaces, suf-
fisamment grandes pour présenter un
potentiel de développement.

Aucune réserve 
de grande envergure disponible
L’analyse et l’évaluation des zones
d’activités économiques existantes ont
révélé que sur les 330 hectares de zones
d’activités réparties sur les cinq com-
munes, seuls quelque 40 hectares
n’étaient pas encore bâtis. De plus, il
s’agissait la plupart du temps de petites
surfaces restantes ou de parcelles non
disponibles. Une fois cette constatation
tirée, l’objectif initial du projet-pilote, 
à savoir déplacer les réserves libres 
des différentes communes pour les re-
grouper à des emplacements centraux,
n’était plus pertinent. Vu le manque de
réserves de grande étendue, indispen -
sables pour procéder à un tel remanie-
ment parcellaire, le projet s’est recentré
sur les zones d’activités économiques
permettant de créer de nouvelles places
de travail par la densification et la réaf-
fectation.

Centrage sur les pôles de développe-
ment Thoune nord et Steffisburg
L’ idée d’un pôle supracommunal de
 zones d’activités économiques a été
conservée, avec comme cœur le pôle
de développement Thoune nord et les
secteurs proches, englobant le pôle de
développement de la gare de Steffis-
burg, Heimberg Süd ainsi que l’ Indus-

triestrasse et la Mittlere Strasse. Divers
bâtiments et aires du DDPS (Arma-
suisse) et RUAG vont se libérer ces
prochaines années à Thoune nord. Ce
site présente un énorme potentiel vu
sa taille, sa situation centrale, sa bonne
desserte grâce au contournement de
Thoune nord (Bypass) dont la réalisa-
tion débutera en juin 2014, et vu aussi
les futures possibilités d’affectation. Le
pôle de développement de la gare de
Steffisburg comprend une surface encore
non construite de quelque 30 000 m2,
qui est déjà disponible pour les entre-
prises artisanales ou industrielles et 
les sociétés de services (forte densité
d’emplois). En outre, des sites secon-
daires régionaux ont été désignés à
Gwatt-Schoren et Wimmis-Spiez.

Engagement 
des communes
Le pôle supracommunal de zones
d’activités économiques ne doit pas
rester lettre morte, mais au contraire
être réalisé progressivement. C’est
dans ce but que les exécutifs de la Ville
de Thoune et des communes de Steffis-
burg, Spiez, Heimberg et Uetendorf ont
approuvé les propositions de l’équipe
de projet. Ils s’engagent ainsi notam-

ment à ne créer désormais de nouvelles
zones d’activités que pour les entrepri-
ses artisanales locales, et sans excéder
8000 à 10 000 m2. Ils doivent soutenir la
réalisation du pôle régional de zones
d’activités et, dans ce but, créer un or-
ganisme responsable chargé de la ges-
tion des zones d’activités. 
Dans une première phase, l’association
«Entwicklungsraum Thun (ERT)» et sa
commission «Wirtschaftsraum Thun
(WRT)» en ont reçu le mandat. La banque
de données SIG, qui existe déjà mais doit
encore être affinée, servira d’ instrument
de pilotage principal pour mener à bien
cette tâche. Les principales informations
relatives à chaque parcelle du pôle de zo-
nes d’activités seront recueillies selon
une grille uniforme. Chaque entreprise
intéressée à s’ implanter devra pouvoir
consulter toutes les données pertinentes
pour elle: taille des parcelles, proprié-
taire foncier, disponibilité, type de zones
d’activités, affectations possibles, conta-
minations, etc. La question de la promo-
tion active sera abordée lors d’une pro-
chaine phase.

Melchior Buchs, ancien secrétaire géné-
ral «Entwicklungsraum Thun»

COOPÉRATION SUPRACOMMUNALE
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Plan de zone à Thoune. Photo: màd
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L’effort payant de Delémont
Le chef-lieu du canton du Jura est en passe de réussir sa réorganisation urbaine. A la base de ce
succès, des vues à long terme bien définies et une approche pragmatique des projets. L’urbaniste
communal Hubert Jaquier détaille les conditions du dynamisme et de l’efficacité.

La Ville de Delémont a pris en mains
son développement. Le Jura, long-
temps laissé à l’écart des grands axes
de transport, se replace sur la carte.
Bâle n’est plus qu’à 35 minutes en train,
bientôt à 30, et l’achèvement de l’auto-
route Transjurane A16 sera effectif en
2016. Pour le chef-lieu, il était vital
d’adapter et de dynamiser la stratégie
de développement territorial. Cela a été
fait et bien fait, avec un ambitieux plan
directeur communal, adopté en 1998,
qui mentionne le maintien des commer-
ces de détail au centre et le réaménage-
ment des espaces publics.

Une stratégie
d’aménagement claire
La revitalisation du centre-ville a été
rendue possible grâce à la mise en ser-
vice d’une nouvelle route de distribu-
tion urbaine, qui a absorbé une part im-
portante du trafic de transit et a permis
d’affecter des espaces urbains au profit
des piétons et des cyclistes. A l’échelon
national, les effets de cette action ont
été constatés une première fois en 2006
lorsque le Prix Wakker attribué par Pa-
trimoine Suisse a récompensé «une
stratégie d’aménagement claire et un
développement urbain soigneux et de
grande qualité», notamment pour le réa-
ménagement de la place de la Gare, ob-
jet emblématique de cette politique.
Pour se donner les moyens de réussir sa
mue, la Ville a défini trois priorités: an-
ticiper les études et travaux de planifica-
tion avec une vision permanente à long
terme; assouplir et simplifier les procé-
dures de construction au travers d’un
nouvel instrument qui remplace le plan
de quartier traditionnel; dans le déve-
loppement des projets, se limiter aux
règles essentielles afin de donner une
marge de manœuvre lors des discus -
sions avec les promoteurs.

Les commerces de détail,
un enjeu décisif
Sur le terrain, entre la place de la Gare
et la vieille ville, située à quelque 
600 mètres de là, la politique commu-
nale se lit dans l’ implantation récente
de grandes surfaces et de discounters.
«A priori, certains auraient préféré s’ins -
taller à la périphérie», explique l’urba-

niste communal, Hubert Jaquier. Mais,
sur la même longueur d’onde, la Ville,
les communes environnantes et le Can-
ton en ont décidé autrement. Le déve-
loppement commercial se fait au centre,
et les villages environnants sont préser-
vés. «Des promoteurs se sont fâchés,
ont menacé de passer outre. Mais ils
sont revenus, et nous avons pu discuter.
Notre pratique ne varie pas: si le promo-
teur propose quelque chose qui ne ren-
tre pas dans notre cadre, nous lui pro-
posons une alternative.»
Corollaire, l’administration a développé
des projets concrets, qu’elle ne manque
pas de présenter aux amateurs au tra-
vers de cahiers des charges – qui sont
en quelque sorte des plans directeurs
localisés. Ce nouvel instrument, qui per-
met de ne pas passer obligatoirement
par la procédure du plan de quartier, 
autorise, par simple demande de per-
mis de construire, d’assouplir et d’accé-
lérer les procédures. Ces installations
au centre exigent certes des investisse-
ments plus importants, autant pour les
promoteurs que pour la Ville qui doit 
assurer les aménagements. Mais ils
sont aussi plus profitables sur le long

terme, car ils améliorent notablement
et durablement le cadre et la qualité de
vie, affirme l’urbaniste.

Permis de construire 
en 60 jours
Hubert Jaquier cite l’exemple d’un in-
vestisseur se présentant sans rendez-
vous au Service de l’urbanisme et de-
mandant à voir les terrains disponibles.
«Nous avons appris plus tard qu’ il agis-
sait pour le compte d’un discounter. Il
s’est intéressé à un site proche de la
gare. Nous lui avons expliqué que s’ il
satisfaisait au cahier des charges, qui
mentionnait aussi un parking public, un
immeuble de quatre étages pouvant
 accueillir, outre la grande surface, des
logements adaptés et protégés et des
bureaux, nous nous engagions à lui dé-
livrer un permis de construire dans les
60 jours!» La Ville est habilitée à déli vrer
elle-même le permis: malgré des oppo-
sitions, l’autorisation a été octroyée
dans les délais, et le projet s’est rapide-
ment réalisé. Ce qui prend parfois des
années de procédure dans une grande
agglomération peut se concrétiser à De-
lémont en quelques mois.

Le réaménagement de la place de la Gare, désormais libérée du trafic Photo: Pierre Montavon

de transit, a été la première réalisation emblématique de la Ville.
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Autre exemple, avec un projet en cours:
un géant orange souhaitait construire
un nouveau centre commercial. Dans la
conversation, le maire de Delémont,
Pierre Kohler, demande au représentant
de l’ investisseur si celui-ci serait inté-
ressé, en sus, de réaliser, pour le compte
du canton et de la ville, une salle de
spectacles et des logements. Il est inté-
ressé. Afin que la ville ait la maîtrise
d’un des terrains visés par cette opéra-
tion public/privé, un échange de parcel-
les est nécessaire. Il est finalisé en 
20 jours! «C’est l’avantage d’une petite
ville. Tout le monde se connaît. Il est
toujours possible de vite joindre un chef
de service cantonal ou même un con-
seiller d’Etat si besoin est.»
Des projets qui doivent façonner le De-
lémont de demain, l’urbaniste en dé-
nombre une quarantaine. Une quinzaine
sont déjà engagés. Ils concernent des
commerces, mais aussi des logements,
des constructions et des aménagements
publics. Ils s’ inscrivent dans le cadre
d’une politique d’urbanisation vers l’ in-
térieur, orientée vers la densification et
la réhabilitation des friches  urbaines au
centre-ville. Delémont n’a en quelque
sorte pas attendu la révision de la Loi fé-
dérale sur l’aménagement du territoire,
qui entrera en vigueur le 1er mai 2014,
pour mettre en place une politique vo-
lontariste afin de limiter le mitage.

Aide au projet plutôt que
police des constructions
Les promoteurs ne se pressent pas à
Delémont comme au bord du Léman.
Ils avaient même disparu pendant des
 années. «Quand certains sont revenus,
nous avons décidé de les aider et de les
accompagner tout au long de leurs pro-

jets», détaille Hubert Jaquier. «Ceci a
demandé un changement de pratique
dans l’administration – expressément
mentionnée dans le plan directeur de
1998. Mes prédécesseurs faisaient es-
sentiellement de la police des cons -
tructions. Un promoteur venait, nous lui
faisions savoir ce qui n’allait pas, puis
nous attendions qu’ il revienne avec son
projet modifié. Et parfois, il ne revenait
pas. Désormais, nous sommes dans
l’aide au projet. Il y a bien sûr des cadres
et des règles de référence, mais il faut
aussi savoir faire preuve de souplesse.
Nous avons développé de nouveaux 
instruments, fait mieux connaître les in-
tentions de la ville, anticipé et pris l’ ini-
tiative de la négociation et de la recher-
che de solutions, tout en montrant 
l’ex emple en tant que maître d’ouvrage.
Avant, nous pouvions passer trois ans à
discuter de détails, c’est terminé.»

Aide fédérale
aux agglomérations
Une administration réactive, un maire
dynamique doté d’un carnet d’adresses
étoffé, Pierre Kohler, ancien conseiller
d’Etat et ancien conseiller national, des
contacts facilités au sein d’une petite
ville ... Au chapitre des raisons du suc-
cès de Delémont, Hubert Jaquier n’ou-
blie pas l’aide fédérale aux aggloméra-
tions. «Nous bénéficions d’une aide fi-
nancière de 40% dans le premier projet,
de 35% dans le deuxième. Ces finance-
ments ont conforté nos politiques d’ur-
banisation du centre, et ont servi de
 levier dans le développement des pro-
jets d’ infrastructures publiques.» Ap-
préciation suffisamment rare pour être
men tion née, Hubert Jaquier qualifie de
«coup de génie» la politique des agglo-

mérations de la Confédération. Delé-
mont, qui a vu sa population augmenter
de 11266 à plus de 12 200 habitants de-
puis 2006, soit près de 1000 habitants
en plus, a l’ immense mérite de ne pas
avoir laissé passer le train.

Nouveau plan d’aménagement local,
«Delémont, cap sur 2030»
La Ville n’entend pas s’arrêter en si bon
chemin. Elle réfléchit déjà à sa stratégie
future au travers de son nouveau plan
d’aménagement local «Delémont, cap
sur 2030». L’ambition est clairement
énoncée de poursuivre et renforcer la
politique mise en place afin de position-
ner favorablement Delémont sur le ré-
seaux des agglomérations et des villes
suisses. Le Canton du Jura, qui soutient
cette politique, vient ainsi de déposer sa
candidature pour un projet de parc na-
tional d’ innovation en collaboration
avec les cantons voisins de Bâle-Cam-
pagne et de Bâle-Ville. Ce projet, qui
doit permettre au Canton du Jura de
s’arrimer au principal pôle national des
sciences de la vie, pourrait trouver un
ancrage dans le futur campus. Ce com-
plexe, qui accueillera environ 500 étu-
diants, s’érigera sur des terrains du pôle
de développement stratégique de la
gare, côté nord.
Au côté sud de la gare, la Municipalité a
déjà plusieurs projets ambitieux, dont
un centre de congrès, des bureaux, des
logements et des constructions publi-
ques, sur un espace de «Territoire de
confluence de l’agglomération» appelé
à devenir un des éléments phares de
Delémont pour les prochaines années
et décennies.

Vincent Borcard

DÉVELOPPEMENT TERRITORIAL

L’implantation des commerces au centre ville Photo: Ville de Delémont

et bientôt (en violet) au sud est de la gare.
Un campus, qui accueillera 500 étudiants, Projet: IPAS-HRS

construit à doit être proximité de la gare.
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Qualitative Stadtentwicklung 
in Delsberg lohnt sich
Dass die neue Ortsplanung der jurassischen Hauptstadt ein Erfolg wird, daran bestehen kaum
mehr Zweifel. Ausschlaggebend dafür waren eine klar definierte langfristige Sichtweise und 
pragmatisch konzipierte Projekte. Hubert Jaquier, oberster Raumplaner der Stadt, erläutert 
die Voraussetzungen für eine dynamische und effiziente städtische Raumentwicklung.

Die Stadt Delsberg hat ihre Entwicklung
selber in die Hand genommen. Der
Jura, während langer Zeit schlecht an
die Hauptverkehrsachsen angebunden,
rückt näher an die übrige Schweiz he-
ran: Nach Basel sind es mit dem Zug ge-
rade 35 Minuten (und bald nur noch 30),
und ab 2016 wird mit der Vollendung
der Transjurane der Anschluss ans Na-
tionalstrassennetz vollzogen. Für den
jurassischen Hauptort war es unum-
gänglich, seine Ortsplanungsstrategie
anzupassen und dynamischer zu gestal-
ten. Die Stadt meisterte diese Heraus-
forderung mit Bravour: 1998 wurde ein
ehrgeiziger kommunaler Richtplan ver-
abschiedet, der den Erhalt des Detail-
handels im Zentrum und die Neugestal-
tung der öffentlichen Räume als Grund-
sätze nannte. 

Klare Raumplanungsstrategie
Möglich wurde die Revitalisierung des
Stadtzentrums dank der Eröffnung ei-
ner neuen Entlastungsstrasse (route de
distribution urbaine), die einen grossen
Teil des Durchgangsverkehrs absorbierte
und damit im Zentrum mehr Raum für
Fussgänger und Radfahrer schuf. Auf na-
tionaler Ebene rückten diese Bemühun-
gen erstmals 2006 ins Rampenlicht, als
der Schweizer Heimatschutz Delsberg
dank «einer klaren Raumplanungsstrate-
gie sowie einer sorgfältigen und qualita-
tiv hochstehenden urbanen Entwick-
lung» den Wakkerpreis verlieh. Die Aus-
zeichnung galt namentlich dem Place de
la Gare, dem Aushängeschild der Dels-
berger Stadtentwicklung.
Um sich die nötigen Hilfsmittel für die
Umgestaltung in die Hand zu geben, de-
finierte die Stadt drei Prioritäten: ers-
tens Vorziehen der Planungsstudien
und -arbeiten, wobei eine dauerhafte
und langfristige Vision zum Tragen
kommt; zweitens Flexibilisierung und
Vereinfachung der Abläufe im Bauwe-
sen dank eines neuen Instruments, das
den traditionellen Quartierplan ersetzt;
drittens Beschränkung auf die wichtigs-
ten Regeln bei der Projektentwicklung,

um sich so einen gewissen Handlungs-
spielraum für die Diskussionen mit den
Promotoren zu verschaffen.

Knacknuss Detailhandel
Vor Ort, zwischen dem Place de la Gare
und der etwa 600 Meter entfernten Alt-
stadt, zeigen sich die Früchte der städti-
schen Ortsplanung in der jüngst erfolg-
ten Ansiedlung von Supermärkten und
Discountern. «Ursprünglich wären ei-
nige dieser Geschäfte lieber in die Peri-
pherie gezogen», erklärt Hubert Jaquier.
Doch die Stadt Delsberg, die umliegen-
den Gemeinden und der Kanton zogen
am gleichen Strick und entschieden sich
für den jetzigen Standort. Der Einzel-
handel soll sich im Zentrum entwickeln,
und die Gemeinden in der Umgebung
können ihr Ortsbild erhalten. «Einige
Promotoren reagierten verärgert und
drohten mit dem Wegzug. Doch sie ka-
men zurück, und wir konnten miteinan-
der reden. Unser Vorgehen bleibt das-
selbe: Macht der Promotor Vorschläge,
die nicht in unser Konzept passen, so
schlagen wir eine Alternative vor.»
Als Folge dieser Politik entwickelte die
städtische Verwaltung konkrete Pro-

jekte, die sie den Interessenten in Form
von Pflichtenheften vorlegte. Letztere
stellen in gewisser Weise lokalisierte
Richtpläne dar. Dieses neue Instrument
hat den Vorteil, dass man nicht den
Weg über die Quartierplanung nehmen
muss. Weil ein einfacher Baubewilli-
gungsantrag reicht, werden die Verfah-
ren flexibilisiert und beschleunigt. Ge-
wiss, die Anlagen im Stadtzentrum er-
fordern höhere Investitionen, und zwar
für die Promotoren wie auch für die
Stadt, welche die Infrastrukturausbau-
ten sicherstellen muss. Doch sind sie
auf lange Sicht rentabler, sorgen sie
doch laut Hubert Jaquier für eine spür-
bare und dauerhafte Verbesserung der
Attraktivität und Lebensqualität.

Baubewilligung in 60 Tagen
Hubert Jaquier führt als Beispiel einen
Investor an, der ohne Voranmeldung an
die Tür klopfte und die verfügbaren Par-
zellen zu besichtigen wünschte. «Später
erfuhren wir, dass der Investor im Auf-
trag eines Discounters handelte. Er inte-
ressierte sich für ein Grundstück in der
Nähe des Bahnhofs. Wir erklärten ihm
unsere Politik: Falls er die Bedingungen

Der heute verkehrsfreie Bahnhofsplatz Bild: Pierre Montavon

war der erste Meilenstein der Ortsplanung von Delsberg.
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des Pflichtenhefts (das auch öffentliche
Parkplätze und eine vierstöckige Liegen-
schaft umfasste, die neben dem Super-
markt auch Büros sowie seniorenge-
rechte und betreute Wohnungen beher-
bergt) erfüllen würde, würden wir uns
verpflichten, ihm innerhalb von 60 Ta-
gen eine Baubewilligung zu erteilen!»
Die Stadt ist ermächtigt, Baubewilligun-
gen selbst auszustellen. Deshalb wurde
das Projekt trotz Einsprachen innerhalb
der angekündigten Frist genehmigt und
anschliessend rasch realisiert. Das be-
weist: Verfahren, die in grossen Agglo-
merationen manchmal Jahre dauern,
können in Delsberg in ein paar Monaten
erledigt werden.
Als zweites Beispiel nennt Jaquier ein
laufendes Projekt: Ein Detailhandels-
konzern wollte ein neues Einkaufszen-
trum bauen. Im Laufe des Gesprächs
fragte der Stadtpräsident von Delsberg,
Pierre Kohler, den Vertreter des Inves-
tors, ob dieser Interesse daran habe, zu-
sätzlich – auf Kosten des Kantons und
der Stadt – einen Veranstaltungssaal so-
wie Wohnungen zu errichten. Der Inves-
tor war interessiert. Für diese öffentlich-
private Partnerschaft benötigte die
Stadt das Verfügungsrecht über ein be-
stimmtes Grundstück. Dies erforderte
einen Parzellentausch – welcher prompt
innert 20 Tagen über die Bühne ging!
«Das ist der Vorteil einer Kleinstadt: Je-
der kennt hier jeden. So ist es jederzeit
möglich, bei Bedarf rasch den Leiter ei-
nes kantonalen Amts oder sogar einen
Regierungsrat zu sprechen.»
Welche Projekte werden das Delsberg
von morgen prägen? Laut Hubert Ja-
quier liegen etwa 40 Vorhaben auf dem
Tisch. Rund 15 davon sind bereits auf

dem Weg. Sie betreffen Geschäfte, aber
auch Wohnungen, Bauten und öffentli-
che Anlagen. Alle sind sie Teil einer nach
innen gerichteten Urbanisierungspolitik,
die auf Verdichtung und die Sanierung
der urbanen Brachen im Stadtzentrum
abzielt. Bereits heute verfolgt Delsberg
eine Politik zur Eindämmung der Zer-
siedlung und hat damit in gewisser
Weise die Revision des Raumplanungs-
gesetzes, die am 1. Mai in Kraft tritt, vor-
weggenommen.

Projektunterstützung statt Baupolizei
Anders als am Genfersee geben sich
die Promotoren in Delsberg nicht die
Klinke in die Hand. Ein paar Jahre lang
glänzten sie sogar durch völlige Abwe-
senheit. «Als dann einige von ihnen zu-
rückkehrten, beschlossen wir, sie zu un-
terstützen und über das ganze Projekt
hinweg zu begleiten», erzählt Hubert Ja-
quier. «Dieses Vorgehen bedingte eine
Praxisänderung in der Verwaltung, was
im Richtplan von 1998 ausdrücklich er-
wähnt ist. Meine Vorgänger begnügten
sich im Wesentlichen mit ihrer Rolle als
Baupolizei. Wenn ein Promotor erschien,
wurde ihm erklärt, was alles nicht ging.
Dann wartete man darauf, dass er mit
 einem geänderten Projekt zurückkam.
Manchmal kam er gar nicht zurück.
Heute unterstützen wir die Projekte. Na-
türlich gibt es Rahmenbedingungen und
Bestimmungen, die eingehalten werden
müssen, aber man darf auch nicht zu
stur sein. Wir haben neue Instrumente
entwickelt, unsere Absichten deutlich
gemacht, in Verhandlungen und bei der
Suche nach Lösungen die Initiative er-
griffen – und sind als Bauherren mit gu-
tem Beispiel vorangegangen. Früher

feilschten wir zuweilen drei Jahre lang
an Details. Diese Zeiten sind vorbei.»

Bundeshilfe für die Agglomerationen
Eine wandlungsfähige Verwaltung; ein
dynamischer und gut vernetzter Stadt-
präsident in der Person des ehemaligen
Regierungs- und Nationalrats Pierre
Kohler; unkomplizierte Kontakte in einer
Kleinstadt, aber auch die Unterstützung
des Bundes für die Agglomerationen
trugen zum Erfolg von Delsberg bei.
«Wir haben vom Bund Finanzhilfen in
Höhe von 40 Prozent für das erste Pro-
jekt und von 35 Prozent für das zweite
erhalten. Diese Finanzierungen haben
unsere Urbanisierungspolitik für das
Stadtzentrum unterstützt und als Kataly-
sator für die Entwicklung der öffentli-
chen Infrastrukturprojekte gewirkt.» Die
Agglomerationspolitik des Bundes nennt
Hubert Jaquier schlicht einen «Genie-
streich» – ein seltenes Lob! Das grosse
Verdienst Delsbergs, dessen Bevölkerung
seit 2006 um fast 1000 auf über 12200 Ein-
wohnerinnen und Einwohner angewach-
sen ist, besteht darin, rechtzeitig auf den
fahrenden Zug aufgesprungen zu sein.

2030 als neuer Planungshorizont
Die jurassische Hauptstadt will den ein-
geschlagenen Kurs weiterverfolgen. So
wird über den neuen Ortsplan «Delé-
mont, cap sur 2030» («Kurs auf 2030»)
bereits an der zukünftigen Strategie ge-
feilt. Die bisherige Politik soll weiterge-
führt und verstärkt werden mit dem
Ziel, Delsberg im Verbund der Schwei-
zer Agglomerationen und Städte gut zu
positionieren. Der Kanton Jura, der
diese Politik unterstützt, hat vor Kurzem
seine Kandidatur für das Projekt eines
nationalen Innovationsparks in Zusam-
menarbeit mit den Nachbarkantonen
Basel-Landschaft und Basel-Stadt ein-
gereicht. Dieses Projekt, das dem Kan-
ton Jura eine Anbindung an das wich-
tigste schweizerische Life-Science-Zen-
trum ermöglichen würde, könnte sich
um den zukünftigen Campus herum
gruppieren. Dieser Komplex soll rund
500 Studierenden Platz bieten und auf
dem Gelände des strategischen Ent-
wicklungsschwerpunkts Bahnhof Nord
entstehen.
Auch für die Südseite des Bahnhofs be-
stehen bereits verschiedene ehrgeizige
Projekte, darunter für ein Kongress -
zentrum, Büros, Wohnungen und öffent -
liche Bauten. Das Gelände trägt den 
Namen «Territoire de confluence de 
l’agglomération» und soll in den kom-
menden Jahren und Jahrzehnten zu 
einem Wahrzeichen Delsbergs werden.

Vincent Borcard
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Ein Campus, der in der Nähe des Bahnhofs gebaut wird und Projektbild: IPAS-HRS

künftig für 500 Studentinnen und Studenten zugänglich ist.
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ohne Verzicht auf wertvolle Grünräume
ist die Grossüberbauung aus den 70er-
und 80er-Jahren in der Telli. In den vier
bis zu 50 Meter hohen Wohnzeilen le-
ben über 2000 Personen. Diese sind von
halböffentlichen Grünräumen umge-
ben, die mit dem Aareufer vernetzt sind
und so einen Naherholungsraum von
überdurchschnittlicher Qualität bilden.

Höchste Dichte in der Altstadt
Die höchste Dichte weist die historische
Altstadt auf. Die Siedlungsfläche pro
Person ist im städtischen Vergleich mit
65 m2 am kleinsten.Trotz geringen Sied-
lungsflächenverbrauchs liegt die Wohn-
fläche pro Person mit 49 m2 über dem
städtischen Mittel, und die Beliebtheit
der Altstadt als Wohnstandort ist hoch.
Die historische und dichte Altstadt bie-
tet ein unverwechselbares und belebtes
Wohnumfeld an zentraler Lage mit ei-

Quartierbezogene Verdichtung
Die durchschnittliche Wohnfläche pro
Person in der Stadt Aarau betrug 2013
48 m2. Die Unterschiede zwischen den
Quartieren sind gross: die Wohnfläche
pro Person beträgt im Gartenstadtquar-
tier Zelgli hohe 55 m2; im Quartier
Scheibenschachen, einem Reihen- und
Mehrfamilienhausquartier, nur 43 m2.
Die Siedlungsstruktur und somit die
räumlich wirksame Verdichtungsstrate-
gie sind jedoch durch das Verhältnis der
Siedlungsfläche pro Person eindeutiger
erkennbar. Zur berücksichtigten Sied-
lungsfläche zählen alle Wohn- und 
Arbeitszonen sowie alle Kern- und Zen-
trumszonen gemäss Nutzungsplan,
wie auch die angrenzenden Verkehrs-
wege.
In den Gartenstadtquartieren dem Zelgli
und Gönhard, welche mehrheitlich von
Stadthäusern mit grosszügigen priva-
ten Gärten geprägt sind, ist die Sied-
lungsfläche pro Person hoch und somit
die Dichte gering. Im Vergleich dazu ist
die Siedlungsfläche pro Person in den
zwei südlichen Quartieren Binzenhof
und Goldern, die mehrheitlich nach
Sondernutzungsvorschriften entwickelt
worden sind, geringer und die Dichte
höher. Die höhere Dichte geht dabei
nicht zulasten des Aussenraums, son-
dern wird durch das Bauen in die Höhe
erreicht.
Ein Paradebeispiel für eine hohe Dichte

Der Schweizerische Heimatschutz hat
die Verleihung des Wakkerpreises 2014
an die Stadt Aarau mit der differenzier-
ten und ortsbezogenen Verdichtungs-
strategie begründet. Die Stadt sucht ein
Gleichgewicht zwischen Pflege undWei-
terentwicklung der quartierspezifischen
Qualitäten. Mit der Revision des Bun-
desgesetzes über die Raumplanung
wurde die Forderung nach der Innen-
entwicklung der Siedlung verstärkt. Der
Druck auf das Siedlungsgebiet erhöht
sich durch das Bevölkerungswachstum
und den zunehmenden Bedarf an Wohn-
fläche pro Person. 
Den eingeschlagenen Weg weiterzuver-
folgen und die anstehenden Herausfor-
derungen zu meistern, bedürfen einem
geeigneten Instrumentarium. Mit der
Revision der Allgemeinen Nutzungs -
planung erneuert die Stadt das wich-
tigste Instrument in der Förderung einer
qualitätsvollen und massgeschneider-
ten Stadtentwicklung und legt die Stra-
tegien für die zukünftige räumliche Ent-
wicklung fest. Das 2013 neu eingeführte
Stadt monitoring, als ein wichtiges Be-
obachtungs- und Überprüfungsinstru-
ment, liefert wichtige Grundlagen für
die Formulierung der räumlichen Stra-
tegien. Es zeigt, dass eine qualitätsvolle
und massgeschneiderte Dichte nicht nur
zentrale raumplanerische Herausforde-
rungen meistert, sondern auch die Basis
für nachhaltigen Steuerertrag bildet.

Mehrwert dank Verdichtung
Villenquartiere bringen viel Steuerertrag, dachte man gemeinhin. Wird aber die überbaute Fläche
berücksichtigt, entpuppt sich das als falsch. Das steuerbare Einkommen pro Siedlungsfläche steigt
als Folge einer qualitätsvollen Verdichtung, trotz durchschnittlicher Einkommen der Bewohner.

Wohn- und Siedlungsfläche pro Person und Quartier in Aarau, 2013. Grafiken: zvg

Geschlossene Häuserzeile entlang der Halden 
in der Altstadt.
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nem hohen Kultur- und Freizeitangebot.
Da in der Altstadt nicht nur gewohnt,
sondern auch gearbeitet wird, ist die
Dichte der Nutzung noch wesentlich hö-
her. Die Durchmischung von Wohnen
und Arbeiten in der Siedlungszone der
Innenstadt begründet auch die grosse
Siedlungsfläche pro Person im Quartier.
Die Siedlungsfläche pro Person in den
Quartieren Hinterdorf, dem ehemaligen
Dorfkern des Stadtteils Rohr, und Schei-
benschachen fällt wegen der noch nicht
überbauten Areale Hinterfeld und Aare-
nau tiefer aus als erwartet. 
Da bebaubares Land ein knappes Gut
ist, rückt der Zusammenhang zwischen
der Bebauungsdichte und dem Ertrag,
der in einem Gebiet erwirtschaftet wird,
in den Vordergrund. Als Indikator für

den Ertrag der öffentlichen Hand gilt das
steuerbare Einkommen der natürlichen
Personen.
Üblicherweise gilt das steuerbare Ein-
kommen pro Person als Indikator bei
Vergleichen in Steuerfragen. Das durch-
schnittliche steuerbare Einkommen pro
Person ist in den Quartieren mit relativ
grosszügiger Bauweise in der Garten-
stadt (Zelgli, Gönhard und Goldern), im
Hungerber, einem südexponierten Ein-
familienhausquartier, sowie in der In-

nenstadt und im Rössligut, einem zen-
tralgelegenen Quartier mit Stadthäu-
sern und Villen, am höchsten. Dieser  Wert
impliziert unendliche Baulandreserven.
Bei einer Betrachtung, welche die
Knappheit des bebaubaren Landes mit
einbezieht, steht jedoch der Steuerertrag
pro Siedlungsfläche im Vordergrund. 
Erinnert man sich an die hohe Dichte in
der Altstadt, überrascht es nicht, dass
das höchste steuerbare Einkommen
pro Siedlungsfläche, trotz durchschnitt-
lichen steuerbaren Einkommens pro
Person, in der Altstadt erreicht wird. Der
Wert ist mit 596 Fr./m2 fast dreifach so
hoch wie das steuerbare Einkommen
pro Siedlungsfläche im Gartenstadt-
quartier Zelgli, dem Quartier mit dem
höchsten steuerbaren Einkommen pro
Person. Das höhere steuerbare Ein-
kommen pro Siedlungsfläche als Folge
 einer qualitätsvollen Verdichtung zeigt
sich auch exemplarisch an den zwei Gar-
tenstadtquartieren, die nach Sondernut-
zungsvorschriften entwickelt worden
sind (Binzenhof und Goldern), und ins-
besondere an der Telli.

Mehrwert der Verdichtungsstrategie
Die Ergebnisse des Stadtmonitorings
verdeutlichen die Verdichtungsstrategie
und zeigen den damit gekoppelten
Mehrwert. Es lassen sich Schlüsse zie-
hen, die auch für andere Städte und Ge-
meinden gelten können.
Erstens zeigt sich, dass die qualitäts-
volle Verdichtung einen wichtigen Bei-
trag zum haushälterischen Umgang mit
dem Boden leistet und sich positiv auf
die öffentlichen Einnahmen auswirkt.
Die mit der Dichte kosteneffizientere Er-
schliessungsinfrastruktur wirkt auch
ausgabeseitig und stellt einen weiteren
Kostenvorteil dar. Zweitens stärkt die

differenzierte Entwicklungsstrategie die
Vielfalt an Wohnquartieren mit unter-
schiedlichen Qualitäten. Damit ist die
Stadt für verschiedene Bevölkerungs-
gruppen und Altersklassen attraktiv. Die
Zufriedenheit der Aarauer Bevölkerung
mit ihrem Wohnort bestätigt dies und
verdeutlicht, dass qualitätsvolle und
massgeschneiderte Dichte die Lebens-
qualität im Quartier nicht beeinträchtigt.
Drittens wird die grosse Bedeutung der
Altstadt als multifunktionalen Quartiers
unterstrichen. Mit der Umleitung des
Durchgangsverkehrs und der stetigen
sorgfältigen Aufwertung durch die öf-
fentliche Hand und die Privaten wurde
die Altstadt in ihrer Rolle als identitäts-
stiftendes Zentrum für Stadt und Re-
gion, als zentraler Arbeitsort für viele
Beschäftigte und als belebtes Wohn-
quartier gestärkt. Die Auswertung der
Steuerdaten hebt auch die steuerpoliti-
sche Bedeutung hervor. 
Viertens entstehen mit der Umstruktu-
rierung der Wirtschaft teilweise grosse
und zentral gelegene Industriebrachen
und somit neue Verdichtungspotenziale.
Die Transformation dieser zentralen Ge-
werbe- und Industriezonen, beispiels-
weise im Torfeld Süd, zu dichten Wohn-
und Arbeitsquartieren erhöht den pla-
nerischen und steuerlichen Mehrwert
weiter. Die Entwicklung eines neuen
modernen Quartiers in Bahnhofsnähe
mit hoher Lebensqualität stärkt zudem
die Vielfalt und die Attraktivität der
Stadt. 

Dr. Marco Salvini, Projektleiter Stadtent-
wicklung Aarau

Infos:
www.aarau.ch/wakkerpreis
www.heimatschutz.ch/wakkerpreis
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Bild: Jiri Vurma

Steuerbares Einkommen pro Person und Quartier bzw. Grafik: zvg

pro Siedlungsfläche und Quartier in Aarau, 2013.
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Landschaft im 
Siedlungsraum
Die Sorge um den Erhalt der landschaft-
lichen Reize hat in der Schweiz den
 Boden für die Verschärfung der Raum-
planung geebnet. Im Grundsatz laufen
die eingeleiteten Massnahmen darauf
hinaus, das bestehende Siedlungsge-
biet baulich zu verdichten und dadurch
auf die Bebauung des übrigen Landes
weitestmöglich zu verzichten. Nun hebt
aber just einer den Warnfinger, der prin-
zipiell ein Verfechter dieser Strategie ist:
Hans Weiss, als seinerzeitiger erster Ge-
schäftsführer der gleichnamigen Stif-
tung und Doyen des schweizerischen
Landschaftsschutzes. «Im Städte- oder
Siedlungsbau werden landschaftliche
Aspekte kaum berücksichtigt, das ist ein
Fehler», sagt er mit Blick darauf, dass
der Druck auf das Siedlungsgebiet zu-
nimmt. «Dabei gilt es innerhalb des be-
bauten Raums erst recht, landschaftli-
che Qualitäten zu schützen oder zu
schaffen. Ein Landschaftsbild gibt es
überall – nicht nur dort, wo nichts ge-
baut ist, wie viele irrtümlich meinen.»

Quelle: Neue Zürcher Zeitung NZZ
Erscheinungsdatum:
10. April 2014, Seite 11

Marschhalt 
verlangt
Der Thurgauer Regierungs-
rat Jakob Stark wehrt sich
namens der nationalen
Baudirektorenkonferenz ge-
gen eine weitere Revision
des Raumplanungsgeset-
zes. Zuerst soll die be-
schlossene Änderung um-
gesetzt werden. Erst letzte
Woche hat der Bundesrat
das Raumplanungsgesetz
und die dazugehörige Ver-
ordnung auf den 1. Mai in
Kraft gesetzt. Schon im
Juni will er eine weitere Re-
vision in die Vernehmlas-
sung schicken; es geht um
eine eigentliche Totalrevi-
sion, inbegriffen Anpas-
sungen an die Energie-
wende und Bauten ausser-
halb der Bauzonen. Den
Kantonen, dem Schweizeri-
schen Städteverband und
dem Schweizerischen Ge-
meindeverband geht das

zu schnell. In einem gemeinsamen Brief
an Bundesrätin Doris Leuthard fordern
sie eine vorläufige Sistierung der Ver-
nehmlassung. Das Fuder werde überla-
den, sagte der Präsident der Bau- und
Umweltdirektorenkonferenz gegenüber
Radio SRF.

Quelle: Thurgauer Zeitung,
St. Galler Tagblatt 
Erscheinungsdatum: 9. April 2014

Wir wollen gegen 
innen wachsen
«Um die Frage, was wo gebaut werden
darf, geht es in der Ortsplanungsrevi-
sion in Uetendorf. Sie, Albert Rösti, ge-
wichten die Gemeindeautonomie sehr
hoch und ebenso das Recht der Ge-
meinden, sich räumlich zu entwickeln.
Die Einzonung von Bauland geht aber
fast immer auf Kosten des Kulturlan-
des. Das muss Ihnen als Bauernsohn
doch weh tun.»
«Politik ist oft eine Frage der Güterab-
wägung und ein Spagat zwischen zwei
entgegengesetzten Positionen. Was die
Ortsplanungsrevision betrifft, sind wir
im Gemeinderat überzeugt, dass wir
den Spagat meistern werden. Wir wol-
len die Bauzonen möglichst nicht an den
Siedlungsrändern vergrössern, son-
dern gegen innen wachsen. So haben
wir beispielsweise im Dorfkern noch
 Potenzial zur inneren Verdichtung. Das
Problem, das sich nicht nur in Uetendorf
stellt: Wenn kein neuer Wohnraum ge-
schaffen wird, nimmt die Zahl der Ein-
wohner mittelfristig ab, weil das Bedürf-
nis nach Wohnfläche steigt. Die Folge:
Die Gemeinde verliert Steuereinnah-
men.»

Quelle: Interview mit Albert Rösti (SVP) im
Thuner Tagblatt
Erscheinungsdatum: 10. April 2014

Mehr Zersiedelung 
wegen S-Bahn?
Der Zürcher Verkehrsverbund will die
Kapazität des S-Bahn-Netzes langfristig
erhöhen. Im Kanton Zürich käme es da-
durch kaum zu einer stärkeren Zersiede-
lung. Spürbarer wären die Folgen in den
Nachbarkantonen mit weniger restrikti-
ven Raumplanungsgesetzen, wie eine
Studie der ETH Lausanne zeigt. (...) Das
Bundesamt für Verkehr hat die EPFL be-
auftragt, zu klären, ob Stadtbewohner

dazu verleitet werden, weiter weg zu
ziehen, wenn sich die Fahrzeit von der
Peripherie ins Zentrum verkürzt. Oder
anders ausgedrückt, ob eine bessere Er-
schliessung mit dem öffentlichen Ver-
kehr die Zersiedelung fördert.
Die Studiengemeinschaft für Raumpla-
nung (CEAT) hat die Auswirkungen des
S-Bahn-Projekts für das Jahr 2030 un-
tersucht und einen signifikanten, aber
sehr geringen Zusammenhang zwi-
schen räumlichen Auswirkungen für
den Kanton Zürich und der Verbesse-
rung des öffentlichen Verkehrs festge-
stellt, wie es in der Mitteilung heisst. (...)
Das bessere S-Bahn-Angebot werde
sich eher durch eine räumliche Vertei-
lung des Bevölkerungswachstums aus-
wirken, als tatsächlich die Struktur des
Raumes verändern. Dafür gebe es zwei
Gründe: Zum einen sei die raumplaneri-
sche Entwicklung im Kanton Zürich
durch den kantonalen Richtplan mit
Festlegungen und Wachstumsgeschwin-
digkeit der Bauzonen stark einge-
schränkt. Zum Zweiten führe ein besse-
res öV-Angebot nicht nur zu einer Verla-
gerung der Siedlungsentwicklung in die
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Randgebiete, sondern zu einer Verdich-
tung des Siedlungsgebiets um die Halte-
stellen.

Quelle: Limmattaler Zeitung/MLZ
Erscheinungsdatum: 10. April 2014

Viertelstunden Takt
zwischen Städten
Immer wieder wird eine bessere Vernet-
zung von Raumplanung und Verkehr
gefordert. Nun legt das Bundesamt für
Verkehr dar, wie das Raumkonzept
Schweiz und der Bahnausbau in Ein-
klang gebracht werden sollen. Die
Grundlagen für den Ausbauschritt 2025
bis 2030 der Bahn, der bis 2018 dem Par-
lament vorgelegt werden muss, enthält
eine Langfristperspektive für das Fahr-
planangebot. Diese sieht Viertelstun-
dentakte des Fernverkehrs auf den Ach-
sen Genf–Lausanne–Montreux, Thun–
Bern, Bern–Basel, Bern–Zürich–Winter-
thur, Zürich–Basel, Zürich–Brugg und
Zürich–Luzern vor. Laut dem Bundesamt

für Verkehr lässt sich daraus nicht ablei-
ten, dass auf all den Linien bis 2030 tat-
sächlich jede halbe Stunde ein schneller
Zug verkehrt. Indessen werde ein sol-
ches Angebot dort für sinnvoll erachtet,
in anderen von Zersiedelung bedrohten
Räumen jedoch nicht. Mit dieser Per-
spektive stärkt der Bund die Bande in-
nerhalb der Städteachse am Genfersee
und des erweiterten Städtevierecks zwi-
schen Bern, Basel, Zürich und Luzern.
Viertelstundentakte sieht der Bund auch
für die Kernbereiche der S-Bahnen
Genf, Lausanne, Bern, Basel, Luzern,
Zürich, St. Gallen und  Tessin vor. Letzte-
res entspricht den Planungen mehrerer
betroffener Kantone. 

Quelle: NZZ Online
Erscheinungsdatum: 11. April 2014

Densification et 
diverses stratégies
Densifier. C’est l’un des slogans les plus
entendus après les récentes votations
populaires sur les  résidences secondai-
res (initiative Weber) et l’aménagement
du territoire, sans parler de celle sur
l’immigration. Plutôt que d’éparpiller la
population sur le territoire, regardons
d’abord ce que l’on peut faire pour con-
centrer l’habitat dans les villes. Cette vo-
lonté s’affiche autant à droite qu’à gau-
che. Mardi, les Verts ont présenté leur
stratégie pour densifier intelligemment
les régions urbaines en y ménageant
des espaces verts rendant la vie agréa -
ble. Voici quinze jours, l’Union suisse
des arts et métiers (USAM), que l’on ne
peut soupçonner de connivence avec
les écologistes, a délivré un message
très similaire. S’ il y a convergence d’ob-
jectifs, il y a en revanche divergence de
moyens. Coprésidente des Verts, Adèle
Thorens Goumaz annonce le dépôt de
plusieurs interventions parlementaires
lors de la session spéciale de mai. L’une
demande que «les communes ne puis-
sent prévoir de nouveaux terrains à
 bâtir qu’après avoir étudié et exploité le
potentiel de densification existant». Il
s’agit de préserver les terres cultivables
en développant les centres, par exem-
ple «en ajoutant un étage dans les quar-
tiers qui s’y prêtent ou en créant de l’ha-
bitat groupé». L’exemple de la tour
Taoua à Lausanne, refusée en votation
populaire, montre selon elle que «les
tours ne sont pas la meilleure manière
de densifier». 

Source: Le Temps
Date de parution: 23 avril 2014

Pas de 
souplesse
«Les plans d’agglomération
sont en danger», lance
Jacqueline de Quattro, la
cheffe du Département du
territoire et de l’environne-
ment. En cause, l’ordon-
nance d’application de la Loi
fédérale sur l’aménagement
du territoire (LAT), publiée
mercredi par le Conseil fé-
déral et qui entrera en vi-
gueur le 1er mai. Le texte ne
reprend pas toutes les pro-
messes faites aux Vaudois
par la conseillère fédérale
Doris Leuthard pendant la
campagne sur la loi fédé-
rale.
La levée de boucliers des
Cantons lors de la présenta-
tion du projet d’ordonnance,
l’automne dernier, a permis
d’obtenir quelques ajuste-
ments. Ainsi, jusqu’à ce que
leurs plans directeurs soient
avalisés par le Conseil fédé-
ral, les Cantons ne seront
pas obligés de compenser
tout de suite la mise en zone
à bâtir de terrains utilisés
pour des équipements pu-
blics urgents (école ou hôpi-
tal par exemple).
«Rien n’est prévu explicite-
ment pour les pôles de loge-
ment dans les aggloméra -
tions, regrette la conseillère d’Etat. La
Confédération ne peut pas d’un côté
donner une bonne note au PALM (ndlr:
projet d’agglomération Lausanne-Mor-
ges), et le prétériter par cette ordon-
nance! Les spécificités du développe-
ment de notre canton, avec son extraor-
dinaire croissance démographique et
économique, ne sont pas toujours per-
çues à Berne.» Jacqueline de Quattro a
eu l’occasion de s’en expliquer hier au-
près de la directrice de l’Office fédéral
de l’aménagement du territoire, Maria
Lezzi. De nouvelles rencontres sont pré-
vues. Pour éviter un blocage des projets
d’agglomération, la conseillère d’Etat
souhaite les intégrer directement dans
le Plan directeur cantonal (...). «Si le
Plan directeur cantonal est contraire à la
Loi fédérale sur l’aménagement du ter-
ritoire, il sera retoqué; je souhaite donc
dialoguer avec la Confédération de ma-
nière constructive», affirme la ministre. 

Source: 24 heures
Date de parution: 5 avril 2014
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SIEDLUNGSENTWICKLUNG

nutzten Reserven. Auf diese Weise kön-
nen ausserdem attraktive Landschaften
und Landwirtschaftsraum vor Überbau-
ungen geschützt werden. Es ist deshalb
wichtig zu wissen, welche Reserven für
die Innenentwicklung vorhanden sind.
Zudem gilt es, die richtigen Strategien zu
wählen und die entsprechenden Mass-
nahmen in die Wege zu leiten. Eine sys-
tematische Identifizierung und Bewer-
tung der Reserven findet in vielen Ge-
meinden noch nicht statt. Für die Aus -
arbeitung einer Strategie zur Förderung
der Innenentwicklung gibt es jedoch Hil-
festellungen.

Zyklischer Prozess
in vier Phasen
Siedlungsentwicklung nach innen ist
vor allem dann erfolgreich, wenn sie als
zyklischer Prozess verstanden wird. Will

Ungenutzte oder untergenutzte
Reserven aktivieren
Durch die primäre Entwicklung von Frei-
flächen am Siedlungsrand wie sie in der
Vergangenheit in vielen Gemeinden er-
folgte, ergibt sich nicht selten eine un-
günstige Dichteverteilung zwischen Orts-
kern und Siedlungsrand. Es entwickeln
sich Siedlungen abseits bestehender
Versorgungsmöglichkeiten und Infra-
strukturen sozialer, technischer und
verkehrlicher Art. Siedlungsentwicklung
nach innen findet heute zwar statt. Aller-
dings beschränkt sie sich auf wenige,
bestens erschlossene, gut vermarktbare
und zentrale Lagen. 
Was also lässt sich tun, um Ortskerne
und Wohnquartiere aufzuwerten und
bestehende Infrastrukturen besser aus-
zulasten? Eine Möglichkeit ist die Akti-
vierung von ungenutzten oder unterge-

Die Gemeinden in der Schweiz wachsen
nicht nur in Bezug auf die Einwohner-
zahlen und die Arbeitsplätze, sondern
auch in der Fläche. Um Zersiedlung und
Flächenbrauch zu minimieren, gilt es,
innere Reserven zu nutzen – nicht erst
seit der Revision des Raumplanungsge-
setzes. Viele Gemeinden stecken je-
doch in einem Dilemma: Sie verfügen
über Flächenreserven am Siedlungs-
rand, während ihre Reserven im Kern-
bereich blockiert sind. Nicht selten bleibt
so der Vorsatz «Innen- vor Aussenent-
wicklung» auf der Strecke – mit den be-
kannten Nebeneffekten wie diffuse
Stadträume, teure Erschliessung und
ein weiterhin hoher Flächenverbrauch.
Für die Gemeinden gilt es, die Initiative
zu ergreifen, um eine qualitativ überzeu-
gende Siedlungsentwicklung nach in-
nen umzusetzen.

Dichte gestalten,
Qualität erhalten
Die Identifizierung und Bewertung der inneren Reserven ist die Grundlage für eine überzeugende
Siedlungsentwicklung nach innen. Dabei gilt es, neben den quantitativen auch qualitative Kriterien
zu berücksichtigen. Und: Eine gute Strategie wertet Quartiere massgeschneidert auf.

Mit dem Ergänzungsbau wird gleichzeitig das Wohnumfeld aufgewertet. Bilder: Ernst Basler + Partner
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eine Gemeinde ihre inneren Reserven
stärker nutzen, so kann sie dies in vier
Phasen aktiv angehen. 
Analyse: Die Entwicklungsmöglichkei-
ten innerhalb des Siedlungsgebietes
werden quantitativ ermittelt und quali-
tativ hinsichtlich ihrer Eignung für eine
Siedlungsentwicklung nach innen be-
wertet. Die Analyse kann zum Beispiel
in einem sogenannten Potenzialplan zu-
sammengefasst werden, welcher eine
Übersicht über die vorhandenen Reser-
ven einer Gemeinde gibt.
Strategie: Die ermittelten Potenziale
werden in eine Strategie überführt, wel-
che – unter Berücksichtigung der spezi-
fischen Qualitäten der einzel-
nen Quartiere sowie der pla-
nerischen Zielsetzungen der
Gemeinde – das Ausmass
und die Art der Innenentwick-
lung für das gesamte Ge-
meindegebiet definiert. Diese
Strategie kann in einem Stra-
tegieplan zusammengefasst
werden.
Umsetzung: Die Strategie
wird in ein umsetzbares Set
von Massnahmen übersetzt.
Aus den möglichen formellen
und informellen Instrumen-
ten zur Umsetzung der angestrebten
Entwicklung werden geeignete defi-
niert. Die beschlossenen Massnahmen
können im Umsetzungsplan und in 
einer Umsetzungsagenda dargestellt
werden.
Controlling: Die Wirksamkeit und Qua-
lität der getroffenen Massnahmen wer-
den regelmässig überprüft, und bei 
Bedarf wird das Massnahmenpaket 
angepasst.
Der Vorteil einer solchen Herangehens-
weise liegt darin, dass in jeder Phase
ein diskutierbares Zwischenergebnis
vorliegt. Dadurch können Anpassungen
und Korrekturen im Laufe des zykli-
schen Prozesses besser begründet und
transparent dargestellt werden. 

Potenziale analysieren
und Eignung beurteilen
Mittlerweile bestehen unterschiedliche
Ansätze, um die quantitativen Poten-
ziale der Siedlungsentwicklung zu iden-
tifizieren. Die von der ETH Zürich entwi-
ckelte «Raum+»-Methodik, die in meh-
reren Kantonen bereits Anwendung ge-
funden hat, ist eines der bekanntesten
Beispiele dafür. «Raum+» ist ein techni-
sches und dialogorientiertes Werkzeug
zur Ermittlung und Bewertung von Flä-
chenpotenzialen. Es gibt jedoch auch
kantonsspezifische Ansätze, wie etwa
das Bauzonenanalysetool des Kantons
Luzern (Lubat). Die Analysetools haben

in der Regel eines gemein-
sam: Anhand verschiedener
Indikatoren zur Raumnutzung
wie beispielsweise der Ein-
wohner- und Arbeitsplatz-
dichte oder der realisierten
Geschossfläche erhalten die
Gemeinden Hinweise zu ihrer
Bebauungs- und Dichtestruk-
tur und entsprechend zu ih-
ren quantifizierbaren Ent-
wicklungsreserven.
Die quantitative Betrachtung
stellt jedoch nur eine Grund-
lage einer Innenentwick-

lungsstrategie dar. Eine zentrale Bedeu-
tung kommt der qualitativen Einschät-
zung der identifizierten Reserven zu.
Denn ob sich ein Quartier überhaupt für
eine weitere Entwicklung eignet, ist in
der Planungspraxis relevanter als die
Ermittlung theoretisch vorhandener
Entwicklungsreserven. Zudem wird in
quantitativen Analysen eine Reihe wich-
tiger Themen oft nicht bearbeitet, ob-
schon es sich meist um Aspekte handelt,
die von den Gemeinden sehr gut einge-
schätzt werden können. Ist eine Ent-
wicklung verträglich mit dem Ortsbild?
Bleiben bei einer Verdichtung ausrei-
chend Freiräume erhalten? Kann die
Versorgung des Quartiers sichergestellt
werden? Dies sind Fragestellungen, die

die Gemeinden auf Quartiersebene be-
antworten können. 
Eine Bewertung der ermittelten Poten-
ziale anhand eines Kriteriensets ermög-
licht es, die tatsächlichen Entwicklungs-
möglichkeiten präziser abzuschätzen.
Neben der Bewertung des Ortsbildes,
der Freiraumstruktur und der Versor-
gung können unter anderem auch Krite-
rien wie Gebäudetypologie, Bebau-
ungszustand, Gebäudealter sowie pla-
nungsrechtliche Rahmenbedingungen
und Realisierungschancen beurteilt
werden.

«Gute Eignung» und «grosse
Reserven» müssen aufeinandertreffen
Entscheidend ist jedoch die Überlage-
rung von quantitativer und qualitativer
Analyse. Erst bei einer integralen Be-
trachtung zeigt sich, wo Eigenschaften
wie «gute Eignung» und «grosse Reser-
ven» aufeinandertreffen. Andererseits
zeigt die Überlagerung auch Problem-
bereiche auf. Erstens dort, wo eine sehr
gute Eignung besteht, aber keine Reser-
ven vorhanden sind, und zweitens dort,
wo grosse Reserven vorhanden sind,
sich eine Siedlungsentwicklung nach
 innen jedoch nicht empfiehlt. In beiden
Fällen muss die Gemeinde aktiv wer-
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Oben ein gutes Beispiel einer kompakten Siedlungsentwicklung (Entwicklung im Bestand), unten ein Beispiel einer ungünstigen Dichtever-
teilung (Konzentration auf Freiflächenentwicklung).

Eine Arbeitshilfe
Der Kanton Luzern hat für seine Ge-
meinden eine Arbeitshilfe erstellt.
Sie beschreibt detailliert, wie eine
Strategie zur Siedlungsentwicklung
nach innen ausgearbeitet werden
kann. Die vier Arbeitsschritte Ana-
lyse, Strategie, Umsetzung und Con-
trolling werden anhand von Praxis-
beispielen aus dem Kanton Luzern
illustriert.

Link zur Arbeitshilfe: 
www.tinyurl.com/kd6wjr7

Es ist
wichtig zu
wissen,
welche
Reserven
für die

Entwicklung
nach innen
vorhanden
sind.
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den – fördernd respektive regulierend –,
um eine attraktive und kompakte Sied-
lungsentwicklung anzustreben.

Teilräumliche Entwicklungsstrategien
und kommunale Gesamtstrategie
Siedlungsentwicklung nach innen kann
auf unterschiedlichen Wegen realisiert
werden. Die ortsspezifischen Rahmen-
bedingungen für die Planung und Um-
setzung müssen berücksichtigt werden.
Ein- und Mehrfamilienhausgebiete oder
Gewerbegebiete bedürfen unterschied-
licher Herangehensweisen. Vom behut-
samen Umgang mit bestehenden Struk-
turen – unter Erhalt von Identität und
Stadtbild – bis hin zur Neuentwicklung
auf bislang unbebauten Flächen besteht
jedoch ein breites Spektrum an mögli-
chen Entwicklungsstrategien. Die Ge-
meinde ist gefordert, Entwicklungsstra-
tegien zu formulieren, welche die indivi-
duellen Qualitäten ihrer Quartiere be-
rücksichtigen. Diese Strategien können
sich in ihren Anwendungssituationen
sowie in ihrer Wirkung auf das Ortsbild,
die Nutzungsmischung oder die quanti-
tative Entwicklung unterscheiden. Mög-
lich ist beispielsweise eine Differenzie-
rung nach den Ansätzen Bewahren/Er-
neuern, Weiterentwickeln, Umstruktu-
rieren und Neuentwickeln.

Das Zusammenspiel der einzelnen, die
Quartiere betreffenden Ansätze führt
schliesslich zu einem Entwurf eines die
ganze Gemeinde betreffenden Strate-
gieplans. Weil die Entwicklungsstrate-
gien jeweils aus den Quartieren her -
geleitet wurden, ist es notwendig, die 
Entwicklungsvorstellungen gesamtkom-
munal abzustimmen. Der Strategieplan
bildet einen langfristigen Orientierungs-
rahmen für die Siedlungsentwicklung.

Priorisieren und aktiv
mitgestalten
Ein Strategieplan zeigt das Spektrum an
Entwicklungsmöglichkeiten für die je-
weilige Gemeinde auf. Aufgrund be-
grenzter Ressourcen können oft nicht
alle Strategien gleichzeitig umgesetzt
werden. Es müssen kurz-, mittel- und
langfristige Prioritäten für die Entwick-
lung gesetzt werden. Das Priorisieren
von Quartieren ist eine zentrale Voraus-
setzung, um die wichtigsten Projekte
der Gemeindeentwicklung rasch umset-
zen zu können. 
Die Umsetzung der Gesamtstrategie ist
zudem wesentlich davon abhängig,
welche Planungs- und Umsetzungsin-
strumente eingesetzt werden. Zur Ver-
fügung steht ein breites Set an formel-
len wie informellen Instrumenten. Die

Wahl der richtigen Instrumente hängt
dabei von den jeweiligen Planungs -
zielen ab. Generell kann man hierbei
zwischen einer eher politisch-kommu-
nikativen und einer eher planerisch-
konzeptionellen Ausrichtung unter-
scheiden. Während z.B. Leitbilder und
Masterpläne dazu dienen können, Ent-
wicklungsvisionen zu generieren und
die Öffentlichkeit und Politik in Pla-
nungsprozesse zu integrieren, stellen
z.B. sogenannte Landumlegungsver-
fahren ein streng formalisiertes Ver -
fahren dar, um raumplanerische und
grundeigentümerverbindliche Voraus-
setzungen zur Umsetzung eines Projek-
tes zu schaffen. 
Eine Strategie zur Siedlungsentwick-
lung nach innen sollte möglichst früh
Eingang in die Planungen der Ge-
meinde finden. Nur dann kann sie als
Orientierungsrahmen für nachfolgende
Gemeindeplanungen wirken.

Magnus Gocke und Andrea Meier, Ernst
Basler + Partner

Informationen:
www.raumplus.ethz.ch
www.rawi.lu.ch/themen/siedlungsentwicklung
www.ebp.ch
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Ortskernbeauftrage entgegen. Schliess-
lich führte Moser Gespräche mit der
kantonalen Denkmalpflege und der kan-
tonalen Wirtschaftsförderung.

Potenzialstudie mit
verschiedenen Varianten
Basierend auf den Ergebnissen der ers-
ten Gespräche liess die Gemeinde eine
Potenzialstudie mit diversen Varianten
für die Dorfkernentwicklung ausarbei-
ten. Diese wurde den Eigentümern, der
Denkmalpflege und der Öffentlichkeit
präsentiert. Der Gemeinderat beschloss
daraufhin, die Dorfkernentwicklung auf
zwei Bereiche, West und Ost, zu konzen-
trieren. Der Planungsperimeter umfasst
insgesamt neun Grundstücke mit einer
Gesamtfläche von 4000 m2. Die Ge-
meinde will dabei im Sektor West als
 Investorin auftreten und die Gemeinde-
verwaltung ins Gebiet des denkmalge-
schützten Chrämerhus verlegen. Das ge-
samte Investitionsvolumen für den Sek-
tor West beträgt rund 10,7 Mio. Fr.
Zwischen Herbst 2009 und Herbst 2011
folgte die intensivste Zeit für den Orts-
kernbeauftragten. Im Mittelpunkt stand

Ortskernbeauftragten. Der frisch Pensio-
nierte ist in Ruswil aufgewachsen und
kennt die Leute – optimale Vorausset-
zungen, um Gespräche mit sämtlichen
Grundeigentümern im Zentrum zu füh-
ren. In erster Priorität sollte er diejeni-
gen im Ruswiler Ortskern kontaktieren,
in zweiter Priorität mit jenen im Zentrum
des Ortsteils Rüediswil sprechen. Der
Rüediswiler Ortskern ist in der Zwi-
schenzeit aufgewertet worden: Im März
2012 öffnete der «Rottalmärt» seine
 Türen. Er beherbergt neben der Migros-
filiale als Ankermieterin einen Coiffeur-
salon, eine Dennerfiliale sowie eine Bä-
ckerei mit integriertem Café und bietet
mit der benachbarten Metzgerei ein um-
fassendes Konsumgüterangebot.
Die ersten Gespräche mit den Grundei-
gentümern im Ruswiler Dorfkern führte
Moser im Winter 2008/2009. «Es ging
darum, zu erfahren, in welchem Zu-
stand sich die Liegenschaften befinden,
welches die Zukunftspläne der Grundei-
gentümer sind, und ob sie allenfalls be-
reit wären, die Liegenschaft zu verkau-
fen», erzählt Moser. Auch ihre Anliegen
an die Gemeinde nahm der Ruswiler

Ruswil – eine ländliche Gemeinde im
Luzerner Rottal, rund 14 Kilometer von
Sursee und 18 Kilometer von Luzern
entfernt – hat einen Dorfkern von natio-
naler Bedeutung. Doch er bereitet, wie
viele Ortskerne in anderen Gemeinden
auch, zunehmend Sorgen: Die Liegen-
schaften sind vom Verfall bedroht, die
Bedeutung als Ort der Begegnung
nimmt ab, und die Verkehrsbelastung
steigt. Der Handlungsbedarf ist seit
Jahrzehnten erkannt. In der 6700-See-
len-Gemeinde wird bereits der fünfte
Anlauf zur Aufwertung des Dorfkerns
unternommen. Das aktuelle Projekt ist
so weit fortgeschritten wie keines zuvor.
Dies hat auch damit zu tun, dass der Ge-
meinderat einen Ortskernbeauftragten
ernannte. Walter Moser hat die Funktion
seit Herbst 2008 inne.

In Ruswil aufgewachsen
und gut vernetzt
Die Idee, eine zusätzliche Ansprechper-
son zu ernennen, welche die unter-
schiedlichen Interessen der Grundei-
gentümer ergründet und vermitteln
kann, kam von der Ortsplanungskom-
mission, als sie sich mit der Umsetzung
des neuen Siedlungsleitbildes befasste.
Der Gemeinderat ernannte mit Walter
Moser einen richtigen «Rusmeler» zum

«Es braucht ein
gemeinsames Vorgehen»
Grundeigentümer sind bei der Erneuerung von Ortskernen zentrale Stakeholder. Der Ruswiler
Gemeinderat hat deshalb einen Beauftragten ernannt, der ihre Interessenlagen ergründet und als
Vermittler auftritt. Walter Moser sorgte dafür, dass das Ortskernprojekt vorankam.

Der Ortskernbeauftragte Walter Moser im Zentrum von Ruswil. Bild: Philippe Blatter

Walter Moser
Der 66-Jährige promovierte Volks-
wirtschafter war bis Ende 2001 Bank-
leiter der damaligen Volksbank Rus-
wil AG (heutige Valiant) und danach
Vertreter Kantone in der Projektlei-
tung «Neuer Finanzausgleich» und
Leiter der entsprechenden Fachstelle
bei der Konferenz der Kantonsregie-
rungen. Ende März ging er in Pen-
sion. Moser war zudem zwölf Jahre
Mitglied des Luzerner Kantonsrates.
Sein Mandat als Ortskernbeauftrag-
ter von Ruswil dauert noch bis 2016.
Er ist ausserdem Mitglied der Pla-
nungskommission Dorfkernerneue-
rung. pb
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das «Zusammenraufen der betroffenen
Grundeigentümer». Dabei waren die
Ausgangslagen ganz unterschiedlich –
hinsichtlich des Sanierungsbedarfs der
Liegenschaften, aber auch punkto Risi-
kobereitschaft und Zukunftsabsichten
der Eigentümer. «Einige wollten nichts
investieren und waren mit den Mieter-
trägen zufrieden – sie betrachteten
diese als Altersvorsorge», erzählt Mo-
ser. Andere Eigentümer hätten das Ar-
gument ins Feld geführt, eine Sanierung
respektive ein Neubau mache nur Sinn,
wenn auch die Nachbarn «etwas ma-
chen» würden. Im Verlauf der Zeit ver-
änderte sich die Situation. Bei einer Lie-
genschaft kam es zu einem Eigentümer-
wechsel, und die Eigentümer im Sektor
Ost zogen einen externen Berater bei.
«Ich bin dort nicht mehr weitergekom-
men. Es brauchte einen Impuls von aus-
sen», blickt Moser zurück.

Die Eigentümer stimmen einheitlichen
Verkehrswertschatzungen zu
Der Durchbruch gelang Moser schliess-
lich, indem sich alle betroffenen Grund-
eigentümer bereit erklärten, einheitliche
Verkehrswertschatzungen durchzufüh-
ren. Diese sind Grundlage für die Auftei-
lung der Planungskosten und der späte-
ren Verkaufserlöse. Im November 2011
unterzeichneten die Gemeinde und die
betroffenen Grundeigentümer, die sich
zu einer Interessengemeinschaft zu-
sammengeschlossen hatten, eine Ver-
einbarung für einen Studienauftrag.
Dessen Ziel: Die Ortskernerneuerung
sollte den ortsplanerischen, architekto-
nischen und denkmalpflegerischen Be-
dürfnissen Rechnung tragen und allen
Grundeigentümern eine Bebauung er-
möglichen, die für Gewerbe-, Dienst-
leistungs- und Wohnnutzungen attrak-
tiv ist. Es folgte ein Wettbewerb auf Ein-
ladung, dessen Kosten die Denkmal-
pflege (65000 Franken), die Gemeinde
(32500 Franken) und die betroffenen
Grundeigentümer (32500 Franken) über-
nahmen.

Die Bevölkerung
sagt knapp Ja
Ein Gremium, in dem auch Vertreter der
Grundeigentümer Einsitz hatten, beur-
teilte die Ergebnisse des Studienauf-
trags. Ende 2012 wurden die Eingaben
der Architekturbüros, mit Fokus auf das
Siegerprojekt, präsentiert. Mit 1461 Ja
gegen 1124 Nein-Stimmen sprachen
sich die Ruswiler Stimmbürger am 
3. März vergangenen Jahres schliess-
lich für die Erneuerung des Dorfkerns
aus. Sie stimmten damit der «Erneue-
rung des Dorfkerns gemäss dem Sie-
gerprojekt des Architekturwettbewer-

bes», dem Standort des Gemeindehau-
ses im Dorfkern West (Gebiet Chrämer-
hus), einem Planungskredit für die Rea-
lisierung des Dorfkerns West mit Ge-
meindehaus von 455 000 Franken und
dem Einbringen eines Parkplatzes durch
die Gemeinde, gegen Erhalt von einer
noch auszuhandelnden Anzahl Park-
plätze in einer Autoeinstellhalle im Dorf-
kern Ost, zu.

Sektor Ost kommt voran,
Verzögerung im Sektor West
Mittlerweile sind die Planungen für die
beiden Sektoren unterschiedlich weit
fortgeschritten. Die Grundeigentümer
des Sektors Ost haben im vergangenen
Herbst ein Zentralschweizer Unterneh-
men gefunden, das die geplante Zen-
trumsentwicklung umsetzen wird und
gleichzeitig als Investor auftritt. Die Bau-
eingabe soll noch vor den Sommerfe-
rien erfolgen.
Die Weiterentwicklung des Sektors
West, wo die Gemeinde als Investorin
auftreten will, ist hingegen ins Stocken
geraten. Die Urnenabstimmung über
den Baukredit war für den 18. Mai ge-
plant. Sie wurde nun auf ein späteres
Datum verschoben. Grund dafür ist ge-
mäss Mitteilung des Gemeinderats,
«dass der Sanierungsbedarf für das
Chrämerhus höher ist als angenom-
men». Vertiefte bautechnische Abklärun-
gen hätten ergeben, dass verschiedene
Gebäudeteile und die Statik des Chrä-
merhus in einem schlechten Zustand
seien, was die Sanierung verteuern
werde. Gleichzeitig kommen die Auto-
ren eines bauhistorischen Gutachtens
zum Schluss, dass ein Abbruch des
denkmalgeschützten Gebäudes nicht

möglich ist. Einerseits erfülle das Chrä-
merhus eine wichtige Funktion hinsicht-
lich des national geschützten Ruswiler
Ortsbildes, andererseits sei es auch be-
züglich seiner Bausubstanz ein wichti-
ger Zeuge einer vergangenen Epoche.

Der Gemeinderat hält
an seiner Strategie fest
Das Chrämerhus ist damit der Knack-
punkt der Dorfkernerneuerung. «Dass
es nicht abgerissen werden darf, ist in
der Bevölkerung umstritten», sagt Mo-
ser. Dem versucht der Gemeinderat, der
trotz neuer Ausgangslage an seiner
Strategie festhält, entgegenzuwirken. In
einer kürzlich erschienenen dreiteiligen
Artikelserie im «Anzeiger vom Rottal»
wurde die Geschichte des Chrämerhus
erzählt und dessen Bedeutung aufge-
zeigt. Für den Ruswiler Gemeinderat ist
klar: Die Totalsanierung des Chrämer-
hus ist untrennbar mit der gesamten
Dorfkernerneuerung verbunden. «Eine
Abkehr von dieser Strategie hätte zur
Folge, dass für die Gemeinde auf Jahre
hinaus jede Einflussnahme im Ortskern
verloren ginge.»
Dass die langersehnte Dorfkernerneue-
rung bald zustande kommt, hofft natür-
lich auch der Ortskernbeauftragte. Trotz
der derzeitigen Unsicherheit zieht er
eine positive Zwischenbilanz seiner Tä-
tigkeit. «Dank frühzeitiger Einbindung
der verschiedenen Akteure konnten an-
gepasste Lösungen gefunden und Kon-
flikte und Blockaden vermieden wer-
den.» Für Moser steht fest: «Es braucht
ein gemeinsames Vorgehen.»

Philippe Blatter

So soll das Dorfzentrum von Ruswil in Zukunft Bild: Architektenbüro Lussi+Halter Partner AG

aussehen. Links der Bildmitte das denkmalgeschützte Chrämerhus.
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Betrieb waren. Bei diesem Pumpentyp
sind Schaufelrad und Elektromotor voll-
ständig ins hinaufzupumpende Wasser
eingetaucht. «Die durchschnittliche Le-
bensdauer solcher Unterwasserpum-

pen liegt bei zehn bis zwölf
Jahren», sagt Daniel Wett-
stein, Bauamtsvorsteher und
Brunnenmeister in Othmar-
singen. Es musste damit ge-
rechnet werden, dass eine
Pumpe plötzlich stillstehen
könnte. «Da unsere Trinkwas-
serversorgung zu über 90%
am Pumpwerk Hasli hängt,
galt es, vorausschauend zu

planen. Wir entschlossen uns daher
2012, vom Pumpenbauer Häny AG in
Jona (SG) eine  Abklärung durchführen
zu lassen», so Wettstein. Es macht Sinn,
solche Pumpenchecks, die vom Verein
InfraWatt gefördert werden (siehe Inter-
view), in Auftrag zu geben. Denn die

etwa acht Prozent des Aufwands aus-
machen. «Der gros se Rest entfällt auf
die Stromkosten für den Betrieb», sagt
Müller und rät, bei jeder Neuanschaf-
fung oder Sanierung eines Pumpwerks
eine detaillierte Evaluation
vorzunehmen, um die zum
Teil beträchtlichen Sparpo-
tenziale auszureizen. Dabei
gilt es, nicht nur die Pumpe,
sondern auch den Antrieb
unter die Lupe zu nehmen.
Müller: «Der Ersatz von alten
durch optimierte Pumpen
lohnt sich finanziell praktisch
immer. Zudem kann Infra-
Watt diese Investition dank Geldern des
Bundesamts für Energie mit einem Bo-
nus belohnen.»
Genau in dieser Situation sah sich die
Gemeinde Othmarsingen, wo im Pump-
werk Hasli zwei sogenannte Unterwas-
sermotorpumpen mit Baujahr 2000 in

Trinkwasser aus jedem Hahn – dieser
Luxus ist in der Schweiz selbstver-
ständlich. Doch nur in Berggemeinden
fliesst das kostbare Nass dank dem na-
türlichen Gefälle von selbst aus den
Quellen ins Reservoir. An den meisten
Orten muss mit Pumpen nachgeholfen
werden – erst recht, wenn Grund- oder
Seewasser die Basis der Trinkwasser-
versorgung bildet.
«Diese Pumpen verbrauchen viel Ener-
gie», sagt Ernst Müller, Geschäftsleiter
des Vereins InfraWatt, der die Energie-
produktion und -effizienz von Abwasser,
Abfall, Abwärme und Trinkwasser för-
dert. In der Tat ist die Wasserversor-
gung mit einem Anteil von knapp einem
Viertel am Stromverbrauch der mit Ab-
stand grösste kommunale Strom fresser.
Dieser hohe Energieverbrauch zeigt sich
darin, dass die Kosten für Anschaffung
und Wartung einer Grundwasserpumpe
über die Lebensdauer gerechnet nur

Der Pumpencheck spart Strom
Trinkwasserpumpen sind der grösste Stromfresser im kommunalen Bereich. 
Eine vom Verein InfraWatt finanziell unterstützte Abklärung zeigt Sparpotenziale auf 
und ermöglicht eine langfristig sinnvolle Pumpwerkplanung.

Nicht nur die Pumpen selbst, sondern auch die Elektroantriebe sollten alle fünf bis zehn Jahre Bilder: InfraWatt

auf Optimierungsmöglichkeiten geprüft werden.

Der Ersatz 
alter Pumpen
lohnt sich
praktisch 
immer.
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kom plizierten Messvorrichtungen und
das spezifische Know-how sind in den
 wenigsten Gemeinden vorhanden. Der
Check ergab für beide Pumpen zu -
sammen einen Jahresverbrauch von
321000 kWh. Bei Pumpe I bestand ein
Effizienzpotenzial von 16,7%, bei Pumpe
II von 12,7%. Summiert betrug die mög-
liche Einsparung 48 000 kWh pro Jahr
oder – bei einem Preis von 0,15 Franken
pro Kilowattstunde – 7200 Franken. Al-
lerdings handelt es sich beim Sparpo-
tenzial, das mit einem solchen standar-
disierten Pumpencheck errechnet wird,
nicht um reale Werte, sondern um einen
theoretischen Wert, der beim Einbau
der bestmöglichen Pumpe zu erwarten
wäre. Erst wenn sich eine Gemeinde
aufgrund des Pumpenchecks für neue
Pumpen entscheidet, werden genaue
Offerten eingeholt, die ausgewählten
Pumpen auf die lokalen Verhältnisse
ausgelegt und eingebaut.

Dank neuer Pumpen spart 
Othmarsingen jährlich 5600 Franken
«Aufgrund der Messdaten haben wir
entschieden, kein Billigprodukt, son-
dern Pumpen mit ausgezeichneter  Ma-
terialqualität, langer Lebensdauer und
hohem Wirkungsgrad anzuschaffen –
was sich am Ende auch positiv auf die
Stromeffizienz auswirkt», sagt Wett-
stein. So können nun Jahr für Jahr Ein-

sparungen bei den Stromkosten erzielt
werden. Doch der Auslöser für die Neu-
anschaffung sei nicht nur die Strom-
rechnung gewesen, sondern auch das
Alter der Pumpen und weiterer Installa-
tionen, so der Brunnenmeister: «Wir ha-
ben deshalb an der Einwohnergemein-
deversammlung vom Juni 2013 mit
dem gleichen Verpflichtungskredit auch

den Ersatz der in die Jahre gekomme-
nen Softstarter der Pumpen sowie die
Erneuerung der Verkabelungen be-
schlossen, die nicht mehr den Vorschrif-
ten entsprachen.» Inzwischen sind die
beiden neuen Pumpen installiert und in
Betrieb. Nach Auskunft von Reto Bau-
mann, Produktmanager der Häny AG,
ergab die Nachüberprüfung bei Pumpe I

Im März 2011 hat InfraWatt den Pum-
pencheck ins Leben gerufen: Was wurde
mit diesem Instrument erreicht?
Nachdem wir die Strategie auf die
 rasche Realisierung von Energiepo -
tenzialen angepasst haben und vor
 allem mit Pumpenherstellern zusam-
menarbeiten, konnten wir bis im letz-
ten September insgesamt 369 Projekte
fördern und damit eine Stromein -
sparung von 2,1 Milionen kWh erzie -
len. 

Wie gleist man als Gemeinde einen
Pumpencheck auf?
Entweder die Wasserversorgung ver-
langt bei einem Pumpenersatz vom Her-
steller oder Planer einen Pumpencheck
gemäss den Unterlagen auf unserer
Website, oder der Trinkwasserverant-
wortliche der Gemeinde schickt uns ein
Mail, und wir nehmen dann Kontakt mit
ihm auf.

2,1 Millionen kWh eingespart
Die meisten Hersteller bieten den Pumpencheck im Rahmen einer Offerte gratis an.
Je nach Sparpotenzial werden von InfraWatt Beiträge von 250 bis 1000 Franken bezahlt.

Ernst Müller, 
Geschäftsführer Verein InfraWatt.

Trinkwasserpumpen sind der grösste Stromverbraucher im Gemeindebudget. 
Der Pumpencheck von InfraWatt zeigt Sparpotenziale auf.

Was kostet ein Pumpencheck?
Die meisten Hersteller bieten diesen
Pumpencheck im Rahmen einer Offerte
kostenlos an, denn wir können ihnen 
im Realisierungsfalle einen finanziellen
Beitrag zurückerstatten. 

Gibt es einen Förderbeitrag für die
 Anschaffung neuer Pumpen?
Ja, wir können bei Einsparungen von
unter 1000 kWh pro Jahr pauschal 
250 Franken an die Gemeinde auszah-
len, bei 1000 bis 10 000 kWh 500 Fran-
ken und bei 10 000 bis 30 000 Kilowatt-
stunden 1000 Franken. Bei grösseren
Einsparungen berechnen wir den Bonus
individuell, wir haben für ein Grosspro-
jekt auch schon über 80 000 Franken
ausbezahlt. Die Gemeinde muss uns für
die Auszahlung des Bonus lediglich eine
Kopie der Auftragserteilung sowie den
Pumpencheck oder die Offerte des Her-
stellers einreichen. eko

Informationen: 
www.infrawatt.ch/de/node/62
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eine Einsparung von 24800 kWh und bei
Pumpe II eine Einsparung von 12500 kWh
pro Jahr. Bei einem Preis von 15 Rap-
pen pro kWh entspricht das jährlich 
insgesamt 5600 Franken – oder rund
67000 Franken über eine Lebensdauer
von zwölf Jahren. Zudem erhält die Ge-
meinde vom Verein InfraWatt einen Bo-
nus. Gekostet haben die beiden Pumpen
samt Elektromotoren je 20 000 Franken.

Eine passgenaue Offerte für 
Notfälle macht Sinn
Generell sei ein Pumpencheck alle fünf
bis zehn Jahre sinnvoll, sagt Baumann:
«Diese Messungen des Betriebs zeigen,
ob es zu Verschleiss gekommen ist und
inwiefern eine Pumpe noch sauber ar-
beitet.» Ausserdem wachsen viele Ge-
meinden und brauchen mehr Wasser,
oder ein Industriebetrieb zieht weg und
der Wasserverbrauch sinkt, sodass sich
die Parameter der Trinkwasserversor-
gung verändern. «Dann sind die Pum-
pen nicht mehr auf die tatsächlichen Ver-
hältnisse abgestimmt und laufen dem-
entsprechend nicht mehr mit dem opti-
malen Wirkungsgrad.» Beim Check
erheben die Messtech niker alle relevan-
ten Daten vor Ort. Anschliessend wird
der Zustand der Pumpe  genau punkto
Auslegung, Mechanik und Motor be-

rechnet und in einem aus führlichen Be-
richt beschrieben. Baumann: «Diese Da-
ten ermöglichen denTrinkwasserversor-
gern eine verantwortungsvolle Pla-
nung.» Insbesondere geht es um fol-
gende Fragen: Wann soll eine Pumpe
revidiert werden? Wann muss sie ersetzt
werden? Welche Rückstellungen müs-
sen dafür gebildet werden? Zeigt sich,
dass das Lebensende einer Pumpe bald
erreicht ist, ist es laut Baumann sinnvoll,
eine passgenaue «Offerte für alle Fälle»
erstellen zu lassen. Denn fällt eine
Pumpe plötzlich aus, muss sie möglichst
rasch ersetzt werden. «Aus diesem
Grund fehlt bei einer Havarie die Zeit für
eine sorgfältige Analyse, und in der Not
installiert man ein nicht optimal ausge-
legtes Produkt», warnt Baumann.

Pumpenmotoren werden dank 
strenger Vorschriften immer effizienter
Die Pumpenchecks zeigen aber auch,
dass keineswegs alle alten Pumpen
schlecht sind. So waren etwa im Stufen-
pumpwerk Burg in Liestal zwei trocken
aufgestellte Hochdruckpumpen in Be-
trieb. Bei solchen Pumpen sind Schau-
felrad und Motor getrennt vom zu pum-
penden Wasser platziert. Dieses wird
mit einem Zuflussrohr in die Pumpen
hinein- und mit einem Steigrohr wieder

herausgeleitet. Bei der älteren Pumpe
im Stufenpumpwerk Burg handelte es
sich um ein in präziser Handarbeit ge-
fertigtes Sulzer-Qualitätsprodukt von
1963, bei dem keine energetische Ver-
besserung möglich war. Die Pumpe
hatte aber das Ende ihrer Lebensdauer
erreicht und musste deshalb altershal-
ber ersetzt werden. «An diesem Beispiel
sieht man, dass zum Teil auch ältere
 Modelle einen optimalen hydraulischen
Wirkungsgrad erreichen», sagt Bau-
mann. Die jüngere der beiden Liestaler
Pumpen war dagegen ein Billigprodukt
mit Baujahr 1989. Hier liess sich eine Ein-
sparung von 23% erreichen – das ent-
spricht 10280 kWh oder 1542 Franken
pro Jahr bei einem Preis von 15 Rappen
pro kWh. Die beiden neuen Pumpen kos-
teten je 9900 Franken. Zeigt ein Pumpen-
check, dass eine alte Pumpe nicht ersetzt,
sondern bloss revidiert werden muss,
kann mit einem Ersatz des alten Elektro-
motors in vielen Fällen trotzdem eine
signifikante Stromeinsparung erzielt
werden. Baumann: «Die Fortschritte bei
den Elektromotoren sind angesichts der
europaweit immer strengeren Effizienz-
vorschriften rasant.»

Elias Kopf
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noch zusätzliche Nachweise erbracht
werden, so ist die Einhaltung der ge-
setzlichen Auflagen im Energiebereich
aufzuzeigen. Der Trägerverein Energie-
stadt klärt aktuell ab, wie das Verfahren
zur Erfüllung von ISO 50001 vereinfacht
werden kann.

Stefanie Huber, Geschäftsstelle Träger-
verein Energiestadt

Informationen und Referate:
www.energiestadt.ch
www.citedelenergie.ch
www.cittadellenergia.ch

nahmenplan mit messbaren Zielen bis
ins Jahr 2020. Für die Umsetzung auf re-
gionaler Ebene arbeitet der CoM mit
Partnerprogrammen zusammen, zu de-
nen auch Energiestadt gehört. «Mit den
lokal tätigen Energiestadt-Beraterinnen
und -Beratern, dem regionalen Erfah-
rungsaustausch und den Umsetzungs-
hilfen bringen wir die nötigen Instru-
mente in die Gemeinden, um sie bei der
Erreichung ihrer Ziele zu unterstützen»,
sagt Barbara Schwickert, Präsidentin
desTrägervereins Energiestadt. Lausan-
nes Energiebeauftragte Georges Ohana
zeigte an der Veranstaltung auf, wie
wichtig für Lausanne die Mitwirkung
und die Vernetzung in verschiedenen
Initiativen wie Energiestadt und CoM
ist, um die Energiewende vorwärtszu-
bringen.

ISO 50001 – Transparenz schaffen
Einen anderen Weg geht Buchs SG. Das
lokale Elektrizitätswerk trug mit der kon-
sequenten Umsetzung von ISO 50001
wesentlich zur Goldzertifizierung der
Energiestadt Ende 2013 bei. Das Ener-
giemanagementsystem ISO 50001 ist
eine internationale Norm für systemati-
sches Energiemanagement in Organisa-
tionen in Firmen, aber auch Behörden.
Durch den Aufbau eines umfassenden
Energiecockpits wurden in Buchs nicht
nur alle Mitarbeitenden aktiv in den
Energiemanagementprozess mit einbe-
zogen, sondern es wurde auch Transpa-
renz hinsichtlich Zielen, Einsparungen
und Effizienzgewinnen geschaffen. So
ist eine aktive Mitgestaltung der Ener-
giewende für alle Einwohner in Buchs
möglich und sichtbar. 
Das Label Energiestadt erfüllt bereits
viele der Anforderungen für eine Zertifi-
zierung nach ISO 50001. Es müssen aber

Die Nähe zur Bevölkerung, welche die
Gemeinden auszeichnet, ist unentbe hr -
lich, um Bevölkerung und Wirtschaft 
für Energieeffizienz und erneuerbare
Energien zu gewinnen. Auch auf euro-
päischer Ebene ist die Bedeutung der
Gemeinden für die Umsetzung der
Ener giewende erkannt worden: Das be-
weisen Initiativen wie der Covenant of
Mayors (CoM) der Europäischen Union
EU, wo sich die beteiligten Städte frei-
willig zur Steigerung der Energieeffi-
zienz und Nutzung nachhaltiger Ener-
giequellen verpflichten. 
Dank der langjährigen Erfahrung ist
Energiestadt ein wertvoller Partner
auch bei der Umsetzung der europäi-
schen Energiewende. Schweizer Ener-
giestädte bringen mit ihrem oft langjäh-
rigen Leistungsausweis viel Wissen ein,
das nicht nur im eigenen Land geschätzt
wird. Unter dem Titel «Energiestadt als
Wegweiser kommunaler Energiepolitik
in Europa» zeigte die Fachveranstaltung
im Rahmen der Mitgliederversamm-
lung des Trägervereins Energiestadt
vom 9. Mai 2014 in Lausanne auf, wie
die Zusammenarbeit mit diesen Initiati-
ven funktioniert und wie sich die An-
sätze ergänzen und gegenseitig unter-
stützen.

Beitrag zu europäischen Klimazielen
Gastgeber Lausanne, Träger des Labels
Energiestadt Gold, ist selber Mitglied
des Covenant of Mayors (CoM). Die Un-
terzeichner des CoM setzen sich das
Ziel, die energiepolitischen Vorgaben
der Europäischen Union zur Reduzie-
rung der CO2-Emissionen um 20 Prozent
bis zum Jahr 2020 noch zu übertreffen.
Für die Teilnahme braucht es eine Ener-
giebilanz für die Gemeinde und  darauf
aufbauend einen genehmigten Mass-

Wegweiser für Energiepolitik
Energiestädte sind auf dem richtigen Weg, wenn es um die Energiewende geht. Energiestadt 
arbeitet mit europäischen Partnerinitiativen zusammen. An der Mitgliederversammlung wurde
betont, wie wichtig die Vernetzung ist, um die Energiewende vorwärtszubringen.

Assemblée générale

Le rôle déterminant des communes
vers la transition énergétique est re-
connu au niveau européen, ce qui se
reflète dans les initiatives telles que
la Convention des Maires et le sys-
tème de gestion de l’énergie, ISO
50001. Lors de l’Assemblée générale
de l’Association Cité de l’énergie le 
9 mai 2014, la collaboration avec ces
initiatives complémentaires a été dé-
montrée par les exemples de la Ville
de Lausanne, Cité de l’énergie GOLD
et signataire de la Convention des
Maires, et par le fournisseur d’éner-
gie de la Ville de Buchs, qui a contri-
bué de manière décisive à l’obten-
tion du label Cité de l’énergie GOLD
en mettant en œuvre les normes ISO
50001. Ces villes montrent que les Ci-
tés de l’énergie sont bien préparées
pour contribuer aux objectifs énergé-
tiques aussi à l’échelle européenne.

Stefanie Huber
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Réforme des rentes:
démontrer les répercussions
L’ Association des Communes Suisses (ACS) soutient l’avant-projet de réforme de la prévoyance
vieillesse 2020. Elle exige toutefois que les répercussions sur le système social soient
démontrées. Les communes et les villes sont également concernées par la réforme.

Protection de l’adulte et de l’enfant

L’ACS estime que l’avant-projet de ré-
forme de la prévoyance vieillesse 2020
est susceptible d’atteindre les objectifs
visés. Elle accueille favorablement
l’ idée d’une approche globale, mais at-
tire encore l’attention sur le fait que les
répercussions de la réforme sur le sys-
tème social doivent être prises en
compte globalement. «La pression ac -
tuelle exercée sur les coûts des cantons
resp. des communes et des villes en rai-
son de la forte augmentation des pres -
tations complémentaires et de l’aide 
sociale est considérable et doit être ré-
duite», relève l’ACS dans sa prise de po-
sition. Par conséquent, il y a lieu de veil-
ler à ce que les promesses de presta -
tions actuelles et futures ne soient pas
faites au détriment des générations à
venir.
L’ACS défend le principe selon lequel les
rentes ne doivent pas être diminuées,
mais que l’assainissement doit être ef-
fectué principalement par une hausse
des cotisations, une durée de cotisations
plus longue ainsi que le relèvement des
primes et des impôts. Il ne faut pas 

oublier non plus que les communes et
les villes – en leur qualité d’employeur –
seraient également concernées par la
révision du fait de cotisations, d’impôts,
etc. plus élevés. «Les conséquences fi-
nancières de la réforme doivent être
présentées de manière ouverte et plau-
sible, pour que la viabilité financière de
la révision puisse être vérifiée». C’est
pourquoi l’ACS exige que le projet soit
complété avec les bases correspondan-
tes. Par ailleurs, elle approuve la flexibi-

lisation du prélèvement de la rente, tout
comme du reste l’adaptation progres-
sive du taux minimal de conversion
dans la prévoyance professionnelle. Et
l’ACS d’ insister: «Toutes ces mesures ne
doivent toutefois pas se traduire par
une diminution des rentes et ainsi géné-
rer des coûts supplémentaires au ni-
veau de l’aide sociale et des prestations
complémentaires». C’est pourquoi les
mesures de compensation proposées
sont indispensables. pb

L’ACS approuve l’orientation de l’ initia-
tive parlementaire «Publication des me-
sures de protection des adultes». Celle-
ci exige que les autorités de protection
de l’adulte aient l’obligation «d’ infor-
mer l’office des poursuites au lieu de
domicile de la personne concernée au
sujet de l’existence ou de la suppression
d’une mesure de protection de l’adulte».
Par ailleurs, elle souhaite que l’ informa-
tion soit inscrite dans le registre des
poursuites. L’ACS approuve une publi-
cation dans un extrait du registre des
poursuites. Elle propose toutefois que
les autorités de protection de l’adulte in-
forment également les services de la
population. Cela est nécessaire pour que
les services des habitants qui étaient 
responsables de l’établissement des 
attestations de capacité civile jusqu’à la
mise en vigueur des nouvelles mesures

lorsqu’elles sont en contact régulier
avec des enfants dans l’exercice de leur
profession et ne sont pas soumises au
secret professionnel. L’ACS approuve
l’élargissement de l’obligation d’an-
nonce. Elle salue également la disposi-
tion selon laquelle les personnes soumi-
ses au secret professionnel, p. ex. les
médecins, puissent aviser plus rapide-
ment. En même temps, l’ACS attire l’at-
tention sur le fait que la densité norma-
tive plus élevée dans le domaine de la
protection de l’enfant augmente la com-
plexité et rend plus difficile l’exécution
pour les autorités concernées au niveau
communal. Elle exige par conséquent
que le contenu de la loi soit réduit à l’es-
sentiel et demande que la Confédération
et les cantons donnent aux autorités 
et personnes spécialisées des informa -
tions ciblées et proposent de l’aide. pb

de protection de l’adulte au 1er janvier
2013 puissent continuer à fournir cette
prestation de service à l’avenir égale-
ment.

Meilleure protection de l’enfant contre
l’exploitation et les abus
L’ACS a par ailleurs donné son avis au
sujet de la modification du Code civil
suisse en matière de protection des en-
fants. La modification se fonde sur la
motion «Protection de l’enfant face à la
maltraitance et aux abus sexuels» da-
tant de 2008. Aux termes du droit en vi-
gueur, seuls les professionnels qui tra-
vaillent avec des enfants sont tenus de
signaler les cas de maltraitance et
d’abus sexuels sur des enfants dont ils
ont connaissance dans le cadre de leur
activité. Cette obligation doit désormais
être élargie aux personnes spécialisées

Le conseiller fédéral Alain Berset veut assurer les rentes avec une réforme. Photo: màd
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Le secrétariat de l’Association des Communes Suisses
vend les adresses postales, les adresses cour riels 
(e-mails) ensemble avec les pages d’accueil (homepages)
de toutes les communes suisses. Les adresses peuvent
être achetées au format Excel ou sous forme d’étiquettes
autocollantes et peuvent être triées par cantons, régions
linguistiques et nombres d’habitants.  

Communiquer de manière ciblée
grâce aux 

adresses
des communes

Association des Communes Suisses, Laupenstrasse 35, 3001 Berne, 
tél. 031 380 70 00, administration@chgemeinden.ch

Plus d’ information avec un   abo supplémentaire
Abonnements supplémentaires de la « Commune Suisse » pour 40 (au lieu de 90) francs pour des 
communes membres de l’Association des Communes Suisses et tous les abonnés. 

Association des Communes Suisses, Laupenstrasse 35, 3001 Berne, tél. 031 380 70 00, administration@chgemeinden.ch
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Un engagement ciblé pour
des communes performantes
En 2013, l’Association des Communes Suisses (ACS) a, entre autres, rédigé 29 prises de position,
publié un guide pour la revitalisation des centres de localités et a (co)organisé trois congrès.
Un grand succès est l’ intégration des communes dans la nouvelle Loi sur l’énergie.

Au cours de l’année passée, le dévelop-
pement territorial a été un thème politi-
que prioritaire de l’ACS. En ce qui con-
cerne la votation fédérale sur la révision
de la Loi sur l’aménagement du terri-
toire, l’ACS a préconisé le «oui» car, du
point de vue communal, les avantages
qu’elle présente sont prédominants, par
exemple les mesures pour la préserva-
tion de la qualité du paysage, la création
de marges de manœuvre pour le déve-
loppement économique et le maintien
de terres cultivables suffisantes pour
l’agriculture. Après l’acceptation de la
proposition par le peuple, l’ACS s’est in-
vestie dans le cadre des groupes de tra-
vail, notamment dans ceux qui s’occu-
pent de l’élaboration de l’Ordonnance
sur l’aménagement du territoire, des di-
rectives techniques sur le redimension-
nement des zones à bâtir et du renou-
vellement des guides de la planification
directrice dans les cantons.

Encourager les villes et les communes
à lancer des projets de revitalisation
Dans la procédure de consultation rela-
tive à la nouvelle Ordonnance
sur l’aménagement du terri-
toire, l’ACS a demandé de
nombreux ajustements: il lui
manque une vue d’ensemble,
la mise à contribution des com-
pétences cantonales et com-
munales est trop grande, et les
obligations d’ informer sont
trop étendues. L’ACS s’est en
particulier intéressée à la
«densification du milieu bâti
vers l’ intérieur». En collabora-
tion avec l’Union suisse des
arts et métiers, elle a publié le
guide «Revitalisation des cen-
tres de villes et de localités»,
qui peut être téléchargé sur
www.chcommunes.ch. A partir
des enseignements tirés des
onze exemples pratiques, cinq
critères de succès et dix re-
commandations d’action pour
la revitalisation des centres
ont été formulés. Selon l’ACS,
le guide doit encourager les

villes et les communes à lancer des pro-
jets de revitalisation.

Les communes sont mentionnées
dans la nouvelle Loi sur l’énergie
En janvier 2013, l’ACS a élaboré des po-
sitions sur la Stratégie énergétique
2050 de la Confédération. Une partie
d’entre elles a été intégrée dans les pri-
ses de position sur la Stratégie Réseaux
électriques et sur deux autres proposi -
tions de politique énergétique de la
Confédération. L’ACS s’est par ailleurs
engagée à définir clairement le rôle de
plus en plus important pour les commu-
nes dans le domaine de l’énergie. A ce
propos, l’ inclusion des communes dans
la nouvelle Loi sur l’énergie prévue
dans le message du Conseil fédéral
peut être considérée comme un grand
succès de l’ACS: «La Confédération et
les cantons coordonnent leur politique
énergétique et tiennent compte des ef-
forts consentis par les milieux économi-
ques et par les communes», dit l’art. 5.
Et dans l’art. 11: «Les cantons élaborent,
avec le soutien de la Confédération, un

concept de développement des éner-
gies renouvelables, notamment de la
force hydraulique et de la force éo -
lienne. Ils assurent une participation
adéquate des communes et des milieux
concernés.» L’ importance particulière
du niveau communal dans la législation
de la Confédération sur l’énergie est
ainsi prise en compte.

Echange réciproque
du savoir disponible
Lors de réunions, l’ACS informe sur les
solutions et expériences réalisées par
certaines communes, de manière pro-
fessionnelle. Ceci permet un échange ré-
ciproque du savoir disponible. En 2013,
trois réunions ont eu lieu ayant suscités
un vif intérêt: en juin, dans le cadre de
l’Assemblée générale à Berne, le con-
grès «Communes et économie – ensem-
ble pour des sites forts», en septembre à
Olten le congrès «Politique de santé
communale – un service public pareil
pour tout le monde» ainsi qu’en novem-
bre, également à Olten, ensemble avec
la Conférence Suisse des Secrétaires

Municipaux et l’Union des
villes suisses, le congrès
«Gérer ou se faire gérer par
les médias – comment les
villes et les communes com-
muniquent». De plus, en
juin, a lieu la 21e édition de
Suisse Public. L’ACS est par-
tenaire de patronage de
cette exposition profession-
nelle suisse pour les collecti-
vités publiques et les admi-
nistrations publiques, qui a
lieu tous les deux ans.
L’ACS a rénové début 2013
son site Web. En même
temps, la newsletter men -
suelle a elle aussi été remo-
delée. La «Commune Suisse»
a fêté l’année dernière un
double jubilé: l’anniversaire
de ses 50 ans et celui du 
500e numéro. pb

Rapport annuel:
www.tinyurl.com/p5tr7zd

L’ACS s’engage au niveau fédéral Photo: www.wikipedia.ch

en faveur des intérêts des communes.
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Villes cyclables 
Le prix de la ville la plus cyclophile a
été attribué le 9 mai, à l’occasion des
Bike Days de Soleure. Au total, 28 vil-
les ont pu figurer au classement, dans
la mesure où elles ont été évaluées
par 130 personnes au moins. dba

Classement 2013 
Petites villes (<29 999 habitants)
1. Burgdorf
2. Zuchwil
3. Soleure

Villes moyennes (de 30 000 à 99 999)
1. Coire
2. Köniz
3. Bienne

Grandes villes (>100 000)
1. Winterthour
2. Bâle
3. Berne

Informations: 
www.villes-cyclables.ch

jourd’hui déjà de nombreux avantages.
Un point demeure inchangé: les villes
suisses les plus cyclophiles sont aléma-
niques. Il faut noter que Bienne est la
ville romande la mieux notée et rem-
porte la médaille de bronze des villes
moyennes. Par ailleurs, Neuchâtel et
Fribourg sont entrées dans le classe-
ment des villes moyennes. Pour ce qui
est des grandes villes, Lausanne et Ge-
nève sont classées juste avant Zurich,
qui est en dernière position. 
A l’exception de Bienne, toutes les vil-
les bien notées (note supérieure à 4) se
 situent en Suisse alémanique. Le son-
dage a rencontré un fort succès en
Suisse romande: Genève a récolté plus
de sondages que Bâle, et Lausanne en
a enregistré trois fois plus que la ville
de Winterthour.

Daniel Bachofner, Pro Velo

vélo, les raisons à cela étant nombreu-
ses: un bon réseau de transports en
commun, le mauvais temps ou, dans
bien des endroits, la topographie. Ceux
qui sortent régulièrement leur bicyclette
voient les choses autrement: pour eux,
le fait de pouvoir atteindre sa destina-
tion rapidement, par la voie la plus di-
recte, est considéré comme un atout in-
égalable.

Suisse alémanique plus cyclophile, 
la romandie participe davantage
Le bien-être des cyclistes a été évalué
notamment à travers la question: «Puis-
je bien circuler à vélo ici?» Sur cet
aspect, les réponses renvoient un reflet
plus positif que la moyenne des catégo-
ries du sondage. Cela signifie que les
participants ont profité du sondage sur
les villes cyclables pour émettre des cri-
tiques et des souhaits, tout en déclarant
que la conduite à vélo présente au-

La plupart des villes peuvent se réjouir
d’avoir été mieux notées en 2013 que
lors des sondages précédents, en 2005 et
en 2009. Les questions sont structurées
autour de six catégories: climat général,
sécurité, confort, réseau cyclable, sta -
tionnement et importance accordée au
vélo. Le réseau cyclable reçoit la meil-
leure évaluation, ce qui signifie surtout
que les conditions préliminaires sont là
pour promouvoir le vélo. 
Les catégories «stationnements vélos»
et «vélo et autorités» sont les moins bien
notées. Comprendre: les cyclistes ne se
sentent pas pris au sérieux. Les respon -
sables politiques et administratifs des
municipalités sont ainsi invités à investir
davantage dans des campagnes de sen-
sibilisation pour une utilisation accrue
du vélo et de prévention des vols, par
exemple en améliorant les infrastructu-
res de stationnement dans les gares.
Beaucoup de gens ne roulent jamais à

La ville la plus cyclophile 
est de nouveau Burgdorf
Burgdorf est de nouveau la ville de Velo Suisse. Elle est talonnée par Coire et Winterthour. Bonne
dernière, Zurich occupe la 28e place. Le réseau cyclable est bien noté, ce qui n’est pas le cas des
places de stationnement ni de la promotion du vélo. 

A la station-vélo de Bienne, les places de stationnement Photo: Gabriela Bolliger

sont couvertes et surveillées 24 heures sur 24. 
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heute schon das Velofahren mit vielen
Vorzügen verbunden ist. Es hat sich
noch nicht geändert: Die velofreund-
lichsten Schweizer Städte liegen in der
Deutschschweiz. Biel-Bienne als beste
Westschweizer Stadt erhält bei den mit-
telgrossen Städten die Bronzemedaille.
Bei den mittelgrossen Städten sind zu-
dem Neuchâtel und Fribourg in der
Rangliste vertreten. Bei den Grossstäd-
ten liegen Lausanne und Genf direkt vor
dem Schlusslicht Zürich. 
Alle 14 mit «gut» (Note höher als 4) be-
werteten Städte sind – mit Ausnahme
von Biel – in der Deutschschweiz. Das In-
teresse an der Umfrage war in der West-
schweiz besonders gross: Die Rückmel-
dungen aus Genf waren zahlreicher als
aus Basel, aus Lausanne kamen dreimal
so viele wie aus Winterthur.

Daniel Bachofner, Pro Velo

Viele Leute fahren überhaupt nicht Velo
und haben sich dafür gute Gründe zu-
recht gelegt: der gut ausgebaute öV, das
schlechte Wetter und mancherorts die
Topografie. Jene, die tatsächlich regel-
mässig Velo fahren, urteilen anders: Sie
stellen die Möglichkeit, schnell und di-
rekt ans Ziel zu kommen, als unübertrof-
fenen Nutzen in den Vordergrund. 

Velofreundliche Deutschschweiz –
viel Interesse in der Romandie
Das Wohlbefinden der Velofahrerinnen
und Velofahrer wurde unter anderem
mit der Frage gemessen: «Wie gut kann
ich hier Velo fahren?» Diese Frage ergibt
ein positiveres Bild als der Durchschnitt
über alle Fragekategorien. Die Velofah-
renden nahmen bei der Velostädteum-
frage also die Gelegenheit wahr, Kritik
und Wünsche anzumelden. Gleichzeitig
deklarierten sie aber auch, dass für sie

Die meisten Städte dürfen sich darüber
freuen, dass sie im 2013 besser bewer-
tet werden als in den Umfragen von
2005 und 2009. Die Fragen drehten sich
um die sechs Kategorien Verkehrsklima,
Sicherheit, Komfort, Wegnetz, Abstell-
anlagen und Stellenwert des Velofah-
rens. Das Wegnetz erhält die beste Be-
wertung, was nichts anderes bedeutet
als: Ein velofreundliches Wegnetz ist der
Anfang einer guten Veloförderung. 
Die Kategorien «Abstellanlagen» und
«Stellenwert des Velofahrens» schnei-
den am schlechtesten ab. Die Velofah-
renden fühlen sich nicht ernst genom-
men. Die Verantwortlichen in Politik und
Verwaltung der Städte sind aufgefor-
dert, mehr in Kampagnen für eine hö-
here Velonutzung und in die Diebstahl-
prävention zu investieren beispielweise
durch bessere Abstellmöglichkeiten an
Bahnhöfen.

Velofreundlichste Schweizer
Stadt ist erneut Burgdorf
Burgdorf ist erneut die Velostadt der Schweiz. Chur und Winterthur liegen auf den Plätzen 
zwei und drei. Schlusslicht auf Platz 28 ist die Stadt Zürich. Das Velowegnetz erhält gute 
Noten, schlechter werden Abstellanlagen und der Stellenwert des Velofahrens bewertet. 

PRIX Velostädte
Anlässlich der Bikedays Solothurn
wurde am 9. Mai 2014 der Preis für
die velofreundlichste Stadt verlie-
hen. Insgesamt wurden 28 Städte
rangiert, die in der Internetumfrage
von mindestens 130 Personen beur-
teilt wurden. dba

Rangliste nach Einwohnern
Kleinstadt (<29 999)
1. Burgdorf
2. Zuchwil
3. Solothurn

Mittelgrosse Stadt (30 000–99 999)
1. Chur
2. Köniz
3. Biel-Bienne

Grossstadt (>100 000)
1. Winterthur
2. Basel
3. Bern

Informationen: 
www.velostaedte.ch

Die Velostation beim Burgdorfer Bahnhof entstand 2013 auf Initiative Bild: Janosch Hugi

der Pro Velo Burgdorf in Zusammenarbeit mit der Stadt Burgdorf.
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Ausschreibung für den
Green Award 2015
Grüngut aus Haushalt, Gärten
und Landwirtschaft ist ein wichti-
ger Rohstoff, den viele Gemein-
den schon heute wiederverwer-
ten. Nicht in genügendem Um-
fang allerdings, wie eine Anfang
dieses Jahres publizierte Studie
des Bundesamts für Umwelt
zeigt. Der Anteil an organischen
Abfällen in der Kehrichtverbren-
nung ist demnach von einem
langjährigen Anteil von einem
Viertel neuerdings auf gegen ei-
nen Drittel gewachsen. Damit
bleiben wichtige Rohstoffe unge-
nutzt, da bei der favorisierten
Kompostierung oder Vergärung
nicht nur Nährstoffe in die Böden
zurückgelangen, sondern auch
die Stoffkreisläufe geschlossen

werden. Um auf diesen Sachver-
halt hinzuweisen, haben der Ver-
band Kompost- und Vergärwerke
Schweiz und der Verband Bio-
masse Schweiz den Green
Award® ins Leben gerufen. Sie
zeichnen Schweizer Gemeinden
oder Zweckverbände mit dem
vorbildlichsten Grüngut-Recyc-
ling aus.
Bewerbungsunterlagen:
www.greenaward.ch
Kontakt: Tel. 031 858 22 24
Mail: info@kompostverband.ch

Lancement du
Green Award 2015
Les biodéchets issus des ména-
ges, des jardins et des exploita -
tions agricoles constituent une
matière première que beaucoup
de communes valorisent déjà à
l’heure actuelle. Selon une étude
de l’Office fédéral de l’environ-
nement de janvier 2014, la part

des déchets organiques conte-
nue dans les déchets incinérés a
augmenté à un tiers. Selon les
associations de valorisation des
déchets verts, cette tendance
doit absolument être brisée.
L’Association Suisse des Installa-
tions de Compostage et de
 Méthanisation et l’Association
Biomasse Suisse lancent le
Green Award® 2015, distinction
des communes suisses prati-
quant une gestion exemplaire
des biodéchets. La commune
élue sera celle qui offre le meil-
leur service à sa population, al-
lant de l’ information et de la sen-
sibilisation des citoyens à la va-
lorisation des biodéchets, jus-
qu’à la qualité du service de
collecte. Le 19 juin 2015 aura lieu
la deuxième remise lors du con-
grès Suisse Public à Berne.
Documents pour la candidature:
www.greenaward.ch
Contact: tél. 031 858 22 24
E-mail: info@kompostverband.ch

Ostschweizer
Gemeindetagung
«Gemeindepräsident/in gesucht»:
So lautet das Thema der 4. Ost-
schweizer Gemeindetagung, die
vom Ostschweizer Zentrum für
Gemeinden der Fachhochschule
St. Gallen organisiert wird. Ge-
meinden und kommunale Par-
teien müssen sich vermehrt auf
langwierige und ressourcenauf-
wendige Personalsuche begeben,
um ihre Ämter besetzen zu kön-
nen. Nicht selten lässt sich erst im
letzten Moment eine Person fin-
den. Was sind die Ursachen für
diesen Umstand? Kommt das 
Milizsystem an seine Grenzen?
Welches Anforderungsprofil ist
für ein kommunales Exekutivamt
nötig? Wie kann die Rekrutierung
erfolgreicher und das Amt attrak-
tiver gestaltet werden? Diesen
und anderen Fragen wird an der
Ostschweizer Gemeindetagung
nachgegangen.
Wann: 20. Juni
Wo: St. Gallen
Kontakt:Tel. 071 226 16 17
Mail: tagungssekretariat@fhsg.ch
Website: www.fhsg.ch

Fachmesse für
Arbeitssicherheit
Arbeitsschutz ist ein sozial- und
gesellschaftspolitisches Thema,
vor allem aber sind Sicherheit
und Gesundheit am Arbeitsplatz
eine Frage des persönlichen Bei-
trags der Praktiker am Ort des
Geschehens. An drei Tagen ver-

mittelt die Fachmesse für Ar-
beitssicherheit und Gesund-
heitsschutz am Arbeitsplatz ei-
nen umfassenden Marktüber-
blick, präsentiert zahlreiche Pra-
xisbeispiele und bietet viele
Gelegenheiten für den fachlichen
Austausch mit Experten. Ein um-
fangreiches Vortragsprogramm
ergänzt die Standpräsentationen
der Aussteller. Experten und
 Berufspraktiker referieren über
 Arbeitssicherheit und Gesund-
heitsschutz.
Wann: 25. bis 27. Juni
Wo: Bernexpo (Halle 2.2)
Kontakt:Tel. 022 733 17 52
Mail:
info@arbeitssicherheit-schweiz.ch
Website:
www.arbeitssicherheit-schweiz.ch

Energietagung für
Städte und Gemeinden
Die neu konzipierte Energie -
tagung für Städte und Gemein-
den rückt die zentrale Rolle und
das grosse Engagement der
städtischen und kommunalen
Energieversorger beim Umbau
der schweizerischen Energiever-
sorgung in den Vordergrund. Auf
Basis einer Analyse der Heraus-
forderungen und Entwicklungen
werden Ideen und Lösungen für
den erfolgreichen Umbau vorge-
stellt, mit Fokus auf die Querver-
bundsstrategie und die Netzkon-
vergenz. Die «Schweizer Ge-
meinde» ist Medienpartner.
Wann: 26. Juni
Wo: Solothurn
Kontakt:Tel. 062 825 25 44
Mail: rosa.soland@strom.ch
Website: www.strom.ch

Siedlungsrand aufwerten:
FLS sucht Pilotprojekte
Der Siedlungsrand ist vielerorts
landschaftlich keine Augenweide
und auch sonst kein attraktiver
Ort. Er ist oft eher zufällig im
Zuge des Siedlungswachstums
entstanden und nicht bewusst
gestaltet. Viele Flächen sind nicht
zugänglich; die Umgebung ist oft
nicht durchlässig. Doch in jedem

Siedlungsrand steckt auch viel
Potenzial! Darauf will der Fonds
Landschaft Schweiz (FLS) mit ei-
ner Kampagne aufmerksam ma-
chen. Zurzeit läuft die Suche
nach Pilotprojekten, die Möglich-
keiten zur Aufwertung des Sied-
lungsrands aufzeigen. Das Ziel:
Der Übergangsbereich zwischen
überbauten und unbebauten
Flächen soll zugänglich, durch-
lässig und multifunktional nutz-
bar werden – für Naherholung
und Naturbegegnung, für Land-
wirtschaft und Biodiversität, für
Mensch und Natur.
Konkret will der FLS am Sied-
lungsrand identitätsstiftende
Landschaftselemente fördern –
getreu dem Auftrag, den er 1991
zur 700-Jahr-Feier der Eidgenos-
senschaft erhalten hat: natur-
nahe Kulturlandschafen pflegen
und wiederherstellen.
Eingabefristen: 2. Juni und 6. Okt.
Kontakt:Tel. 031 350 11 50
Mail: info@fls-fsp.ch
Website: www.fls-fsp.ch 

PUBLIKATIONEN

Altersarbeit und -politik
in Nürensdorf
Viele Gemeinden stehen vor der
Frage, wie sie sich möglichst gut
auf die Herausforderungen der
demografischen Alterung vorbe-
reiten können. Einige haben be-
gonnen, Ideen zu entwickeln und
diese umzusetzen – etwa die Zür-
cher Gemeinde Nürensdorf. Die
Beschreibung des Projekts «Le-
ben 60+» und die Erfahrungen
im politischen Entscheidungs-
und Umsetzungsprozess sind im
«Age Impuls»/April 2014, der Pu-
blikation der Age Stiftung, doku-
mentiert. «Leben 60+» ist ein gu-
tes Beispiel, wie Wohnen und
 Älterwerden in einer Gemeinde
integriert betrachtet werden kön-
nen. Es zeigt, welche Höhen und
Tiefen zu bewältigen waren und
wie sich das Projekt konkreti-
sierte und veränderte. 
Kontakt: Tel. 044 455 70 60
Download/Bestellung:
www.age-stiftung.ch

Speisereste Bild: Biomasse Schweiz

können wiederverwertet werden.
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GTSM Magglingen AG, Magglingen
Rheinfelder Augarten-Siedlung 

Die Siedlung Augarten, zur Ge-
meinde Rheinfelden AG gehörig,
ist eine Art Ministadt. Basierend
auf einer Bedürfnisanalyse unter
den Mitbewohnern wurde be-
schlossen, die Attraktivität der
Siedlung zu steigern und insbe-
sondere den Kontakt unter den
Bewohnern durch Begegnungen
im Aussenbereich zu fördern. 
Der grösste Teil der Spielplätze
wird durch das Schweizer  Tradi-
tionsunternehmen GTSM Magg-
lingen AG zusammen mit dem
Gartenbauer Giardino Bonfiglio
erneuert. Die Installationen auf
Basis der bekannten und qualita-
tiv hochstehenden Geräte von
Lappset entsprechen selbstver-
ständlichen den neuesten Si-

cherheitsnormen für Spielge-
räte. Das eine Highlight ist sicher
das Spielgerät «Happy Kids», wel-
ches spezifisch für Augarten und
das dortige Gelände entwickelt
wurde. Beim anderen Highlight,
«Ewigkeit» genannt, kommt es
mit der erstmaligen Verwendung
einer «Drop Zone», einer Art Feu-
erwehrstange, entlang derer die
Kinder auf einer hydraulischen
Plattform dem Boden entgegen-
schweben, als Teil einer Mehr-
turmanlage zu einer Schweizer
Premiere. GTSM Magglingen AG
hat auch den Fitnessparcours ge-
plant, welcher mit wenig expo-
nierten Stationen schlussendlich
durch die ganze Siedlung führt.
An zehn Standorten werden spe-

zifisch für den Aussenbereich
konzipierte Fitnessgeräte immer
zu zweien montiert. Das Konzept,
welches in Zusammenarbeit mit
ausgebildeten Turn- und Sport-
lehrern und aktiven Sportlern
entwickelt wurde, achtet darauf,
dass unterschiedliche Kondi -
tionsfaktoren und unterschiedli-
che Muskelgruppen beansprucht
werden und sowohl Wege, wie
auch klare und korrekte Übungs-
anleitungen signalisiert sind.
Eine kostenlose Broschüre wird
einen Überblick über die Anla-
gen und deren Benutzung geben
und viele Tipps, Tricks, Ideen und
Hinweise enthalten.
Die Eröffnung ist noch vor den
Sommerferien geplant.

Büro Zürich:
GTSM Magglingen AG
Grossäckerstrasse 27
8105 Regensdorf
Tel. 044 461 11 30
info@gtsm.ch
www.gtsm.ch

Bürli AG, St. Erhard
«Silberregen» verzaubert den Abenteuerspielplatz

Was früher unsere Parkanlagen
und Alleen verschönerte, trifft
man jetzt auch auf immer mehr
Spielplätzen an: die Robinie. Das
Holz des robusten Baums mit
seinen weissen, traubenartigen
Blütenständen (daher im Volks-
mund «Silberregen») ist unver-
gleichlich hart, dauerhaft und
dennoch biegsam – also ideal für
naturnahe Kinderspielplätze. Mit
einem neuen Basisprogramm aus
Robinienholz startet die Bürli AG
in die Spielplatz-Saison 2014. 
Die Nachfrage nach ökologischen
und einzigartigen Produkten ist
hoch. Ökologisch, weil das Ro -
binienholz sehr witterungsbe-
ständig und widerstandsfähig ist
und deshalb unbehandelt ver-

baut werden kann; und einzigar-
tig, weil die Holzelemente in ihrer
natürlichen krummen Wuchs-
form belassen und Stück für
Stück individuell bearbeitet wer-
den. Das unterstreicht den natür-
lichen Look und das Abenteuer-
und Naturerlebnis für die Kinder.
Die Spielgeräte aus Robinienholz
reihen sich in bekannter «Bürli-
Qualität» nahtlos in den aktuellen
Produktekatalog ein. Dank der In-
dividualität der Bauteile sind die
Geräte aus dem Basisprogramm
Robinie auf Wunsch frei kombi-
nier- und erweiterbar.

Bürli Spiel- und Sportgeräte AG
6212 St. Erhard
www.buerliag.com

Flachglas (Schweiz) AG, Wikon
Gebündelte Glaskompetenz

Die Flachglas (Schweiz) AG mit
Sitz der Unternehmenszentrale
in Wikon ist seit Oktober 2013
neuer Vertriebspartner der OKA-
LUX GmbH aus Marktheidenfeld
(DE). Beide Firmen sind aner-
kannte Spezialisten, wenn es
um innovative Lösungen für Ar-
chitekturglas und Bauvergla-
sungen geht. Flachglas Schweiz
bietet neben der Herstellung
von Isolier- und Verbundsicher-
heitsgläsern in den drei Produk-
tionsstandorten Wikon, Thun so-
wie Münchenbuchsee den Ver -
trieb der kompletten Bauglaspal-
lette an. Das Portfolio erweitern
die Funktionsgläser von OKA-

LUX optimal für die Schweiz.
OKALUX gehört zu den interna-
tionalen Experten auf dem Ge-
biet der Tageslichtnutzung. Für
alle ästhetischen und funktiona-
len Anforderungen bietet der Iso-
lierglashersteller OKALUX aus
Deutschland die passende Glas-
lösung. Die Funktionsgläser er-
füllen nicht nur die Ansprüche
von Museen, von Büro- und In-
dustriegebäuden, sondern auch
von Schulen und Sporthallen.
 Individuelle Einlagen im Schei-
benzwischenraum – Streckme-
talle, filigrane Holzraster, Kapil-
lareinlagen, Aerogel und andere
Werkstoffe – eröffnen grosse

 gestalterische Spielräume bei
höchstmöglicher Funktionalität.
Produkte wie OKALUX oder KA-
PILUX stehen für Wärmedäm-
mung und Tageslichtnutzung,
OKATECH und OKAWOOD für
Sonnenschutz und Design, OKA -
GEL für zukunftsweisende trans-
parente Wärmedämmung. Die
Zusammenarbeit der Flachglas
(Schweiz) AG und der OKALUX
GmbH bringt zwei bestens etab-
lierte Unternehmen der Isolier-
glasbranche zusammen, die so-
wohl vom Austausch des vor-
handenen Know-hows als auch
gegenseitig von ihren guten
Netzwerken profitieren können.

Flachglas (Schweiz) AG
Zentrumstrasse 2
4806 Wikon
Tel. 062 745 00 30
info@flachglas.ch
www.flachglas.ch
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Spielplatzeinrichtungen

Spiel + Sportgeräte AG
Kantonstrasse, 6212 St. Erhard

Tel. 041 925  14  00, Fax 041 925  14  10
www.buerliag.com
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SAC-O-MAT (Schweiz) AG
6212 St. Erhard
Hundetoiletten 
und Sackdispenser
Tel. 041 925  14  25
Fax 041 925  14  10
www.sacomat.ch

Abfallentsorgungssysteme

Abfall/Recycling
Ordures/Recycling

Arealpflege
Entretien du site

Hundetoiletten
Vitrinen

Abfallbehälter Arbeitsbühnen

Information
Information

Bauen/Renovieren
Bâtir /Remettre à neuf

School of Management and Law
Institut für Verwaltungs-Management
Bahnhofplatz 12, Postfach, 8401 Winterthur
Tel. +41 58 934 79 25, Fax +41 58 935 79 25
Mail: info.ivm@zhaw.ch, www.ivm.zhaw.ch

Aus- und Weiterbildung
Formation initiale et continue

Fahrzeugausbau

Baumpflege

Bewässerungsanlagen

PPPPeeeerrrrrrrrooootttttttteeeetttt &&&& PPPPiiiilllllllleeeerrrr AAAAGGGG
33117788 BBöössiinnggeenn

BBeewwäässsseerruunnggssaannllaaggeenn
IInnssttaallllaattiioonn dd''aarrrroossaaggeess

Tel. 031 747 85 44   office@perrottet-piller.ch

Kommunalfahrzeuge/-geräte
Véhicules/équipements communale

Aussenraum-Gestaltung

Öffentliche Anlagen
Aménagement public

Parkmobiliar

Sanitäre Anlagen / Installations sanitaires

Datenschutz

Informatik
Informatique
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Markierungen + Signalisationen  

Versicherungsberatung

Revision/Beratung/Treuhand

ROD Treuhandgesellschaft des Schweizerischen
Gemeindeverbandes AG
Solothurnstrasse 22, 3322 Urtenen-Schönbühl
Tel. 031 858 31 11, Fax 031 858 31 15
Internet: www.rod.ch, E-Mail: rod.schoenbuehl@rod.ch

Verwaltung
Administration

Die Geschäftsstelle des Schweizerischen 
Gemeindeverbandes verkauft die Post-, E-Mail-
und Websiteadressen der Schweizer Gemein-
den. Die Adressen sind als Excellisten oder als
Klebeetiketten erhältlich und können nach 
Kanton, Sprachregion oder Anzahl Einwohner
sortiert werden. 

Schweizerischer
Gemeindeverband
Laupenstrasse 35 
3001 Bern
Tel.031 380 70 00
verband@chgemeinden.ch
www.chgemeinden.ch

Adressen

Schneeräumung

Winterdienst
Service hivernal

Treuhand/Versicherung
Fiduciaire/Assurance

Putztextilien/Hygienepapiere
Delta Zofingen AG
Reinigungsvlies und -papier
Putztextilien Tel. 062 746 04 04
4800 Zofingen Fax 062 746 04 09
info@delta-zofingen.ch

Thomi + Co AG
Rütschelenstrasse 1
Postfach 180
4932 Lotzwil

Telefon 062 919  83  83
Telefax 062 919  83  60
Internet http://www.thomi.com
E-Mail info@thomi.ch

Schutzartikel von Kopf bis Fuss:
Arbeitshandschuhe, Schutzbekleidungen,
Schutzbrillen, Schutzhelme, Gesichtsschilde,
Sicherheitsschuhe, Arbeitsstiefel, Gehörschutz-
artikel, Atemschutzmasken, Fallschutzartikel

Arbeitsschutzprodukte

Sicherheit
Sécurité

Strassen
Routes

Spielplatzplanung

Aussenleuchten

Öffentliche Beleuchtungen
Illumination publique

Öffentliche Anlagen
Aménagement public

Reinigung/Hygiene
Nettoyage/Hygiène

Spielplatzeinrichtungen

Treuhand/Versicherung
Fiduciaire/Assurance

Schweizerischer Gemeindeverband, Laupenstrasse 35, 3001 Bern, Tel. 031 380 70 00, verband@chgemeinden.ch

Gut informiert auf

www.chgemeinden.ch
Auf seiner Website informiert der Schweizerische Gemeindeverband in verschiedenen Rubriken
über seine Aktivitäten und Angebote. Unter anderem können auch alle Fachartikel aus der
«Schweizer Gemeinde» heruntergeladen werden.
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Neue Vorstellungen
über Schulhäuser
Werden Schulhäuser instand gesetzt, denken viele nur an 
bauliche Massnahmen. Wichtig wäre es auch, die Nutzer, also
Lehrerinnen und Lehrer, an den Tisch zu holen, damit die 
umgebauten Räume adäquat genutzt werden können.

In der Schweiz werden jedes
Jahr mit Steuermilliarden Volks-
schulen baulich instand gesetzt.
Zusätzlichen Schub erhält dies in
manchen Kantonen durch Har-
mos. Das insgesamt enorme
 Infrastrukturprojekt würde auf
kommunaler Ebene eine inte-
grale Immobilienstrategie be-
nötigen, sollen Fehlinvestitio-
nen beziehungsweise Fehlpla-
nungen vermieden werden. Das
heisst, in die Planung sollten ne-
ben Anforderungen durch bauli-
che Mängel, Akustik, Hindernis-
freiheit, Brandschutz, Energie-
verbrauch, Erdbebensicherheit
usw., auch gewandelte Schul-
vorstellungen eingehen. Damit
dies geschieht, müssen sich ins-
besondere Schulbehörde, Bau-
ämter, Schulleitungen, Lehrper-
sonen, Raumplaner und Archi -
tekten zusammenfinden. Das
würde helfen, Fragen zu beant-
worten: Wann und wie zum Bei-
spiel die Lehrpersonen einbezo-
gen werden, damit sie später die
umgebauten Räume für ihren
Unterricht adäquat nutzen, oder
wie Wettbewerbsverfahren zu gestalten
sind, damit Architekturschaffende recht-
zeitig durch Schulideen inspiriert wer-
den. An diesen gewichtigen Beispielen
wird erkennbar, wo das Netzwerk an-
setzt: Es will zum Zusammenfinden
beitragen, nicht durch Patentlösungen,
sondern durch den Austausch von Er-
fahrungen und Wissen aller erwähnten
Kreise. Mit diesem Ziel gründeten in
der Thematik erfahrene Personen aus
der deutschsprachigen Schweiz im
Jahr 2009 in Aarau das Netzwerk Bil-
dung & Architektur.

Tagungen ermöglichen 
den Austausch
Das Netzwerk organisiert für den erwähn-
ten Austausch Tagungen, die Nä chste
im September 2014 zum Thema 
«bildungsRÄUMEvernetzen» (siehe in-
tegrale Immobilienstrategie). Es wer-

den Exkursionen durchgeführt, die rele-
vanteThemen erlebbar machen, wie die
nächste Veranstaltung am 17. Juni 2014
in Solothurn mit dem Titel «Naturnahe
Kindergarten- und Schulhausumgebun-
gen». Vortragsreihen mit Diskussionen
werden angeboten, um Themen zu 
vertiefen, zum Beispiel «Gemeinsam
Lern- und Lebensräume gestalten» am
«Schulbau Forum Nordwestschweiz» in
Basel. Fachleute stehen bei Anfragen
durch Gemeinden für erste Auskünfte
zur Verfügung. Darüber hinaus engagie-
ren sich die Mitglieder des Trägerver-
eins an verschiedensten Anlässen im In-
und Ausland. 

Dr. Urs Maurer, Präsident
Netzwerk Bildung & Architektur

Informationen: 
www.netzwerk-bildung-architektur.ch

Vorschau Juni
Die nächste Ausgabe erscheint am
13. Juni. Wir berichten über Aus- und
Weiterbildungen und sowie über die
höhere Berufsbildung öffentliche
Verwaltung (HBB öV).

Urs Maurer. Bild: zvg
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